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Einleitung.

Vorliegende Arbeit will eine dogmatiscli-juristische sein,

d. h, sie will ein bestimmtes Rechtsgebiet eines bestimmten

Kulturkreises bearbeiten, dabei aber zwei Ziele verfolgen:

einmal eine systematische Erkenntnis der talmudischen

ßechtssätze, wobei darunter nichts anderes als „die lieber- und

Unterordnung der Begriffe und der sie verbindenden Sätze" ^)

verstanden werden soll, was nur allein die Möglichkeit gibt,

das rohe Material zu bewältigen und zu behalten, und zweitens

eine dogmatische Erkenntnis, „als Versuch, das notwen-

digermaßen unvollständige Gesetz im Sinne der Lücken- und

Widerspruchslosigkeit zu bearbeiten" ^). Nun wird aber als

eine notwendige Vorbedingung einer jeden dogmatischen Be-

arbeitung eines Rechts seine Geltung aufgestellt. So sagt

z. B. Radbruch: „Die juristische Dogmatik . . . hat einen

Sinn nur, so lange die praktische Anwendung des Gesetzes

bezweckt wird; für die lediglich theoretische Betrachtung be-

steht kein Grund, es nicht mit einer Konstatierung einer Lücke,

einer Unklarheit oder eines Widerspruchs sein Bewenden

haben zu lassen. Mit dem Augenblicke, wo es außer Geltung

tritt, hört deshalb das Gesetz auf, möglicher Gegenstand der

juristischen Dogmatik zu sein, und bleibt möglicher Gegenstand

nur der Sozialwissenschaft
"

^), Noch schärfer drückt sich

J ellin ek aus: „Eingehende Erörterung von Kontroversen

^) V, Liszt, Strafrechtliche Aufsätze und Vorträge Bd. I, S. 214.

^) G. Radbruch, Monatschrift für Kriminalpsychologie und Straf-

rechtsreform Bd. II, 1906, S. 424. — Kantorowitz, ebenda Bd. IV,

1908,8,75.

8) G, Radbruch, a. a. 0. S. 425.



etwa des römischen Rechts . . , nach streng juristischer Methode,

die ja in erster Linie künftige Fälle des Zweifels und Streites

entscheiden lehren soll, wäre vergebliche, den Spott heraus-

fordernde Mühe, weil jede Möglichkeit fehlt, die erstarrte

Vergangenheit durch bessere, der Gegenwart entstammende

Kenntnis zu reformieren. Es gibt kein Seinsollendes nach

rückwärts" ^).

Was gerade das talmudische Recht angeht, so ist es viel-

leicht angebracht, von ihm nicht nur als von einem historischen,

sondern auch als einem geltenden Rechte zu sprechen. Die

dogmatische Bearbeitung des Talmuds wird somit eine prak-

tisch-wichtige, insofern sie auch vom Seinsollenden

handeln soll und kann. Denn unter Greltung darf man

nicht gerade die sofortige Durchführbarkeit und Durchsetz-

barkeit des Rechts im Leben verstehen, die als solche

keineswegs den Grund für eine dogmatische Bearbeitung eines

Rechts (mit Rücksichtnahme auf das Seinsollende) ausmachen

kann^), sondern nur die praktische Bedeutsamkeit über-

haupt, sei es für die Regulierung der menschlichen Lebens-

verhältnisse, sei es aber auch für das im Leben unaufhörlich

erfolgende Studium des Rechtes, Beides, sowohl der Lebens-

zweck, als auch der reine Erkenntniszweck, erfordert die dog-

matische Behandlung des Rechts. Letzteres trifft aber für

den Talmud zu^): Der Talmud wird in seinem weitaus größten

Teile nicht aus theoretischen, sondern aus rein religiösen
Gründen studiert und gepflegt, somit wenn nicht der Praxis

dienend, so auch nicht aus rein historischen Gesichtspunkten

bearbeitet, sondern weiter entwickelt und vervollständigt, als

wäre er praktisch anwendbar*). Es entspricht somit

1) G. Jellinek, Allgemeine Staatslehre 2. Aufl., S. 51.

^) Man denke nur an ein erobertes Land, dessen aufgehobenes

Recht von den Eroberten sorgsam gepflegt wird in der Hoffnung seiner

künftigen Zurückeinsetzung.

^) Es dürfte hier als Analogie das kanonische Recht genannt werden.

*) Die Bibel empfiehlt viele Mal, die Gesetzeskunde nicht nur histo-
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die dogmatische Bearbeitung des . Talmuds wenn nicht den

praktischen Zwecken der Rechtssetzung und — Sprechung,

so doch dem Erkenntnisziele der religiösen Studierenden und

der innern Logik des Studiums eines Gegenstandes selbst.

Was nun die systematische Seite der Arbeit betrifft, so ist

es klar, daß der jeweilige Stand der begrifflichen Erkenntnis

des Rechts überhaupt auf die begriffliche Gestaltung eines

wenig entwickelteren Rechts einwirken muß, indem man selbst

die Auswahl und die allgemeine Orientierung im Stoffe nur

nach gewonnenen vorhandenen Mustern vornehmen kann. Es

ist überhaupt unmöglich, ohne jede Begriffe, die wohl Pro-

dukte der fortgeschrittenen Wissenschaft sind, bei der Be-

handlung eines älteren Stoffes zu operieren, die aber selbst-

verständlich in der allgemeinsten Formulierung benützt,

ihre konkrete und spezifische Ausbildung nur dem-

selben Stoffe entnehmen müssen^). So darf man auch an

den talmudischen Stoff, wie alt er auch sei, auch mit moder-

nen, dem alten Rechte unbekannten, von ihm selbst ungeahn-

ten Begriffen herantreten und sie in den vorhandenen Stoff

durchzuführen suchen (was bei der Behandlung eines

historischen Rechtes unstatthaft ist), denn das Streben nach

systematisch-dogmatischer Beherrschung eines Stoffes darf

jedesmal mit vorhandenen Werkzeugen-Begriffen vor sieh gehen.

So haben auch die unzähligen jüdischen Kommentatoren und

Dezisoren, die den eigentlichen Talmudisten folgten und in

verschiedenen Zeiten lebten, immer unbewußt mit ihren eigenen
Methoden und Begriffen gearbeitet, die sie den verschiedensten

Einflüssen verdankten.
1

risch zu studieren, sondern auch weiter zu entwickeln C'T'1K''1 miM '.'''1J''),

als ein „SeinsoUendes". Dabei muß sich aber die Weiterentwicklung
in den von der Bibel vermeintlieh gezogenen Grenzen bewegen.

^) „Es soll nur das zum klaren Ausdruck gebracht werden, was

das frühere Kecht, um mit v. Ihering zu sprechen, instinktiv gefühls-

mäßig geregelt hat" (Schoten sack, Der Strafprozeß der Kai'olina. —
Derselbe im Gerichtssaal Bd. LXX, S. 113).
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Nur immer neue Hineinarbeitungen können zu neuen

Bearbeitungen führen.

Was nun speziell diese Arbeit betrifft, so ist noch fol-

gendes zu bemerken: Die verschiedenen Begriffe und Meinun-

gen, die da als Resultate aufgestellt sind, sind meistens als

Abstraktionen aus einem bestimmten faktischen Materiale

der untersuchten ßechtssätze gewonnen. Da sie nun lediglich

empirische aposteriorische Verallgemeinerungen, nicht apriorische

Wahrheiten, universelle, keine generelle Prinzipien aufstellen

wollen, so wollen sie auch nur im Gebiete des tatsächlich

behandelten Materials Gültigkeit beanspruchen ^). Sie können

daher keineswegs aus anderen Rechtsgebieten des Talmuds

angegriffen werden; ebensowenig aber kann ihnen ein anderes

auf demselben Gebiete aufgestelltes Begriffssystem Abbruch

tun, sofern sie beide, jedes für sich, ihren Zweck, den Stoff

harmonisch zu ordnen, erfüllen. Der Angriff kann nur darin

bestehen, daß eben in unserem Begriffssystem falsche Ab-

straktionsarbeit, also Fehler der induktiven Bearbeitung

des Stoffes aufgezeigt werden, somit auch die Unmöglichkeit

der deduktiven Ableitung der einzelnen Rechtssätze aus den

oberen Prinzipien dargelegt wird, was aber das Ziel der

Untersuchung bildet ^).

Das Material der Rechtssätze bildet größtenteils der tal-

mudische Text mit seinen zwei wichtigsten Kommentaren:

Raschi und Tossaphoth, nur in wenigen Fällen
,
besonders

bei strittigen und unentschiedenen Sachlagen, ist zu Maimo-

nides gegriffen worden, ganz selten auch zu einigen anderen

Quellen. Wohl ist dabei die Relativität der endgültigen Be-

stimmungen nicht verkannt worden, es kam aber nur darauf

an, in großen Zügen ein Bild eines talmudischen Rechts-

gebietes zu geben.

') Selbstverständlich sollen die abweichenden Einzelfälle nicht ver-

schwiegen werden, obwohl auch dabei immer eine leichte Einzwängung
nicht zu vermeiden sein wird.

^) Von einer Kritik ist abgesehen worden.
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Die deutsche Uebersetzung (nur des Talmudfcextes) ist

nach L. Goldschmidt gemacht.

Abgrenzung der Materie und Anordnung der Arbeit.

Aus dem unendlich großen Material, das der Talmud für die

juristische Dogmatik bietet, soll hier nur der strafrechtliche

Teil allein behandelt werden. Es erhebt sich aber sogleich

die schwerwiegende Frage, nach welchem Kriterium und

Gesichtspunkte aus den vielverschlungenen und planlos ge-

ordneten Materien des Talmuds, die alle das Unrecht über-

haupt in allen seinen möglichen Formen zum Gegenstande der

Untersuchung haben, speziell die zivilrechtlichen Unrechts-

fälle ausgeschlossen und die strafrechtlichen ausgehoben werden

sollen. Es ist klar, daß hierfür, für die Unterscheidung der

beiden Hauptarten des juristischen Unrechts, nur die ver-

schiedenen Unrechtsfolgen, die an dieses Unrecht geknüpft

werden, also die Begriffe des Schadenersatzes und der

Strafe, maßgebend sein können. Wie sollen aber diese Be-

griffe bestimmt werden? Im Talmud gibt es für sie nicht

eine klar erfaßte und scharf präzisierte Formulierung; es er-

weist sich somit die Notwendigkeit, schon am Anfange der

Untersuchung die Hilfe moderner Rechtsbegriffe in Anspruch
zu nehmen^), um auf Grund deren sich einen Ueberblick

über den Gesamtstoff des Unrechts zu verschaffen und eine

Heraushebung des nötigen Stoffes vorzunehmen.

Für unsere Zwecke genügt es vollständig, die Begriffs-

bestimmungen von Bin ding — von Liszt anzunehmen:

„Die Strafe ist Rechtsminderung (des Schuldigen) zur

Genugtuung für ein unwiederherstellbares Unrecht; Schaden-

ersatz dagegen ist Aufhebung eines wiederherstellbaren,

*) Was auch als beste Illustration für die in der Einleitung aus-

geführten Gedanken dienen kann.
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dem Rechte widerstreitenden Zustandes ^)"' ^). Nun sollen an

diesem Maßstabe die Unrechtsfolgen des Talmuds gemessen

werden; aus den vielen Arten derselben heben wir hier nur

die wichtigsten hervor: Tod durch den Menschen, Tod durch

den Himmel, Geißelhiebe, die zwei-, vier- and fünffache Leistung,

Zahlung für den angerichteten Schaden, die „vier Dinge",

(„Wenn jemand einen Menschen verwundet, so hat er neben

der eigentlichen Entschädigung noch vier andere Zahlungen

zu leisten: Schmerzensgeld, Kurkosten, Versäumniskosten und

Beschämungsgeld
"

^), Lösegeld („Wenn ein Rind einen Men-

schen niedergestoßen hat und dieser gestorben ist, so ist,

wenn es gewarnt ist, Lösegeld zu zahlen" *)
"

^).

Von allen diesen angeführten Arten der Unrechtsfolgen

sind die ersteren fünf zweifellos — Strafen, da sie alle,

prinzipiell betrachtet, den schon eingetretenen verbrecherischen

Erfolg nicht reparieren, sondern, eine neue Wunde schlagend,

nur zur Genugtuung des erschütterten Rechtsbewußtseins bei-

tragen wollen^); Zahlung für den Schaden (pli)
— ebenso

zweifellos Schadenersatz; die vier Dinge (ona^ n)
—

gemischten

Charakters (Strafen scheinen dasSchmerzens-undBeschämungs-

1) V. Liszt, Lehrbuch S. 247; Deliktsobligationen S. 3. — Binding,
jy'ie Normen und ihre Uebertretung II. Aufl., Bd. I, S. 290. „Die Strafe

soll eine Wunde schlagen, der Schadenersatz eine andere heilen, wenn

möglich ohne eine zweite zu verursachen (S. 288). Vgl, auch Liep-

mann S. 190 ff.

^) Selbstverständlich sind diese Definitionen nicht absolut zu nehmen,
sie wollen nur den prinzipiellen Gegensatz ausdrücken.

s) Ueb. Bd. VI, 8. 11, A. 64.

') ^d» p3»
Ueb. Bd. VI, S. 144.

'')
Dabei ist folgendes in Betracht zu ziehen: Wenn auch die

„Tötung durch Gott" (DiDvt? iVS TlTi'^ü) nicht von Menschenhand aus-

geführt wird, so ist doch die Strafverhängung schon in der Prokla-

mierung seiner Strafwürdigkeit durch das Gericht zu erblicken. Die

Geldstrafen ('jT) "Ti ^bsiS) treten zusammen mit der zivilen Schaden-

ersatzpflicht auf. Sie sind Privatstrafen wie im römischen Rechte.
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geld [tW)yi '^l>Jt]
zu sein). Scilwierigkeifcen bietet nur der Be-

griff des Lösegeldes (n&to): er ist nicht als Schadenersatz (pi))

aufzufassen, da er keineswegs den (grundsätzlichen) Zweck

hat, den alten, durch das Unrecht zerstörten Zustand wieder-

herzustellen. Das beweist am besten folgende Stelle aus dem

Talmud:

«Wie ist, wenn das Kind zwei Teilhabern gehört, das

Lösegeld zu zahlen?"^) Dazu sagt Raschi:

„. . , denn wäre es ein Schadenersatz, so könnte der

eine imd der andere je eine Hälfte zahlen, denn das Gesetz

hat in diesem Falle den Schaden des Verletzten im Auge
und auf solche Weise wird ibm eben der volle Schaden be-

hoben, bei dem Lösegeld aber, das eine Sühne des Ver-

letzers darstellt, bedürfen die beiden einer ganzen Sühne,

wobei eine Hälfte des Lösegeldes nicht helfen kann", das

Gesetz aber nur von einem Lösegeld spricht 2). Wir sehen

also, daß, während beim Schadenersatz alles auf das Rechts-

gut des Verletzten ankommt (was mit der modernen

Begriffsbestimmung zusammenfällt), das Lösegeld vielmehr den

Zweck verfolgt, den Verletzten subjektiv zu reinigen

(iTiaa). Dadurch aber, durch die Nichtverfolgung des Inter-

esses des Verletzten (also durch das negative Merkmal), nähert

sich das Lösegeld der Strafe (ly^iy), denn auch letztere hat

zum Zweck, nicht das individuelle Interesse des Verletzten,

sondern das kollektive der Rechtsordnung im allgemeinen.

Wenn aber in diesem Zwecke auch die Besserung (sittliche

Reinigung) des Verletzers selbst mit einbegriffen ist (wie bei

"laia)^), so ist doch grundsätzlich das Augenmerk auf

den Schutz der Gesellschaft gerichtet, somit auch prinzipiell

von der Strafe verschieden. In großen Zügen läßt sich der

') "la *p"5 Ueb. Bd. VI, S. 144: IBü p)abtJ>ü ITi pÖh1ti> 'S '?tt> 1W
^) 'Ü p"3 Ueb. Bd. VI, S. 144: iKül ühtDi i^ibSi ^Xn pptJ «öbtt'S'l

*) Vgl. '^ra *p'S
Ueb. Bd. VI, S. 48.
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UnterscWed von laia, p)i und lyjiy folgendermaßen schemati-

sieren:

p)i (Schadenersatz) hat im Auge das. individuelle

Interesse des Verletzten,

1SÜ (Lösegeld) hat im Auge das individuelle Inter-

esse des Verletzers,

tyjiy (Strafe) hat im Auge das soziale Interesse der

Rechtsordnung.
Nun kennt aber der Talmud verschiedene mit Strafen

belegte Verbrechen: sowohl religiöse, als auch sozialschädliche.

Da aber wir nur die letzteren untersuchen wollen, so entsteht

für uns die Aufgabe, einen weiteren Ausschnitt aus dem straf-

rechtlichen Teil des Talmuds vorzunehmen, und zwar nicht

mehr nach der Art der Rechtsfolgen, sondern nach der

der angegriffenen Grüter. Diejenigen Verbrechen, die sich als

Angriffe nicht auf Rechtsgüter (des Individuums oder der

Gesellschaft), sondern auf Gottheitsgüter (Handlungen

religiösen Ge- und Verboten zuwider) darstellen, sollen also

außerhalb des Rahmens der Untersuchung bleiben. Dagegen
sollen aber keineswegs diejenigen Verbrechen ausgeschlossen

werden, die mit sozusagen göttlichen Strafen belegt sind

(Tod durch den Himmel —•

d''ött> ''Tä niT'ö) ,
wenn sie eben-

falls nur menschliche Interessen zu schützen bestimmt sind^)
"•

^).

^) Hier ist auch einiges über die folgende Talmudbestimmung zu

sagen: „Er ist dem menschlichen Gerichte gegenüber frei und dem himm-

lischen Gerichte gegenüber schuldig" (QilaU' '^i'^1'2 ^''Tll D1K ''J''1Ü IIÜS).

Sie bedeutet nicht eine Verwandlung des Schadenersatzes
(ptj)

in

eine Strafe (tt?jiy) aus dem Grunde, weil doch dadurch nichts wieder-

hergestellt wird, somit also diese Unrechtsfolge nicht den Zweck der

Reparation, sondern nur den der Genugtuung der Gesellschaft hat. Viel-

mehr besagt diese Bestimmung nur folgendes: als Unrechtsfolge soll

nach wie vor der Schadenersatz erscheinen, wobei aber sie juristisch
nicht ausführbar sein solle, sondern rair als moralisch-religiöse
Pflicht bestehen bleibe. Mehr noch: Nach der Meinung von (i"\yi «^{"jj ,ü"a)

y^^'IÖ hilft da auch eigenmächtige Selbsthilfe (no''B^), es wird also

durch diese Bestimmung nicht jede menschliche, sondern nur die
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Bevor wir nunmehr in die eigentliche Untersuchung ein-

treten, wollen wir in aller Kürze den Plan der aufgeworfenen

Fragen angeben. Da wir uns in der glücklichen Lage be-

finden, den Verbrechensbegriff in der modernen Strafrechts-

wissenschaft scharf ausgearbeitet zu finden, so wollen wir auch

ihn unseren Untersuchungen zu Grunde legen. Wir gehen

somit von der folgenden Definition des Verbrechens aus:

Verbrechen ist die mit Strafe bedrohte schuldhafte

rechtswidrige Handlung^).
Das Verbrechen ist somit seinem Substrate nach eine

Handlung, d. h. es muß als ein sinnfälliges Verhalten

erscheinen, das den Willen irgend eines lebenden Wesens

betätigt; wenn aber Willensbetätigung ohne einen Erfolg in

der Außenwelt nicht gedacht werden kann, so muß eben diese

Willensbetätigung mit dem Erfolge kausal verknüpft

sein, damit die beiden Elemente als eine Handlung erscheinen.

Somit ergibt sich nun die Summe der Probleme, die der

Handlungsbegriff, als erstes Element des Verbrechensbegriffs,

aufrollt,

A. Das Verbrechen als Handlung.

gerichtliche allein ausgeschlossen. Wenn zweifellos dadurch auch

der Effekt der Genugtuung erreicht werden wird, so ist doch diese

Wirkung sekundärer Art, die nicht imstande ist, den grundsätzlichen

Zweck der Bestimmung zu vertuschen. Ebenso aber wie bei Scliaden-

ersatz kann diese Bestimmung bei Lösegeld und Strafe vorkommen, was

wohl den besten Beweis für die Neutralität dieses Ausdruckes bietet.

^) Es ist da noch der Gegensatz von Buße (SD3p) und Ent-

schädigung (KJIbb) in Yü p'a üeb. Bd. VI, S. 49 zu erörtern. Ersterer

Begriff bedeutet nicht immer eine Strafe im Gegensatz zu KJlÜto, als

Schadenersatz, sondern es ist ein Gegensatz von Fehlen jeder Schuld

(oder Vorhandensein kleinerer Schuld) und Vorhandensein voller

Schuld, wobei aber beide sich im Gebiete des Schadenersatzes bewegen,

bei dem auch die Schuldfrage von Wichtigkeit ist; die Haftung der

Buße (l?QJp)
ist somit keine Strafe, die ohne Schuld unmöglich ist,

sondern nur eine Präventiv(Polizei)maßregel ,
die nur die Aufgabe hat,

die Aufmerksamkeit auf etwas zu lenken.

1) V. Liszt, Lehrbuch S. 117.
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a) Handlung als Körperverletzung.

b) Handlung als Willensbetätigung,

c) Subjekt der Handlung.

d) Erfolg der Handlung (Verletzungs- und Gefährdungs-

verbrechen).

e) Die Kausalität der Handlung.

Die Handlung muß nun rechtswidrig und schuldhaft sein,

damit sie ein Verbrechen bildet; daraus folgt die Behandlung
der zwei nächsten Verbrechensraerkmale :

B, Das Verbrechen als rechtswidrige Handlung.

C. Das Verbrechen als schuldhafte rechtswidrige

Handlung.

Auf die Behandlung der Strafbarkeit, des vierten und

letzten Verbrechensmerkmals, muß hier verzichtet werden, weil

hier der Zusammenhang mit anderen Rechtsgebieten die Pro-

bleme außerordentlich kompliziert.

A. Das Yerbreclien als Handlung.

a) Handlung als Körperbewegung ^).

Handlung im strafrechtlichen Sinne kann nur eine Körper-

bewegung sein, die sinnfällig jedem Menschen das Verbrechen

vor Augen führt und erst zweifellos die verbrecherische Ge-

sinnung des Täters offenbart. Dieser heute als kulturelles

Gemeingut aufzufassende Gedanke ist aber auch im Talmud

durchgeführt, wohlgemerkt, im spezifisch-juristischen Teile des

Strafrechts. Denn gerade in jenem Teil, wo die religiösen

Verbrechen behandelt werden, ist oft auch das bloße Wollen

oder gar der Gedanke an das Verbrechen (r?3ii>nio) genügend ^),

da man der Gottheit (nicht der menschlichen Gesellschaft)

gegenüber nicht nur gut handeln, sondern auch mit reiner

Seele und Gewissen auftreten darf, wohl aber schon jeder

^) Zu diesem Kapitel vgl, dasjenige über die Kausalität.

'0 ^'i niniü
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unlantere Gedanke die Seele zu trüben vermag ^)
"•

^). Also

Handlung = Körperbewegung ^). Doch ist gleich an dieser

Stelle ein schwieriges, mehr terminologisches Hindernis zur

klaren Erfassung des talmudischen Handlungsbegriffs zu be-

seitigen. In wörtlicher Uebersetzung heißt Handlung
—

nu'yD.

Wenn aber wirklich Handlung gleich wya ist, so ist

nicht das umgekehrte Urteil richtig: nt^iJü gleich Hand-

lung, denn Wi>b hat im Talmud mehrere Bedeutungen'').

Auf diese soll hier im kurzen eingegangen werden, während

sie jedesmal auch an der betreffenden Stelle betrachtet werden

müssen.

.iu>i;a ist einmal Handlung:

a) als Körperbewegung im Gegensatze zum Denken

(nau>n)a).

Selbstverständlich aber wird die Konstatierung der verbreoTieri-

schen Gesinnung auch da nur vermöge der körperlichen Andeutung
möglich sein (nicht also notwendig vermöge einer der Gesinnung pro-

portioneilen Handlung). Die anderen religiösen Verbreclien werden

aber von den Tätern selbst bekannt gemacht oder nur von ihnen selbst

erkannt und in rein individualistischer Form gesühnt (durclx Opfer

ns'13 ni3S"ip, Reinigung nnnja).

2) Hierher auch (üeb. Bd. IV, S. 221 ^ü .p'"^): „Hinsichtlich des

Sabbathgesetzes hat die Gesetzeslehre schon die bezweckte Arbeit

verboten, hierbei aber gilt dies nur als ,einfache Bedingung'", und bei

der Schädigung ist man wegen der einfachen Bedingung frei"
(pjy^

(Tiisö ppiis sü'iji isü'pj'S Xöi;i S'an b a niifi niDx mtynü naxbü^ nau^

Also: während bei religiösen Verbrechen schon der Wille allein, der

den angedeuteten Tatbestand begleitet, in Betracht kommt, bei juristi-

schen es eine Willensbetätigung in Form einer Körperbewegung sein

muß, die übrigens hier straffrei ist, weil sie nur eine einfache, keine

ursächliche Bedingung ist (über das letztere siehe unten).

3) Dazu ist in Vy p"^ (üeb. Bd. VI, S. 32) gesagt: „Die Kraft

gleiche dem Körper selbst (''ü'i laiJS ims)"! ci- li- die Körperbewegung
muß nicht gerade den unmittelbaren Druck des Körpers darstellen,

sondern soll überhaupt ein Ausfluß der physischen Kraft sein.

*) So ist es auch bei hiyya n pxty li^S Was auch ,lll>j>ü heißen

soll, die da fehlt, jedenfalls ist der ixb eine Handlung (als Unter,

lassung oder Kla")i
— einfache Bedingung).
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b) als eine positive Handlung, wodurch also das große

Gebiet der Unterlassungen ausgeschlossen wird (Beispiele bei

Nötigung),

c) als eine ursächliche Handlung, wodurch also das

Gebiet der einfachen Bedingtheit («ü'ii) ausgeschlossen wird.

(Als Beispiel dient die bald zu besprechende Frage des Redens)

d) niyj?» ist aber auch gleich Tatbestand, im Sinne

von einem Komplex gesetzlich bestimmter Merkmale eines

Verbrechens, im Gegensatz zu einer anderen Handlung
—

Körperbewegung, bei der eines der Merkmale fehlt.

Als Beispiel soll folgende Stelle dienen:

„Wenn jemand die Absicht hat, sich an einetii Depo-
situm zu vergreifen, so ist er, wie die Schule Sammajs
sagt, haftbar; die Schule Hillels sagt, er sei erst dann haftbar,

wenn er sich daran vergriffen hat" ^). Das Beabsichtigen

(aülh) wird hier von allen Kommentatoren als Aussprechen,

Reden (Tia''l) verstanden, doch macht die Schule Hillels

haftfrei, weil sie annimmt: „bei der Vergreifung ist die An-

eignung erforderlich" 2), d. h. als begriffliches Tatbestands-

merkmal der Untreue erscheint die Aneignung, was aber beim

Reden allein (als Versuch) fehlt. Derselben Meinung ist auch

die Schule Sammajs, die aber für diesen konkreten Fall

annimmt: nß^yiaiD nnii^nian by a'^Ti (er ist schuldig wegen der

Absicht wie wegen der Tat), also er haftet wegen des

Redens (lü''l), als wäre es ni»yö^). Aus dieser Gegen-

überstellung von n::t>nü und niy:>ü, die beide als Handlun-

gen — Körperbewegungen gedacht sind, geht hervor, daß wir

da mit einem Gegensatze von Tatbestand und einer untat-

bestandsmäßigen Handlung zu tun haben
'^).

h"Ki .b"a. Ueb. Bd. VI, S. 620. ty"s p'ipBa ^^ mb'irb ^mm

^) Somit ist hier der Versuch haftbar.

*) Man könnte noch auf andere Bedeutungen desselben Begriffs
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Es ist aber selbstverständlich, daß, wenn auch der Talmud

einige Arten der Willensbetätigungen der Menschen nicht

nt>l>a nennen will, sie doch vom Standpunkte der Wissenschaft

aus nicht minder Handlungen
—

Körperverletzungen sind. Also :

Handlung ist auch eine Unterlassung (z. B. th)S Vplp ist

eine Handlung), Handlung ist auch eine einfache, nicht ursäch-

liche Bedingung (köIj), sofern im letzteren Falle die Bedingung

eine Körperbewegung darstellt, im ersteren eine Körperbewe-

gung unterlassen worden ist, Handlung, führten wir aus, ist

Körperbewegung. Wenn aber dadurch der Wille (nstynü)

allein als Tatbestand ausgeschlossen wird ^), so bildet doch für

den Talmud das Reden, das Sprechen (Q''natt> , nia''py ^'iS''l) ein

Problem. Doch ist keineswegs anzunehmen, daß es sich dabei

darum handelt, ob das Reden überhaupt eine Handlung (in

unserem Sinne) bildet (obwohl auch der Talmud jedesmal die

Ausdrücke: ,nii>i>o iin ab, ''in Ti^sn" braucht), denn: a) nia''pi>

D'^natü = yo.'^l, das Reden ist eine Bewegung der Lippen,

also offenbar eine Körperbewegung, b) bei einer ganzen Reihe

von Verbrechen macht nur das Reden allein den Tatbestand

aus, wobei keine Zweifel entstehen (z. B. Eide); sondern es

handelt sich lediglich darum, ob das Reden als eine ursäch-

liche oder einfache Bedingung des Erfolges erscheint, was

aber von großer Bedeutung ist für die Haftbarkeit auch aller

anderen Handlungen überhaupt.. Selbstverständlich ist es

nun, daß diese Frage nicht absolut, sondern relativ je nach

hinweisen: im^J^ö
= Erfolg der Handlung, im Gegensatz zur Willens-

betätigung als einem anderen Teil der Handlung (siehe S. 10), rni?l?ü

= Casus,

') Als Beispiel einer gegenseitigen Ansicht sei hier angeführt:

aba Usy fpih (die Gotteslästerung hängt nur vom Herzen ab) C^.l'd liliö

Ueb. Bd. VU, S. 277J; hier wird also als Tatbestand des Ver-

brechens der Wille allein angenommen (a'?S V'm Tbj} San aVH np'^y

il^Toty,'! n'ni^ ptonüll>),
wobei das Aussprechen der Lästerung (nii'»'!)

nur als Konstatierungsmittel (niDK J?''»!!:'») erscheint i^r\"Cl ""nnaD',

^n ninna).
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dem vorliegenden Falle beantwortet werden kann, wobei sie

sich an die allgemeinen Grundsätze der talmudischen Lehre

von der strafrechtlichen Kausalität zu halten hat. Als Beispiel

sei hier ein Problem angeführt: „Wenn jemand einem Tier

beim Dreschen dadurch das Maul schließt, daß er es anschreit

und es zu fressen sich ängstigt oder durch Laute verschieden-

artige Tiere antreibt, so ist er, wie R. Johanan sagt, schuldig und,

wie Res-Lagis sagt, frei. R. Johanan sagt, er sei schuldig,

weil die Bewegung des Mundes als Tätigkeit gilt; Res-

Lagis sagt, er sei frei, weil Laute hervorbringen keine

Tätigkeit ist" ^). Es siegt die Meinung R. Johanans.

Es könnte wohl scheinen, daß hier die Frage gestellt wird,

ob die Benutzung der Stimme (x'?p) überhaupt als Hand-

lung zu betrachten sei, wobei Res-Lagis eben in ihr kein

Substrat irgend eines Verbrechens sähe; doch wird diese

Meinung durch die Aasführungen des Tossaphoth an der-

selben Stelle widerlegt; nach Tossaphoth, und wir schließen

uns vollkommen dieser Ansicht an, handelt es sich nicht um
die Stimme als solche, sondern nur darum, ob in der Stimme

eine ursächliche, d.h. eine „hinreichende" und „unmittel-

bar" wirkende Bedingung des Erfolges zu sehen sei. Daher

wird auch in dem behandelten Falle die Haftbarkeit des

Täters bejaht, weil eben sein Anschreien für den Erfolg
—

die Fortsetzung der Arbeit durch das Tier, ohne zu essen —
hinreichend, also ursächlich war, da es mit Notwendigkeit

aus seiner Handlung folgte ^)
"

^).

1-) aj^..jj ^.^ ueb. Bd. VI, s. 801 : pnr "1 "^ipa w,"ijm bipa nisdn

li'n niyyö «''in ra nia'-py y^^n "iiaK pm "i iiiaa iiax ^t^'^pb tt'''i ^''''n na«

nwü «''in ^b ^bp "iiiaa iük )V^pb

^) Also: Das Reden muß ursächlich sein; in diesem Sinne ver-

stehen wir den Ausdruck: n^^yia ^lay n'>"nO''ia (das Reden führt die

Handlung herbei). Aber denselben Sinn hat auch eine etwas andere

Fassung: niyj>ü iin ^'''TlS''^ (das Reden bildet die Handlung), d.h. so-
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Anders aber ist es bei den folgenden Fällen: Verfübren

zum Götzendienst, Scbelten der Eltern, das falsche Zeugnis,

falscher Prophet^), bei denen diese Mundhandlung nicht als

hinreichend oder nicht als unmittelbar wirkend erscheint
2),

In allen diesen Fällen heißt es: „Ich hätte meinen wollen,

daß auch der Verführer zum Götzendienst oder die falschen

Zeugen mit einbegriffen sind, so sagt das Gesetz: „und er

solle tun", also sind diese ausgeschlossen, die nichts tun" ^);

alle diese Fälle sind Gromofälle (Fälle der nicht ursächlichen

Bedingtheit) ebenso wie der Fall des Erschreckens (n''j):iün)

und des falschen Richterspruchs (der nur ausnahmsweise Garmi-

fall ist), die in dem Kapitel über die Kausalität behandelt

werden sollen. Es erweist sich somit die Identität der

Begriffe Xöli (nicht ursächliche Bedingungen) und jna pXtJ'

ntt>j>ö (Verneinung von Handlung im talmudischen Sinne)

für alle Fälle (auch außer 1tt'''i), was keineswegs bedeuten

soll, daß «ü'n5 keine Handlung ist in unserem Sinne*).

Also: Das Reden untersteht denselben Gesetzen, wie jede

fern es ursächlich ist. Während aber in letzterer Fassung der Be-

griff n^^yü
—

Handlung sich somit auf die ursächliche Handlung

selbst bezieht, bedeutet er in der ersteren den Erfolg, also nur ein

Element der Handlung. Es soll aber nicht heißen, daß nur jenes Reden

Handlung ist, das einen Erfolg (n^J>b) hervorruft, denn Erfolge sind

auch dort vorhanden, wo angenommen wird Mii>i»2 T'liy üh ,'T''Tl!n''1,
son-

dern daß nur jenes Reden, das den Erfolg kausal hervorruft; der

gedankliche Druck ist also auf das Wort l^ij) ,
nicht nii;>i>ö zu machen.

ip)Dr\ «''33. ü'^^m ü'-iy, iiaKi i''2S* bbp«:. fr-iDi n-iöts

'^) Da eben als notwendige Bedingungen zum Verbrechen die

anderen Menschen hinzutreten müssen: die Entgegennahme der Hörer

bei dem Verführen, Schelten, falschen Propheten ;
die Verwertung seitens

der Richter bei dem Falschzeugnis. Vgl. dazu die Lehre von der Kau-

salität.

*) «mniis; •'"m ^xci pinnoD .b''ij>i ni^ani n^dbn roiü '•jnu^ bw
hu>j)to p3 p«ü -h^^ )^T nß'i)i b"n pöüii ^"^

^) Für die Frage des nsi'r heißt es; Nur den kausalen lü'"'! nennt

der Talmud ritirjjü,
für uns ist aber auch der*Tia'''1i als ^ÖU, Handlung

(oder nü>i?Ü in unserem Sinne).
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andere menschliche Willensbetätigung: es ist, als Körper-

bewegung, eine Handlung; die Haftbarkeit aber hängt, wie

bei allen Handlungen, von ihrer Kausalität ab ^)
"•

^).

b) Handlung als Wlllensbetätigung.

Die Handlung muß Ausdruck und Aeußerung des Willens

des Täters zu derselben sein. Wir unterscheiden somit

diesen Willen von dem anderen, von dem Wollen des Er-

folges, das wir späterhin als den talmudischen Vorsatz er-

kennen werden. Diese psychische subjektive Beziehung des

Willens zur Willensbetätigung bildet aber auf dieser Strecke

zugleich auch die objektive Kausalität, die objektive Ver-

knüpfung von Wille, als Ursache und Willensbetätigung, als

Wirkung. Also: auf der Strecke Willensbetätigung
—

Erfolg

ist der Kausalzusammenhang scharf von der Schuldfrage zu

trennen, da die Willensbetätigung den Erfolg objektiv her-

vorrufen kann, während die Kenntnis des Kausalzusammen-

hanges (= Schuld) gänzlich fehlen oder irrtümlich sein kann

(culpa und casus), denn die Kenntnis des Erfolges, als solche,

bildet nicht die eigentliche Ursache des Erfolges, sondern

ist nur eine Begleiterscheinung des kausalen Geschehens.

Auf der Strecke Wille — Willensbetätigung dagegen ist diese

Scheidung unmöglich, da eben das Wollen der Körperbewegung,
als subjektive Beziehung zwischen dem Willen und der Körper-

bewegung, nicht eine Begleiterscheinung der objektiven Kausa-

lität ist, sondern die Ursache der Körperbewegung selbst

bildet, daher ein Fehlen oder ein Irrtum daselbst eben die

Ursache, also die Handlung ausschließt: eine Fahr-

Wenn es t^blJ ist, so ist es haftfrei, ausgenommen die Garmi-

falle, wo es ausnahmsweise, wie alle anderen, haftbar ist (z. B. der

falsche Richterspruch).

2) Vgl. zu diesem Kapitel: ^rp imy^ - 33^0 r\^i)h XIHü? "O'l ba,

wo Tossaphoth sagen: .byii niDyiiS Xinu> bipS i^rHJlh ''Ül «•? n«'''lp
Also:

auch
.li^i'ip

ist eine lnyyD, die nur qualitativ schwächer ist.

Steinberg, Die Lehre vom Verbrechen im Talmud. 2
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lässigkeit ist da begrifflich unmöglich^). Wir unterscheiden

somit in dem Handlungsbegriffe drei Elemente : Wille, Willens-

betätigung (Körperbewegung), Erfolg, die miteinander durch

eine zweifache objektive Kausalität und durch eine zwei-

fache subjektive Beziehung verbunden sind. Während

wir aber die subjektive Verbindung zwischen den zwei ersteren

Elementen noch demselben Handlungsbegriffe einver-

leiben wollen, bildet für uns die subjektive Beziehung zwischen

den zwei letzteren Elementen den Begriff der Schuld ^).
Dem-

gemäß erhält auch die Frage der Zurechnung, d. h. des

Vorhandenseins der genannten subjektiven Beziehungen eine

zweifache Bedeutung, als Zurechnung zur Handlung (imputatio

facti) und Zurechnung zur Schuld (imputatio juris); während

nun beim Fehlen der Zurechnung für die zweite Beziehung

nur die Schuld, wird beim Fehlen der ersteren die Hand-

lung selbst ausgeschlossen.

Also : das Fehlen des Willens zur Handlung schließt auch

die Handlung selbst aus; der Wille fehlt aber nur bei der

Unmöglichkeit der freien Motivation und Entschlußbildung,

also bei einem Zwang (vis absoluta, bjix) ^) ,
wo als eigent-

Die „ungeschickten Handlungen", von denen Radbruch spricht,

sind eben daher keine Handlungen. Anders Radbruch, Handlungs-

begriff S. 129 ilf.; Schuldbegriff. Zeitschr. f. vergl. Rechtswissensch. XXIV,
S. 336.

2) Vgl. dazu Radbruch, Schuldbegriff S. 336,

^) Als eine Zusammenstellung der verschiedenen subjektiven Be-

ziehungen könnte vielleicht die folgende Talmudstelle dienen : ijjiü D'lit

jiy p3 ly pa T'Da pS M1ti> pS üb)i}b (der Mensch ist stets haftbar, ob

unvorsätzlich oder vorsätzlich, ob wachend oder schlafend), (üeb. Bd. VI,

S. 91. — aV'S p"3): 'lyiD
= Vorhandensein des Willens zum Erfolge,

iW = (fahrlässiges) Fehlen desselben (beide Begriffe stellen die Gegen-

sätze der Schuld dar); iy = Vorhandensein des Willens zur Hand-

lung, das in sich die beiden ersteren Begriffe enthält, mi = Fehlen

desselben Willens, das somit die beiden ersteren ausschließt (beide

Begriffe stellen die Gegensätze der Handlung dar). Der Gegensatz von

nT^) WlX (durch Zwang oder willig) («1"3 t)"i)) betrifft die Rechts-
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lieber (mittelbarer) Täter nur der Nötiger allein erscbeint;

zu unterscheiden ist aber die Nötigung durch vis impulsiva,

die nicht die Handlung selbst, sondern nur ihre Eechts-

widrigkeit ausschließt, denn coactus quamquarn-voluit : es

ist bei dieser Nötigung (durch Drohung, z. B.) ein Willens-

impuls nicht zu verkennen, der als Resultat des Kampfes der

Motive und des Entschlusses erscheint, somit also eine Hand-

lung herbeiführt ^), ^), •^).

Der Zwang kann zweifacher Art sein: physischer und

psychischer. Zur ersteren Art gehören folgende Möglichkeiten :

„Man hat seinen Körper mit Gewalt gezwungen, da hat er

selbst nicht gehandelt, sondern die Nötiger haben durch

seinen Körper gehandelt^); Erkrankung des Täters (nbn)^);

„wenn ihn eine Schlange gebissen hat" {pti) üüi); „wenn
über ihm das Haus zusammengestürzt ist" ^)

"•

'').

Widrigkeit: D31J< = vis impulsiva (nicht absoluta, siehe "aDin)i Fehlen

der Rechtswidrigkeit; pjjl
= Vorhandensein derselben, bei freiem Wollen.

') Siehe unten.

") Folgendes Schema soll den Bildungsweg der Handlung darstellen:

a) Motive und KamjDf derselben, b) Entschluß, c) Willensirapuls (= Wille

zur Handlung), d) Willensbetätigung (Vornahme oder Nichtvornahme

einer Körperbewegung), e) Erfolg (Veränderung in der Außenwelt).

') Als Beispiel der via impulsiva kann die folgende im Talmud

oft wiederkehrende Bestimmung angeführt werden : „Man zwingt ihn,

bis er sagt: „Ich will" (iJX .ISII IllÜV^V) IS miX pBia)
und dazu: „Man

zwingt ihn; nicht aber durch unwiderstehlichen Zwang, vis absoluta,

sondern bis er einwilligt," ("Vp »j^jü^ - yia'lb b"r\ n"a ^W 1WK pStt)

^) niyyia wv ein ^b^ ai'ps ntriy n^'^ ^b «in s"xn 3"3 inap inaa

BDin ~ ^1"i 1"J>
— laiJS Hier auch von Tossaphoth die vis impulsiva

charakterisiert: „Sie haben ihn genötigt, indem sie drohten, Ihn zu

töten, wenn er nicht freiwillig die Götzen anbetet" (IJ'lin^ llÖKl^ iniDlK

i''bxü mnntt>'' «? ax)

^) <'i» »pM .n^inn vbs bsj

') Der Fall der Unterlassung einer Pflicht, wenn der Fluß den

Verpflichteten daran hindert (K'naü ITipOS), gehört nicht hierher, denn

die Handlung geschieht ja mit seinem Willen; sie gehört also zur

Nötigung (durch natürliche Gefahr).
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Als Beispiel des psychischen Zwanges führen wir die fol-

gende Talraudstelle an: „Wenn die Frau eines Juden ver-

gewaltigt worden ist, so fürchten wir, daß sie nur im Anfange

gezwungen war, am Ende aber eingewilligt hat; nach der

Meinung von Samuels Vater ist ein (physischer) Zwang nur

dann anzunehmen, wenn Zeugen bekunden, daß sie von Anfang
an bis zum Ende geschrien hat; nach Röwo aber — auch

wenn sie am Ende eingewilligt hat, so ist doch anzunehmen,

daß sie unfreiwillig im psychischen Zwang gehandelt hat,

wobei die Einwilligung nur als eine Art des Zwanges er-

scheint* ^).
Es kann also auch der ihr als frei erscheinende

Wille doch nur aufgedrungen sein, somit ist auch ihre Ein-

willigung (oder ihre freiwillige Unterlassung des Wider-

standes) gar keine Handlung. Hierher gehört auch die

Gesetzesbestimmung: „Die Verführung einer Minderjährigen

ist (immer) als Zwang zu betrachten^); selbst ihr Wille ist

im psychischen Zwange geäußert, der somit die Handlung aus-

schließt" ^). Nun kann aber der Fall vorkommen, daß zwar die

Körperbewegung aufgezwungen ist, also keine Handlung dar-

stellt, von dem Gezwungenen aber vorausgesehen (oder gar

gewollt) wurde oder vorausgesehen werden konnte, somit also

die Vorbereitung der Möglichkeit des Zwanges oder die Unter-

lassung der Vorsicht vor dem Zwange, als eine vorher-

gehende Handlung, haftbar gemacht werden kann. In

diesen Fällen (actiones liberae in causa) muß also als eigent-

liche Ursache des Erfolges nur diese vorhergehende Hand-

lung angesehen werden. Bezüglich dieser Kausalhandlung

^) naiDi D31X3 nnbrin sü'iy i^i^^^n MDiKia» bKi-i^ ri'^x ; ^^"i .MiiriD

pü p"i Nin f«nm; r'^'D am nj üiv nK'a'?« niT \ni2 nsio dh p]n

DJi^n bzi "IHK

^3 tx"D müi'' ii^irt Ü01X nitop '»ins

') Ueber den psychisclien Zwang ist zu vergleichen: v. Lilien-

thal, Zeitschr. f. vergl. Rechtswissensch. 7; Liepmann, Einleitung und

Zeitschr. f. vergl. Rechtswissensch. 14; Frank, Rv. D. Bes. Teil Bd. VI,
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gilt aber alles das, was für alle anderen ausgeführt wird:

sie muß selbst als Willensbetätigung auftreten und auch schuld-

haft sein, wobei alle Arten der Schuld in Betracht kommen.

Wir erhalten somit bezüglich des Willens zur Hand-

lung folgende Reihe von Möglichkeiten:

1. Vorhandensein dieses Willens, also Handlung.
2, Fehlen desselben (also keine Handlung) bei Zwang.

a) Wenn der letztere vorausgesehen war, so ist vor-

sätzliche Handlung des Kommenlassens des Zwanges;

b) wenn er vorauszusehen war (bei einem üblichen Zwange—
iT'aiyi d3ii<) ^)

— so ist fahrlässige Handlung des

Kommenlassens des Zwanges;

c) wenn er auch nicht vorauszusehen war (bei einem nicht

üblichen Zwange — rr^na» K^l dm) ^)
"

^) ,
so ist zufällige

Handlung des Kommenlassens des Zwanges.
Als besonders bezeichnendes Beispiel sei hier noch ein

Fall gebracht: ^Hat einer Geschirr im Schlafe zerbrochen,
—

so ist er haftbar" ^), die Handlung geschieht in einem psychi-

schen Zwange, ist also keine Handlung. Hierzu wird von

den Decisoren die Frage untersucht, ob das Gerät vor dem

Schlafe oder während desselben zur Schlafstelle gebracht

worden ist. Im ersteren Falle ist zweifellos die Voraussicht

und die Vorsicht möglich, also auch geboten gewesen, daher

wird auch die fahrlässige Unterlassung derselben und

das Sichhinlegen auf den gefährlichen Ort als selbständige

Handlung und Ursache des Erfolges betrachtet, die auch den

Menschen haftbar macht, obgleich auch die unmittelbare

Bedingung des Erfolges
— die Körperbewegung im Schlafe

— keine Willensbetätigung war"). Im zweiten Falle aber

aj 4nwn3 niawn
2) Daselbst.

^) Anders ist selbstverständlich, wenn er auch den nicht üblichen

Zwang vorausgesehen hat.

^) Sie ist aber als eine notwendig aus der Handlung des Menschen
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ist die Voraussicht unmöglich gewesen, die vorherige Hand-

lung erscheint daher als eine zufällige, für die der Täter

nicht haftbar gemacht werden kann.

c) Subjekt der Handlung.

Als Subjekt des Verbrechens, d. h. als Persönlichkeit, die

überhaupt den Willen zur Handlung und zum Erfolge

potentiell haben kann (zu unterscheiden also von der

Frage der Zurechnungsfähigkeit), erscheint zunächst zweifel-

los der erwachsene Mensch, und zwar einerlei, ob Mann

oder Frau ^). Schwierigkeiten bieten nun die Fragen über das

Tier und die Kollektivpersönlichkeit, als Verbrechenssubjekte.

Darüber ist nun folgendes zu sagen: Das Tier wird sowohl

zivil- als auch strafrechtlich verantwortlich gemacht, und zwar

als selbständiges Subjekt, das mit einer Vorstellungs- und

Willenskraft begabt ist. Als Beweis sollen hier nur einige

aus den unzähligen Talmudstellen gebracht werden:

„Der Kampfstier, der einen Menschen niedergestoßen

hat, wird nicht zum Tode verurteilt, denn es heißt: ,Wenn
stoßen wird', nicht aber, wenn man ihn zum Stoßen da-

durch anhält, daß man ihn das erlernen läßt" ^). Es wird also

beim Stier das freie Bestimmungsvermögen angenommen, das

sowohl sich selbst nach eigenem Ermessen, als auch unter einer

fremden psycho-physischen Einwirkung betätigen kann.

„Wenn ein Bind einen Menschen niedergestoßen hat und

dieser gestorben ist, so unterliegt es der Todesstrafe"^).

— dem Sich-Hinlegen
—

hervorgehende zu denken (siehe die Lehre

von der Kausalität).

*) lieber die Gleichstellung der Frau hinsichtlich der strafrecht-

lichen Verantwortlichkeit sagt der Talmud: „Die Schrift hat das Weib

dem Mann hinsichtlich aller Strafgesetze in der Gesetzlehre gleichgestellt"

(niinäiy pa>Jii>
bsb »»''x'? rrd^s' ainsn nvii>n) (Ueb. Bd. vi, s. 48,

«Via p"a)

'^)vb ^p"!2
Ueb. Bd. VI, S. 140. ."in^b y^^n li''« pöjfKn i)'i)

•Cna"? in;« piö'?»!^) inn''j''u> Hb) m ''3 '^my^

ä) »X"ö ,p"'2.
Ueb. Bd. VI, S. 148.
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„Wenn ein Rind auf ein Tier gezielt und einen Menschen

getötet hat, oder auf einen NichtJuden und einen Israeliten

getötet hat, oder auf eine Fehlgeburt und einen Lebensfähigen

getötet hat, so ist es frei" ^).

Diese Äusdrucksweise, die sich durch nichts von den Be-

stimmungen über die menschliche Haftung unterscheidet^)"-^),

läßt auch auf die gleiche Auffassung von den geistigen Ver-

mögen des Tiers und des Menschen schließen. Es kann aber

nicht die erstere Bestimmung (über Tötung des verletzenden

Rindes) in dem Sinne gedeutet v?erden, als ob diese Haftung

nur den Menschen — Eigentümer zivilrechtlich (da er ein

Stück Eigentum verliert) treffen will
'^),

denn gegen eine solche

Auffassung spricht folgende Bestimmung: „Das Rind der Wüste,

das Rind des Heiligtums und das Rind eines Proselyten, der

ohne Erben gestorben ist, unterliegen der Todesstrafe" ^). Hier

wird das Rind haftbar gemacht, obwohl es keinen Eigen-

tümer hat (was auch R. Jehuda veranlaßt, gerade diese Fälle

von der Haftbarkeit auszuschließen) ^).

Was nun die Kollektivpersönlichkeit anbetrifft, so ist hier

nur eine Stelle anzuführen, die nur in den allgemeinsten Zügen
an dieses Problem erinnert: „Die Leute einer abtrünnigen

Stadt werden nur dann getötet, wenn die Mehrheit der Be-

''^"Ö p"S- Ueb. Bd. YI, S. 155.

^) Vgl. unten die Schuldlehre.

') So sagt R. Simon: „Die Hinrichtung des Rindes gleicht der

Hinrichtung des Menschen; wie der Mensch nur dann strafbar ist, wenn

er auf die betr. Person gezielt hat, ebenso auch das Rind, nur wenn

es auf die betr. Person gezielt hat (na iv^n nn''Ö "[3 ahi>:2 rUT-M

Ji^b puiai i:> 'yw f]^ n'^b paiai iy trha^i) C"i"ü p''^ Ueb. Bd. vi,

S. 159.) So fragt auch Tossaphoth: ,n)S2|y Win XM ns^n yti>a .101 M"i<1

(»K"a p"3).

*) Wie es S. Mayer, Geschichte der Strafrechte S. 164, annimmt.

^3 '>i"ü p"3. üeb. Bd. VI, s. 161. "un -iity ?yipn iVii> isiian iVi^

,^r\''}::i ps'-Ti
ibs ''"in

pi^ii''
i"? pxi fibty

'

^j Doch werden diese Fälle in der folgenden Untersuchung außer

acht gelassen.
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wohner verleitet worden ist" ^). Es darf dabei keineswegs an

ein Verbrechen gedacht werden, das von der Gesamtheit,
als solcher, vollbracht worden wäre, und mit dem Problem

gSocietas delinquere non potest" in Berührung käme, denn

dagegen spricht die Bestimmung über die Notwendigkeit der

Zeugen und der Warnung eines jeden besonders^). Viel-

mehr handelt es sich darum: Durch die Tatsache allein, daß

dasselbe Verbrechen von der Mehrheit der Stadt begangen
worden ist, wird das individuelle Verbrechen jedes einzelnen

Menschen (w iTi'') zu einem andersartigen gestempelt, wobei

sich letzteres in der leichteren Bestrafung^) ausdrückt.

d) Der Erfolg der Handlung.

Die Handlung enthält außer der Willensbetätigung als

ihr zweites Element den Erfolg. Letzterer wird immer als

Einwirkung auf die Außenwelt gedacht ;
es sind aber von diesen

Verletzungsdelikten noch die Gefährdungsdelikte zu

unterscheiden, bei denen durch die Willensbetätigung nur die

Gefahr erzeugt wird, daß ein Erfolg in der Außenwelt ein-

treten wird*). Nun ist die Gefahr in zwei Fällen möglich:

a) Beim Versuch (wo die Handlung den Erfolg nicht zu er-

reichen vermochte), b) bei vollendetem Verbrechen (wo als

Erfolg die Gefahr erscheint, z, B. das Duell).

Es ist klar, daß der Gefahrbegriff (njsd) im Talmud nicht

oft gebraucht werden konnte, da ihm gerade die Hauptquelle,

das weite Gebiet des Versuchs fremd ist. Zur zweiten Art

aber gehören wohl einige Fälle, so zunächst die Bestimmung

^^"'p "iwo- üeb. Bd. VII, s. 503. mir^i pn nnijn t^ '"i^jh

^) iPii''D2
D''iTii;m n'?''pDa D''1''^I^Tly n'-siibao d'-i^n'-s ii^v m

*) Es liegt aber nichts im Wege, auch die Gefahr als einen Erfolg

in der Außenwelt, der einen weiteren Enderfolg herbeiführen kann, zu

betrachten. Vgl. hierzu v, Liszt, Lehrbuch S. 124.
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über den Einbruch^); da heißt es: „Der Einbrecher wird

wegen seines Endes gerichtet"^); also das Tötungsrecht

wird gestattet nur dann, wenn durch den Einbruch die Gefahr

eines bevorstehenden schweren Erfolges erzeugt wird. Der

Einbruch ist nicht als ein Versuch des Mordes des Eigen-

tümers aufzufassen, denn zum Versuche wird immer der An-

fang der Ausführung des Erfolges (des Mordes in diesem

Falle) verlangt, hier aber ist nur eine Gefahr geschaffen

worden, die für sich allein einen Erfolg darstellt; wenn

zwar das Tötungsrecht dem Eigentümer nicht wegen dieses

Erfolges als solchen, sondern nur im Hinblick auf den End-

erfolg, der aus dem gefahrvollen Zustande hervorgehen kann,

eingeräumt wird, so ist doch das konkrete Verbrechen, für das

der Einbrecher haftbar gemacht wird, doch nur das voll-

endete Gefährdungsverbrechen^).
Hierher gehören die Bestimmungen über den „mißratenen

und abtrünnigen Sohn" (miiüi llid p)^); auch er wird bei

Vorhandensein eines Komplexes von Handlungen seinerseits

„wegen seines Endes* (laits Diy b^) getötet. Doch ist das

eher nicht als Strafe, sondern als eine Schutzmaßregel
aufzufassen, die im Interesse seiner eigenen religiösen Reinheit

und der Gesellschaft ergriffen wird. So beißt es auch: „Die

Gesetzlehre hat das Ende des mißratenen und widerspenstigen

Sohnes berücksichtigt, und da er seine Lebensweise fortsetzen

will und dies nicht kann, so setzt er sich auf die Scheidewege

und beraubt die Menschen. Die Gesetzlehre sagt daher, daß

er lieber unbelastet sterbe, als mit Sünden belastet" *). Erst

^) Siehe unten.

^) a3"j> ,'njD. Ueb. Bd. VII, s. 307 »iBid ü'£f bi) p''3 ninnüa i<5n

ä) Es sei noch eines bemerkt: Das Tötungsrecht beim Einbrticii

ist nicht als Notwehrrecht beim Schutze des Eigentums verliehen —
das gestattet der Talmud nicht —

,
sondern als Notwehrrecht beim

Schutze des Lebens.

^) ''«"y 'WD. Ueb. Bd. VII, S. 306.

^) '^^y /nOD. Ueb. Bd. VII, S. 807. p hü 1^1 P)*"? ni")n WJ.1
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durch diesen Zweck erklärt sich die Tatsache, daß unter diese

Bestimmung auch der Minderjährige (ptp), bei dem die Zu-

rechnungsfähigkeit fehlt, fällt.

Hierher gehören auch die folgenden Bestimmungen : „Man
darf keinen bösen Hund halten und keine schadhafte Leiter

aufstellen"
^).

e) Die strafrecMliche Kausalität im Talmud.

Jurisprudenz ist eine Spezialwissenschaft; das soll heißen:

sie hat sich auf der Grundlage einer „Allgemeinwissenschaft"

aufzubauen. Wenn auch die , Allgemeinwissenschaft" oder

Philosophie zurzeit noch kein Faktum ist, sondern erst ein

Ziel, der Zweck alles menschlichen Erkennens, so hat doch

die Philosophie einige Grundbegriffe ausgearbeitet oder auszu-

arbeiten versucht, die schon deshalb allein Beachtung ver-

dienen, weil sie aus der Untersuchung aller Lebens- und

Weltvorgänge hervorgegangen sind. Zu diesen Grundbegriffen

gehört auch der Begriff der Ursache und Wirkung oder der

Kausalität, und da hat auch die Kausalitätslehre des Straf-

rechts anzufangen. Der philosophische Ursachenbegriff

ist am schärfsten bei Mill formuliert^) und hat die folgende

Fassung: „Die Ursache besteht aus der ganzen Summe der

positiven und negativen Bedingungen, aus dem Ganzen von

Ereignissen jeder Art, denen die Wirkung unveränderlich folgt,

wenn sie realisiert werden." Kürzer ist sie noch bei Sigwart
bestimmt: „Ursache einer Veränderung ist die Gesamtheit ihrer

Bedingungen" ^).

na'na'? Kari xifiia "im) ttiic^ u'paioi i'^ax ''DSi Iüjiö
>qiö'i>

mTiüi 11»
S''''n mö'' bxi ''xat mü'' nnn niüK nT-ian nx Döobtoi d'-aii

^Ym p"a-
ueb. Bd. VI, s. 51. in'^s lim i>"i aba üik b^ii'^ x"?

WS nmn i>iyi üb^a T'iay'' bxi

^3 Neuerdinga als das „Millsche Axiom" genannt. Vgl. H. Koll-

mann, Die Stellung des Handlungsbegriffs im Strafrechtssystem (Straf-

rechtliche Abhandlungen von Lilienthal Heft 91 S. 15).

ä) Zitiert nach E. Hartmann, Das Kausalproblem im Strafrecht

(Strafrechtliche Abhandlungen von Beling Heft 27 S. 9).
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Die Bedingungen können sowohl Naturerscheinungen als

menschliche Handlungen, nur müssen sie alle conditiones sine

qua non sein. Da sich aber ein enger Zusammenhang aller

kosmischen Erscheinungen fast augenscheinlich erblicken läßt,

dazu noch sowohl die Bedingungen als auch die Wirkungen
unendlich und unfaßbar sind, so kann die obengenannte Fassung

auch so lauten: Jeder Weltzustand ruft einen Weltzustand

hervor ^).

Das Strafrecht ist eine praktische Wissenschaft, die sich

zur Aufgabe stellt, die Grundsätze zu schaffen, vermöge deren

sie für eine in der Außenwelt eingetretene Veränderung
—

Verbrechen — ihre Ursache verantwortlich machen könnte. Es

ist aber klar, daß die einzig richtige Ursache vom wissen-

schaftlichen Standpunkte aus {= die Gesamtheit aller Bedin-

gungen oder gar der voraufgegangene Weltzustand) nicht ver-

antwortlich gemacht werden kann 2), und daher erwächst auch

für das Strafrecht die Notwendigkeit, aus der philosophischen

Ursache die verantwortlichzumachenden Bedingungen heraus-

zuheben. Diese sind aber die menschlichen Handlungen, die

zum Komplex der c. s. q. n. gehören und somit dem Erfolg

vorangehen; sie werden auch zu Ursachen gestempelt. Wenn
aber auch im allgemeinen die Isolierung von bestimmten Be-

dingungen bei der Untersuchung der vielverschlungenen Kau-

salität einer Erscheinung und ihre zeitweilige Stempelung

zur Ursache (je nach dem Zweck der einzelnen Wissenschaft),

ohne Außerachtlassung aller anderen Bedingungen, die erst

das wahre Lebensbild geben ä), wissenschaftlich berechtigt ist

*) Vgl. G. Radbruch, Die Lehre von der adäquaten Verursachung.

Berlin 1902, S. 81 G.

^) Sclion deshalb nicht, weil Verantwortlichkeit eine psychische

Begabung und Aufnahmefähigkeit voraussetzt. (Für Kinder und Bar-

baren, die aucli leblose Dinge strafen, ist eben diese Voraussetzung vor-

handen.) Wir wissen aber auch
, daß man überhaupt die Gesamtheit

der Bedingungen gar nicht erfassen und erforschen kann.

^) Oder mit Außerachtlassung der als gering erscheinenden Be-
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(nennen wir einen solchen nur einer Wissenschaft zugute

kommenden Ursachebegriff den einzel wissenschaft-

lichen), so ist doch diesem Verfahren in der Strafrechts-

wissenschaft gegenüber die Schwierigkeit nicht zu verkennen,

daß wir uns da mit der bloßen Konstatierung des einseitigen

Zusammenhanges der Erscheinungen nicht begnügen, sondern

an die gewonnene Ursache noch eine Strafe als Reaktion

knüpfen. Es fragt sich, ob wir in der Lage sind, festzustellen,

in welchem Maße gerade die menschliche Handlung für den

Erfolg notwendig war und infolgedessen die Strafe verdient.

Dem gegenüber läßt sich nur das einzige sagen: Es ist das

mit psychologischer Notwendigkeit (jedenfalls in unserer Zeit)

auftretende Bewußtsein der Willensfreiheit des Menschen ^),

der Beherrschungsmöglichkeit der Naturkräfte und Naturtriebe

und des Verantwortlichkeitsgefühls des Menschen, die der

Menschheit erlauben, das Richterschwert auf den Nacken des

Täters sinken zu lassen^).

Doch nicht die menschliche Handlung als solche ist für

das Strafrecht die Ursache des Verbrechens (denn solcher

Handlungen wären unendlich viele), sondern es wird noch ein

weiterer Ausschnitt vorgenommen: die Handlung muß ver-

mutlich mit einer psychischen Beziehung des Täters auf den

Erfolg der Handlung verbunden sein, d. h. es muß vermutlich

ein Verschulden des Täters in Form von Vorsatz oder Fahr-

lässigkeit vorliegen. Es soll damit keineswegs gemeint sein,

daß die Schuldfrage als solche für die Bildung des strafrecht-

lichen Ursachenbegriffs von grundlegender Bedeutung ist^);

dingungen. Vgl. F. Genzmer, Der Begriff des Wirkens, Abhandlungen

^es V, Lisztsclien Seminars, Neue Folge Bd. II.

*) Ohne näher in die Frage eingehen zu wollen, bemerken wir

nur an dieser Stelle, daß der Talmud auf dem Standpunkte des In-

determinismus steht,

^) Vgl, Radbruch a. a. 0. »Wir tun damit ein logisches Unrecht,

das nur psychologisch begreiflich ist,"

^) Wie es Liepmann annimmt, vgl. Einleitung in das Strafrecht

S. 72 ff. („Berechenbarkeit").
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vielmehr soll die Kausalitätsfrage getrennt von der Schuldfrage

untersucht werden. Es soll aber zu der Untersuchung der

Kausalfrage nur dann geschritten werden, wenn eine Vermutung

existiert, daß die Handlung von der Schuld begleitet ist, da

schließlich doch das Strafrecht nur mit verschuldeten Hand-

lungen zu tun hat, und die Kausalfrage kein Selbstzweck,

sondern nur Mittel ist für die Untersuchung der Schuldfrage ^).

Wir fassen den strafrechtlichen Ursachenbegriff folgendermaßen

zusammen: Es ist das eine menschliche Handlung, die eine

c, s. q. n. für den verbrecherischen Erfolg und von der

Schuld des Täters vermutlich begleitet ist. Dabei ist kein

prinzipieller Unterschied zwischen den einzelnen menschlichen

Handlungen zu machen, alle sind gleichwertig ^). So entwickelt

sich aus dem philosophischen der spezifisch-wissenschaftliche

strafrechtliche Begriff der Ursache.

Doch der Talmud macht nicht diesen letzten Schritt,

indem er auch in der Gesamtheit der notwendigen Bedingungs-

handlungen eine Auslese vornimmt und zwischen Ursache und

Bedingung schlechthin (xülj) unterscheidet. Erstere werden

immer, letztere teilweise gestraft^). Welche sind nun die

besonderen Merkmale, die der Talmud aufstellt zur Bildung

4es UrsachenbegrifFs ?

Es kann, nach den unzähligen vergeblichen geistreichen

Versuchen, die die moderne Strafrechtswissenschaft angestellt

hat, a priori behauptet werden, daß sie recht vag und weit-

läufig sein und mit großer Mühe sich zu einer scharfen

Formulierung herausarbeiten lassen werden, zumal der Talmud

sich nie eine solche Aufgabe klar gestellt hatte.

Solcher Merkmale, die im Talmud die Bedingung zur

Ursache stempeln und erst später bewiesen werden können.

Vgl. E. Hartmann, Lilienthalsche Sammlung Bd. 27, S. 68 ff.

^) V. Liszt, Lehrbuch des deutschen Strafrechts. Aufl. 16/17.

Berlin 1908, S. 126.

') .Näheres darüber unten.
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sind zwei. Wir nennen diese Merkmale „Hinlänglichkeit*

und „Unmittelbarkeit* (der Wirkung) der Bedingung. Die-

jenige Bedingung, die nur ein oder diese beiden Merkmale

nicht besitzt, heißt Bedingung schlechthin (s^anj).

Die notgedrungen unbestimmten Bezeichnungen der Merk-

male drängen zu einer weiteren Erklärung, die nun folgen soll.

Hinreichend^) soll eine Bedingung (c. s. q. n.), sowohl

eine menschliche Handlung als auch eine Naturerscheinung,

nicht dann heißen, wenn sie einzig und allein, als Gesamtheit

aller notwendigen Bedingungen, für den Erfolg genügt (denn

das wäre die philosophische Ursache), sondern dann, wenn

nach Eintritt dieser Bedingung, ohne jedes andere selb-

ständige notwendige Zutun (seitens Menschen oder Natur) der

Erfolg mit Notwendigkeit eintreten wird. Diese Begriffs-

bestimmung der Ursache will nicht sagen, daß vorher oder

gleichzeitig keine c. s. q. n. sein dürfen: sie können und

werden in der Regel sein, von ausschlaggebender Bedeutung

ist nur, daß nach ihr keine c. s. q. n. auftreten^). Auch

schließt diese Begriffsbestimmung nicht das Eintreten von

späteren Bedingungen des Erfolges aus, die scheinbar selb-

ständig sind. Sie sind aber solche nicht, sofern sie eng, dem

Inhalte nach, mit der Ursache verknüpft sind, so daß sie ihr

notwendig als Folge oder Bestandteil folgen^) oder

wegen ihres, im Momente der Setzung der Ursache gewissen

Eintritts als eine schon vorhandene, frühere Bedingung be-

trachtet werden '^).
Die Hinlänglichkeit einer Bedingung geht

Wir werden weiterhin die Worte „hinreichend" und „hinläng-

lich" ohne Unterschied gebrauchen.

^} Dann heißt es, daß nunmelir, nach ihrem Eintritt sie — mit

den früheren zusammen— schon „hinreicht".

^) Wohlgemerkt; Sie folgen notwendig der Ursache, treten aber

nicht selbständig, als für den Erfolg notwendige Bedingungen auf,

so daß sie mit der Ursache eine Bedingung bilden, die hinreichend ist.

*) Es wird aber meistens in solchen Fällen das zweite Merkmal

der Ursache, die Unmittelbarkeit, fehlen. Beispiele siehe unten.
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nur dann verloren, wenn nacli ihr eine neue selbständige

Bedingung eintritt, die für den Erfolg notwendig ist, mit

ihr aber nicht notwendig verknüpft ist.

. Als Beispiele fehlender Hinlänglichkeit sollen folgende

Fälle dienen:

1. „Wenn ein Mensch den anderen ins Wasser oder ins

Feuer gestoßen hat, so daß jener noch herauskommen konnte,

er aber doch gestorben ist, so ist der erstere frei" ^).

Der Täter ist frei, weil seine Handlung, obwohl eine

c. s. q. n. für den Erfolg (Tod des Verletzten, denn sonst

käme sie gar nicht als Bedingung in Betracht) doch nicht

Ursache ist, denn es fehlt die Hinlänglichkeit: der Erfolg

kommt nur durch das Zutun einer anderen Bedingung zu-

stande, die mit dem Stoßen ins Wasser oder ins Feuer nicht

notwendig verknüpft ist: des Unterlassens des Verletzten

selbst, sich zu retten, was nach Lage der Umstände möglich

war („so daß jener noch herauskommen konnte"). Auch die

Gemara erklärt diesen Satz in demselben Sinne: „obwohl er

ihn gestoßen hat, ist er frei, denn er konnte herauskommen" ^),

das Nichtherauskommen ist also die Ursache, da nach ihm

der Erfolg notwendig eintritt. So auch die Erklärung von

Raschi (einem der kompetentesten Kommentatoren des Talmuds):

„der Stoßende hat nicht das genügende Maß für die Todes-

wirkung getan" ^), war also nicht hinreichend. Es soll aber

nicht in dem Sinne verstanden werden, daß wenn das ver-

suchte Retten dem Verletzten nicht gelungen ist, schon der

Stoßende Ursache wird (da er dann hinreichend wird), denn

es wird ganz objektiv die Ursächlichkeit bestimmt. Die

Möglichkeit des Sichrettens wird nach „einem anderen ähn-

lichen Menschen"*), nach einem abstrakten Manne, der sich

^f}) 'injd. Ueb. Bd. VII, s. 326. iiKn ^in"? iK D^ia.i yihb lani

niöB - nüi twKt svhvb bis'«!

*) ,r\):i ii^n ins' dik
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in dieser Sachlage im Momente der Handlung gefunden hätte,

geschätzt^). Jedenfalls wird der erstere niemals eine Ursache;

da aber in diesem Falle auch der zweite nicht Ursache ist, so

wird die Verursachung dem Geschicke zugeschrieben: „die

unglückliche Stunde hat es ihm bedingt" ^)
— meint an dieser

Stelle Raschi.

Hierher gehören auch die folgenden Fälle:

„Wenn jemand einem eine Kohle aufs Herz gelegt hat

und dieser infolgedessen gestorben ist, so ist er frei" ^), denn

der Verletzte konnte sich leicht durch das Abnehmen der Kohle

retten, mithin tritt zum Erfolge außer der positiven Handlung
noch die Unterlassung hinzu, die erst als Ursache bezeichnet

werden kann
;
die positive Handlung aber war nicht hinreichend

und ist daher keine Ursache, daher auch die Straffreiheit des

Täters.

Und weiter: „Wenn einer eine Grube gräbt und sie nicht

zudeckt, so daß ein Mensch hineinfällt, so ist der erstere

frei"^),
— da der Hineinstürzende erst durch Unterlassung

der notwendigen Vorsicht den Erfolg herbeigeführt hat, ist

der Täter keine Ursache.

Doch es gibt noch weitere Fälle, die nicht so einleuchtend

sind und einer gründlichen Untersuchung bedürfen.

2. „Wenn jemand seinen Nächsten erschreckt, so ist er

dem menschlichen Gericht gegenüber frei und dem himmlischen

Gerichte gegenüber schuldig; und zwar, wenn er ihm ins Ohr

hineingeblasen und ihn taub gemacht hat, so ist er frei" ^).

Die menschliche Handlung ist hier wohl eine c. s. q. n. für

Die Entsclieidung ist also nicht auf den heutigen Gedanken

der ,Unterbrechung des Kausalzusammenhanges durch die freie Hand-

lung des Verletzten" zurückzuführen.

^) M"3 *p":3-
Ueb. Bd. VI, s. 94. 4^120 nai isb bs nbm •h rr-jn

*) as"i p"a. Ueb. Bd. VI, S. 191, 192.

°) »X"3? p"a.
Ueb. Bd. VI, S. 334. Dl« ij^ns IltSB rvztl nX WStsn

iiaa w'vm )m:i ppr^ ^ts d-'ük' ''J'''i3 y^^n)
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den Erfolg, docli ist sie nicht hinreichend, denn zum Er-

schrecken muß noch das Erschrecktsein hinzutreten (so

sagt auch der Talmud: „weil wir sagen, er ist erschrocken" ^),

•— er hat sich selbst erschrecken lassen); diese zweite Be-

dingung ist aber nicht untrennbar mit der ersteren verbunden,

so daß sie notwendig auf sie folgen müßte; und ist infolge-

dessen nur eine scheinbar neue Bedingung (denn das Er-

schrecktwerden hängt von der ganzen psychischen Disposition

des Verletzten ab, die auf einen Akt des Erschreckens ver-

schiedenartig in der Regel reagieren kann). Beim gewöhn-
lichen Mord (hrT'2£'i)

aber ist das nicht der Fall, denn die

dort zum Erfolg (Tod) notwendige Bedingung der Reaktion

des Körpers eine mehr oder minder bestimmte ist, die in

der Regel notwendig mit dem Akt der Ermordung verbunden

ist, so daß beides als eine hinreichende Bedingung erscheint.

Daher ist auch anders die Beurteilung des verwandten Falles

beim Erschrecken: „Wenn er aber das Ohr angefaßt, hinein-

geblasen und ihn taub gemacht hat, so ist er schuldig"^), denn

das Anfassen des Ohrs^) ist gleich dem Ermordungsakt eine

hinreichende Bedingung des Taubmachens
,
da die Reaktion

notwendig folgen wird.

3. „Wenn jemand einen Menschen gebunden und ihn der

Sonne oder der Kälte ausgesetzt hat, die Sonne aber oder die

Kälte erst später gekommen ist, und er gestorben ist, so ist

er frei" ^).

Hier fehlt die Hinlänglichkeit, denn als notwendige Bedin-

gung des Erfolges muß noch die Hitze oder die Kälte hinzu-

kommen, die aber ihrerseits nicht notwendig mit der mensch-

^) »K"y .p"i:,
üeb. Bd. VI, s. 334. s''''n isyi^ni 131KS i>pni llhK

^) BWobei er eine Handlung an seinem Körper begangen hat"

(laws flii^üü rT'i T'I:)'!), wie es in demselben Falle in Rasclii (»i";: ,p"3)
heißt.

*) ^rs ."inOD. Ueb. Bd. VII, S. 327.
!r)1b

1K xab fflan
ir^IDl

IMSS

Steinberg, Die Lehre vom Yerbreclien im Talmud. 3
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liehen Handlung (des Bindens), als Folge oder Bestandteil,

verknüpft ist, aber auch nicht als eine schon vorhandene,
somit als eine frühere Bedingung angesehen werden kann,

denn ihr Eintritt ist problematisch ^). Das Binden des Ver-

letzten ist somit keine Ursache, sondern nur einfache Bedin-

gung (mii) und daher ist auch der Täter straffrei (Raschi).

Die Ursache ist allein die Sonne oder die Kälte. Dagegen
ist wohl das Binden hinreichend bei einem anderen Falle:

„Wenn jemand einen Menschen gebunden und ihn der Sonne

oder der Kälte ausgesetzt hat, die schon ihre Wirkung aus-

üben, und er gestorben ist, so ist er strafbar"^), denn die

notwendige Naturbedingung ist schon vor und gleichzeitig

mit der menschlichen Handlung vorhanden, die somit als hin-

reichend erscheint.

Ebenso ist der folgende Fall zu beurteilen: „Wenn jemand

einen Menschen vor einem Löwen gebunden hat, der ihm

schaden kann, so ist er frei"^). Es handelt sich da nicht

um Binden des Verletzten in Gegenwart des Löwen, denn:

a) im Angesichte der Gefahr wäre das Binden überhaupt

auch für den Täter unmöglich (so Tossaphoth), b) dann

wäre es einfach dem Fall von Binden bei der vorhandenen

Sonne (nana WBd) gleich und ebenso gleich zu bestrafen.

Wenn aber der Löwe erst später kommen sollte, so ist sein

Kommen als problematisch anzusehen.

4. „Hat jemand einen von einer Schlange beißen lassen,

so ist er frei" *).

Es fehlt hier die Hinlänglichkeit, da es angenommen

*) Docli kann nicht die Schwierigkeit geleugnet werden, die da-

durch entsteht, daß die Sonne als eine notwendig auftretende Bedingung

betrachtet werden muß, die doch mit dem .„gewöhnlichen Winde"

(tT^lib nil) verglichen werden könnte, den wir später wegen seines

notwendigen Erscheinens als schon vorhanden betrachten.

^) «ry ,"ir\:Q. Ueb. Bd. VIT, s. 327. .y^'^n niai was nai nüna insÄ

') 1. c. iiiaa ''1« ''Jb'? iriBS

*') bv'i> 'injD. üeb. Bd. III, s. 326. iiüB u'mn m tt y^n
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wird, daß „die Schlange von sich das Gift gibt, wobei noch

das Gift nicht auf der Welt da ist*
^). Es ist aber zum Erfolg,

außer dem Beißenlassen, noch das Giftgeben notwendig, das

aber mit der ersteren Bedingung nicht notwendig (etwa als

Folge) verknüpft ist und somit sich als eine selbständige

Bedingung darstellt („die Schlange gibt von sich"); dabei

aber auch nicht als bereits vorhanden betrachtet werden kann,

da eben das Gift im Momente der Handlung noch nicht vor-

handen ist, somit kann die Handlung des Täters nicht als

Ursache des Erfolges betrachtet werden ^). (Anders aber ist

die Meinung eines der Talmudisten, der die Handlung als

strafbar beurteilt. Er meint, daß „die Schlange ihr Gift

zwischen den Zähnen hat" ^).) Danach ist also die notwendige

Bedingung des Giftgebens schon im Momente der Handlung,

als eine immer gegebene, damit auch früher gegebene,

vorhanden; der Mensch bedient sich ihrer als eines Werkzeuges,

wie ein einfacher Mörder, der durch einen Stein oder ein

Eisenstück tötet (Raschi).

Selbstverständlich ist nun der folgende Fall: „Hat jemand

auf einen Menschen einen Hund gehetzt, hat jemand auf einen

Menschen eine Schlange gehetzt, so ist er frei"*), denn durch

das Hetzen der Tiere ist für den Erfolg noch weniger getan,

als mit dem obigen Beißenlassen, das jedenfalls als An-

^) my 'iWD. Ueb. Bd. VII, s. 331. piyi s''p)s ibsi?ö m:n

^) So auch Raschi: „Als er beißen ließ, da war es für den Tod

ungenügend (n'^ünb ''"IS 12 pK 'O'^Wi^S")
— daher ist es keine

Ursache, sondern einfache Bedingung (XO'lj). Die übrigen Worte

Raschis sind bezeichnend: „Obwohl er weiß, daß endlich die Schlange

das Gift geben wird, so ist doch der Mensch nicht durch seine Ver-

ursachung gestorben" (imSÜ S"? irT'Ö
-

t^^pn"? IBIDU^ J>'1W B"J>i«

ri''''ö); es wird also streng unterschieden zwischen Schuld und

Kausalität.

',) an"y /njö. Ueb. Bd. VII, s. 331. lüiy Sin )Vi} ps mi dis

*) bvy 'injD. Ueb. Bd. VII, s. 326. IS yd'^ , absn m ü sü'j;

'iBB 'min DK
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näherung der Zähne der Tiere an den Verletzten gedacht

werden muß.

5. „Wenn jemand einen Menschen gebunden hat und jener

vor Hunger gestorben ist, so ist er frei"^).

Dieses Binden ist für den Todeserfolg nicht hinreichend,

weil noch der Hunger hinzukommen muß, um den Erfolg not-

wendig herbeizuführen. Mehr noch: wenn der Verletzte

schon beim Binden etwas Hunger hatte, so ist der Hunger
doch nicht als bereits vorhandene Bedingung zu betrachten,

denn der Hunger ist ein physiologischer Prozeß, der aus

dem Anwachsen bestimmter, in der Zeit vor sich gehender

Zustände besteht; der Enderfolg also, der Tod, kommt erst

aus dem weiteren Hunger, der nicht als notwendig Kom-

mendes zu betrachten ist und somit die hinreichende Bedin-

gung bildet — die Ursache.

Dasselbe läßt sich auch sagen bei dem Fall: „Wenn jemand

einen Menschen vor Mücken gebunden hat, so ist er frei" ^),

denn, wenn auch die ersteren Mücken schon im Momente des

Bindens zugegen waren und die Verletzung begannen, so ist

doch der Tod nicht von denselben herbeigeführt worden,

„weil jene fort und andere gekommen sind"
^), sondern von

den allerletzten Mücken, die aber in ihrer konkreten Gestaltung

bei Begehung der Handlung nicht notwendig kommende

waren; sie sind also hinreichend und Ursache.

6. „Wenn jemand über einen Menschen einen Kübel

gestülpt oder über ihm die Decke durchbrochen hat und jener

durch Erstickung bzw. durch das Eindringen schädlicher Gase

oder der Kälte gestorben ist, so ist der erstere frei" *).

Obwohl der Verletzte schläft (Rasch i), also im Momente

der Handlung gewiß vorhanden ist und sich nicht retten kann

"-W /3D' Ueb. Bd. VII, S. 328. Tnas S:>'1!l ^ö1 IUBS

') at"y /Id. üeb. Bd. VII, S. 327. niias ]'^'^W- ^isb inB3

ä) Daselbst, '-nx ''Jhl 'ht^ ''3,1

*) Daselbst, ^ijiß fi^'^ISü rby 1?1B1 m'^i v'?I> rtöS
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(ebenso wie der Gebundene in den oberen Fällen), seine

Unterlassung des Entfliehens somit also keine selbständige

notwendige Bedingung des Erfolges yorstellt, so ist doch das

Eindringen der Grase oder der Kälte ein Prozeß, der nicht

im Sinne von nians inaa (Binden bei schon vorhandener

Sonne), als vorhandenes TJebel, sondern als ^"zh nisn f]lD

(Binden bei erst später kommender Sonne), als erst kommen-

des Uebel zu betrachten ist. Obwohl schon beim Herein-

lassen der Kälte die verletzende Wirkung begonnen hat, so

ist doch der Erfolg von der Wirkung des allerletzten Zu-

standes der Kälte abhängig, der aber im Momente der Hand-

lung nicht notwendig schon im Anzüge ist.

Alle diese behandelten Fälle sind vom Typus xnb
jtjid

(Binden bei erst später kommender Sonne), d. h. von fehlen-

der Hinlänglichkeit: überall mußte zur menschlichen

Handlung des Verbrechens noch eine notwendige Bedingung
für den Erfolg hinzutreten, die aber mit der ersteren nicht

notwendig verknüpft oder im Momente der Handlung als be-

reits vorhanden zu betrachten ist, sondern in jenem Moment

problematisch ist; die letzte selbständige Bedingung ist

aber hinreichend und daher Ursache.

Das Merkmal der Hinlänglichkeit der Ursache sucht also

nicht den inneren Gehalt der Bedingung zu bestimmen,

indem er ihr etwa den positiv-inhaltlichen Bestand vorschriebe,

sondern will nur ihre Wichtigkeit für den Erfolg durch die

Stellung, die sie in der Gesamtheit aller Bedingungen ein-

nimmt, hervorheben, will nur die ihr zukommende rein nega-
tive Rolle hervorheben, die sich darin äußert, daß nach dem

Eintritt der Ursache mehr keine selbständige c. s. q. n.

nötig ist. .

Somit hebt sich diese Theorie der Kausalität sowohl von

der Theorie Birkmeyers ab (Ursache ist die wirksamste

Bedingung), die die innere Struktur der Bedingung zu er-

fassen sucht ^), als auch von der Theorie der „adäquaten

*) Obwohl auch manche Redensarten im Talmud zu solchem Ge-
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Verursachung" (Ursache = Bedingung, die von dem Täter oder

dem Durchschnittsmenschen, als der Handlung adäquat, voraus-

gesehen werden könnte), denn während die letztere Theorie

das subjektive Element in die Kausalfrage hineinträgt und sie

somit mit der Schuldfrage vermengt, will die talmudische

Kausalitätslehre streng objektiv die Stellung jeder Be-

dingung untersuchen und sie danach zur Ursache stempeln,

um dann erst zur Schuldfrage überzugehen. In diesem Sinne

wäre also die Stelle zu verstehen, wo bestimmt wird, daß das

„Eisen in jeder Größe tödlich ist
^), und daher die Gresetzlehre

dabei kein Maß für die Todeswirkung angegeben hat"^), daß

aber andere Verletzungsmittel „ein Maß brauchen" (ii>s .T'^iiytt»)

und nur bei Vorhandensein dieses Maßes der Täter gestraft

wird. Es soll nicht heißen, daß im Falle des Fehlens des

nötigen Maßes die Kausalität ausgeschlossen ist und daraus

die Straffreiheit herrühre (denn das hieße ja, daß nur eine der

Erfahrung gemäß wirkende Bedingung Ursache ist); nein, auch

diese Verletzung ist Ursache (natürlich, wenn auch die

anderen Merkmale des Ursachenbegriffs vorliegen), doch fehlt

es da an der Schuld (Voraussehbarkeit und Voraussicht), und

erst dadurch wird die Straffreiheit bedingt. Also: Die Auf-

stellung des Maßes für Verletzungswerkzeuge ist eine Forde-

rung für die Schuld-, nicht für die Kausalitätsfrage ^).

Nun sind die Fälle, bei denen die Hinlänglichkeit der

Ursache vorkommt, sehr zahlreich und ihre Beurteilung durch

dankengang verleiten können, so heißt es z. B. bei T]}rüh) Mab (siehe

unten): „Wenn er die Kraft dazu besitzt" OniDS 1^ DX)i wo es

den Eindruck macht, als ob die Bedingung die volle Wirksamkeit be-

sitzen muß.

bi'y /Jö. üeb. Bd. VII, S. 326. «inü> biS Jn^ttb bnsn

'') bV'i> *'iü. Ueb. Bd. VII, S. 326, hierher auch die Stelle in

,vh iK hö») «pBj •'sns p'^im •'ö nbtapbi ptib itoiy -^^ t «>K"y p"a

*) Das Fehlen des Maßes schließt die Schuld nur dann aus, wenn

sie nicht anders festgestellt werden kann; sie kann aber auch trotz des

fehlenden Maßes festgestellt werden.
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den Talmud sehr verschieden. Doch lassen sie sich erschöpfend

auf einige bestimmte Arten zurückführen^):

A. Vorhandensein nur einer einzigen Bedingung

(menschliche Handlung oder Naturerscheinung), die die Hin-

länglichkeit besitzt.

Sie ist auch die Ursache. Beispiel: „Wenn ein Mörder

seinen Nächsten mit einem Stein oder mit einem Eisen er-

schlagen hat, so ist er strafbar*
^),

B. Yorhandensein mehrerer Bedingungen (Menschen-

und Naturbedingungen).

Da sind aber hinsichtlich der Hinlänglichkeit drei Fälle

zu unterscheiden:

1. Es sind alle Bedingungen hinreichend, d. h. Ur-

sachen.

Da sind aber wieder zwei Möglichkeiten in Betracht zu

ziehen :

a) Es treten die Ursachen nebeneinander auf (nnx tui).

Da ist zu unterscheiden:

a) Es treten Menschenbedingungen (menschliche

Handlungen) beieinander auf.

Dann werden sie alle für den Erfolg gleich haften

(d.h. jeder für einen Teil des Erfolges
— bei Zivilsachen)

oder alle Täter werden für gleich straffrei erklärt, weil

in Kapitalsachen nicht mehrere Menschen für einen mit

der Strafe (Tod) belegt sein sollen, auch wenn sie es ver-

dienen (es wird aus einer Bibelstelle: ,Ein Mensch, nicht

aber zwei" [sollen büßen] ^)
—

abgeleitet), eine Kapitalstrafe

aber nicht auf mehrere verteilt werden kann.

Es werden dabei auch mehrere zivilreclitliche Fälle in Betracht

gezogen werden müssen; doch kann bestimmt der Satz ausgesprochen

werden, daß die Hauptzüge der Kausalitätsielire im Strafrechte wie im

Privatrechte des Talmuds im großen und ganzen dieselben sein müssen;

die verschiedene Beurteilung hängt von anderen Gründen ab.

^) d''3tt> S'?! "inX tt>''K
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Beispiele: „Wenn zehn Personen einen Menschen mit

zehn Stöcken mit einem Male geschlagen hahen, und er

gestorben ist, so sind sie alle frei von der Todesstrafe"^);

an dieser Stelle bemerkt auch Tossaphoth, daß „ein jeder

für den Todeserfolg hinreichend war"
^).

Ein zweites Beispiel: Maimonides (einer der eminente-

sten Kodifikatören des talmudischen Rechts) sagt zu dieser

Stelle: „Ebenso soll beurteilt werden der Fall, wo zwei Täter

einen Menschen ins Wasser zurückgedrückt hatten" ^). Wie wir

später noch sehen werden, ist das Zurückdrücken ins Wasser

eine für den Tod hinreichende Bedingung. Bei Vorhandensein

aber zweier solcher Bedingungen tritt Straffreiheit ein.

ß) Es treten Menschen- und Naturbedingungen neben-

einander auf.

Da ist der Mensch straffrei, da der Erfolg auch ohne

ihn eingetreten wäre (er ist aber wohl eine Ursache des

Erfolges).

Beispiel: „Wenn der Mensch und der Wind ein Feuer, das

einen Brand verursachte, angefacht haben, so ist der Mensch, wenn

sein Anfachen allein ausgereicht haben würde, schuldig, wenn

aber nicht, frei"*); es wird also in diesem Falle angenommen,

„daß, wenn nur der Mensch, nicht aber der Wind, hinreichend

ist, er daher auch straffrei sein soll." Dazu bemerkt aber

Tossaphoth: „Es ist ein Fall, bei dem das Anfachen des

Windes allein nicht ausgereicht hätte, denn wenn der Fall

so läge, dann sollte ja nicht der Mensch haften, auch wenn

sein eigenes Anfachen allein ausgereicht hätte, denn auch

ohne ihn hätte doch der Wind alles allein geschadet"^),

Döi iinx nsa nibpia T^^ys dik - •'ja n^mi) iman. Ueb. Bd. vi,

s. 32. b'""
«p-'n pTitaa f'pis

^) nüi JT-ianb ni inx bai n^'^l

^) a'D ,p"3.
Ueb. Bd. VI, s. 221. riabi )i}^ DK Hiin r^ri'y'b-] na^"?

iiisa )\6 DK1 s'-Ti nnübb ^id

5) Daselbst, tt »^'i^i ''xn '»i^ia nttb'? ''13 yosv 'Jan nna pxu'n
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b) Die Ursachen treten nacheinander (ni 'ins ms) auf.

Da ist logischerweise nach der talmudischen Theorie

schon die erste Ursache strafbar. Die anderen können nach

dem modernen Rechte nur für Versuch haften, da sie für den

Erfolg keine c. s. q. n., also indifferent sind; der Talmud kennt

aber den strafbaren Versuch nicht
^).

Beispiele: „Wenn jemand ein Gerät von der Spitze eines

Daches herabgeworfen hat, wobei unten keine Kissen oder

Polster gelegen sind, und ein anderer es im Flug mit einem

Stock zerschlagen hat, so ist dieser ersatzfrei" ^); in diesem

Falle ist der zweite ersatzfrei, weil er „ein bereits zerbrochenes

Gerät zerschlagen hat" ^), das schon vom ersten zerbrochen

war; seine Bedingung war also für den Erfolg indifferent,

die des ersteren aber wohl hinreichend (was aber nicht aus-

schließt, daß die Bedingung des zweiten als solche hinreichend

wäre, wenn nicht schon der erstere vorhergegangen wäre).

Anders aber ist der Fall, den Tossaphoth bringt: „Wenn

jemand einen Stein oder einen Pfeil auf ein Gerät wirft, und

ein anderer ihm zuvorkam und selbst das Gerät zerbrochen

hat, so ist selbstverständlich der zweite haftbar, denn man

kann nicht das Argument brauchen, er hatte ja nur ein zer-

brochenes Gerät zerschlagen" *). Dieses Argument kann zweifel-

los deshalb nicht gebraucht werden, weil das Werfen eines

Steines nicht unbedingt notwendig den Erfolg herbeiführen

wird (denn er kann ja einfach das Ziel nicht erreichen), so-

mit der erstere nicht eine hinreichende Bedingung gesetzt hat

Vgl. darüber J. Koliler, Darstellung des talmudischen Rechts.

Zeitschr. f. vergl. Kechtswissensch. Bd. 20, S. 222.

') br'3 ,p"3. Ueb. Bd. VI, s. 93. vmn m i6) an tt^sna ^b pni

Utas bpisn 'nz-i)) "inx xai ninoi ix d''i>ip

3) Daselbst, lan KT-an Wü
*.) .si5''"i»ai ii3'i>i Dipl "inx vi2) -»bsn bj> yn is ps p'^) dx t^"« 4p":i
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und zum Verursacher erst der zweite wird; anders aber beim

Werfen des Gerätes selbst auf den Erdboden, denn da ist der

Erfolg schon notwendig vom ersteren bestimmt, der zweite

ist hier überflüssig.

Ein zweites Beispiel: „Wenn zehn Personen einen Menschen

mit zehn Stöcken nacheinander geschlagen haben, und

jener gestorben ist, so sind sie alle frei von der Todesstrafe" ^).

Hier sollte eigentlich nicht der allerletzte Schläger gestraft

werden, wie es einer der Talmudisten (R. Jehuda ben Bettera)

annimmt, sondern nur der allererste (da auch in diesem Falle

wie in dem ähnlichen obigen ein jeder der Schläger hin-

reichend ist), doch macht man sie alle auf Grund des Bibel-

spruchs straffrei. („Das ganze Leben" — bis es nur einer

sein wird, der das ganze Leben töten wird^).) Vielleicht

ist der Grund der, daß man bei einem so schweren Verbrechen

die letzteren (die den Versuch machten) nicht einfach von

dem ersteren unterscheiden wollte, sondern zeigen wollte, daß

sie alle dasselbe Verbrechen ausführten (oder ausführen wollten)

und daher auch einer Strafe (einer moralisch-religiösen)

unterliegen.

Auch die scheinbar ganz verkehrte Meinung von ß. J ehuda

ist nur eine Bestätigung unserer Theorie: wenn er in diesem

Falle den letzten haften lassen will, so ist es nur deshalb,

weil er eben nicht alle Schläger für hinreichend hält, son-

dern nur den letzten allein, indem er die Behauptung auf-

stellt: „weil er seinen Tod beschleunigt hat" ^); er deutet also

den Tatbestand anders, als wir nach Tossaphot h.

Hierher gehört auch der folgende Fall: „Wenn jemand
eine Grube von neun Handbreiten gegraben und darauf ein

b"^
,p"3. Ueb. Bd. VI, s. 32. nj^w Ü1S ^s iiiti>i> imsn

^) lysin b^ Jinu> "im «.Tia» ii>
-

a?£)i '?5 Leviticus, 24. mi) /wd»
üeb. Bd. VII, S. 330.

3}
b",

,p"3.
üeb. Bd. VI, s. 32* tinn'^f:^ nx 5'^^'?!t> '-jaia



— 43 —

anderer sie auf zelin^) ergänzt hat, so ist der zweite ersatz-

pflichtig, wenn ein Tier hineinfällt und verletzt wird, einerlei ob

tödlich oder nicht; Rabbi sagt: der zweite ist ersatzpflichtig

für eine tödliche Verletzung, beide — für eine Beschädigung,

da es sich eine solche auch bei neun Handbreiten zugezogen

haben würde" ^). Es entwickelt sich hier ein Streit zwischen

Rabbi und den übrigen Talmudisten, die die erstere Meinung
vertreten. Dabei sind beide Parteien derselben Meinung in

dem Falle vom Todeserfolge, was auch mit unserer Theorie

übereinstimmt, denn dann hat eben der zweite die hinreichende

Bedingung gesetzt: die zehnte Handbreite gegraben, während

die Handlung des ersteren für den Tod ungenügend war^).

Bei dem Verwundungserfolg ^) aber, wo neun Handbreiten

genügen, ist die Meinung der übrigen Talmudisten, die wieder

den zweiten haften lassen wollen, logisch unerklärbar. Es ist

auch die Erklärung unbefriedigend, die ein Kommentator

Maimonides' zu geben versucht; er sagt: „Der Grund ist der:

der zweite hat die Handlung vom Grebiete der Verwundung
in das Grebiet der Tötung übergeführt, und er muß daher

für alles haften; es soll dieser Fall keineswegs mit dem anderen,

wo einer eine Grube von acht Handbreiten gegraben und

darauf ein anderer sie auf neun ergänzt hat, verglichen

werden, bei dem ich oben gesprochen habe, daß die beiden

gleich haftbar sind, denn dort befinden sich ja noch beide im

Gebiete der Verwundung^) — das ist die Meinung der

Kommentatoren" ^)
"

'').
Diese Erklärung ist unbefriedigend

^) Bei welclier Tiefe die Verletzung tödlicli ist.

2)
a«i

,p":2.
üeb. Bd. VI, s, 31. lü'^b^n) 'inx «31 nya^n iü "lainn

ä) Ras Chi: n'-ön'? ''15 DM^ pK DTlÖtfl 'tOl

*) Vom Standpunkt des menschlichen Interesses aus heißt die

Verwundung Beschädigung.

^) Denn Gruben bis neun Handbreiten der Tiefe bewirken eine

Verwundung.

^) 3''in 'p ^inüi nfT^b niüb pp» mbü ip'-nyn pinxni» •'JBia Dyiani
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deswegen, weil der üebergang aus einem Gebiete des Er-

folges in das andere wohl ein Grund sein kann für die Be-

strafung auch des zweiten, nicht aber für die Straffreiheit

des ersten. Der Grund kann somit nur in dem Hinweise auf

eine Bibelstelle bestehen, der tatsächlich auch vorhanden ist.

Nun ist Rabbi konsequenter, wenn er bei der Ver-

wundung schon den ersten haften läßt; nur ist er nicht kon-

sequent genug, denn er sollte ja nur den ersten, als die hin-

reichende Ursache, strafen, da der zweite völlig indifferent

für den Erfolg ist. So wird auch bei ähnlichen Fällen im

Talmud gefragt: „Wenn aber auch ohne ihn der Erfolg her-

beigeführt werden könnte, was kann ihm denn für eine Hand-

lung zugeschrieben werden" ^)?

Wir wissen ja schon von oben, daß beim Zerschlagen

eines schon bereits zerbrochenen Geräts der Täter ersatzfrei

bleibt. Auch Tossaphoth sagt an dieser Stelle (b"i ,p"a):

„Doch es muß folgendes Bedenken in acht genommen werden:

soll denn ein Mensch schon deswegen, weil er einen Klotz

in ein groß brennendes Feuer hineinwirft, bestraft wer-

den"^)? Und wirklich der jerusalemische Talmud be-

urteilt diesen Fall in unserem Sinne ^).

Da für die Bestrafung des zweiten die objektive Grund-

lage des Verbrechens (die Setzung einer notwendigen Bedin-

gung) fehlt, so kann die Meinung von Rabbi nur dadurch

erklärt werden, daß er eben nicht die Tat allein, sondern

nbyb'? ''fianaii' 'Mh iia'''?!rni nnx ksi 'n tu iBinb niaii li'^Ki "pii

'3 So ist auch die Meinung von Tossapliotli ("i^'i p'^): „Weil

der zweite den Todeserfolg, der früher noch nicht war, als etwas Neues

eingeführt hat" (nb''nnü n\n i6'i; niT-ia -lyTrity b'-s-i^a).

1)
b"h

,p"i,
Ueb. Bd. VI, S. 32. ^'^:ij)^ ''Kö -ÜSt^ ''ÜJ IIT-X ixb^n N^K

3") ,'5,'n tp^yKi pia i)2'??£>tt' iiü'pn
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aucli die verbrecherische Gesinnung, also den Versuch
straft. Oder könnte man vielleicht die Erklärung, die von

dem Kommentator Maimonides' für die übrigen Talmudisten

gegeben ist, gerade für Rabbi verwerten^)?

In dieser Kategorie (die Ursachen treten nacheinander

auf) bildet es keinen Unterschied, v^^enn zwischen die Ursachen

sich eine Naturbedingung einmischt: immer wird der Mensch,

sofern er früher ist, haften, wenn die Naturbedingung

früher gewesen ist, nicht haften.

2. Nur eine Bedingung ist hinreichend

zwischen mehreren Menschen- und Naturbedingungen, die

alle nicht selbständig nach ihr, sondern entweder vorher

oder gleichzeitig auftreten. Dieser Fall ist aber dann derjenige

von A. (siehe oben).

3. Es ist keine der Bedingungen hinreichend.

Da sind zwei Fälle möglich:

a) Es treten die Bedingungen nebeneinander auf

und zeitigen durch ihr Zusammenwirken den Erfolg.

Da ist keine Bedingung eine Ursache, alle sind nur

einfache Bedingungen (xblj).

Beispiel (aus. Maimonides): „Wenn fünf Personen

gleichzeitig sich auf eine Bank setzen, und sie zerbrochen

wird, so sind sie alle haftbar" ^). Hier, ist ein Fall, bei dem

keine der Personen für den Erfolg hinreichend war (was

aus dem Gemaratext hervorgeht, aus welchem der Fall ab-

geleitet ist), sondern nur einfache notwendige Bedingung

(sülj) ist; alle zusammen zahlen den Betrag der zerbrochenen

Bank. So bei Zivilsachen; bei Kapitalsachen aber (wenn z.B.

einige Personen durch gleichzeitige nicht hinreichende

Hiebe einen Menschen erschlagen hätten) wären alle straf-

frei, da man ja straffrei ist, wenn sogar alle Bedingungen
hinreichend sind (wie wir es oben gesehen haben). Man

') Umsomehr, als sie dann nicht melir unser Vorwurf treffen könnte.

".) bain""?,-! iDSüin
^i'^^i'^'^n f?)^ "am) miiks wm rhs isty-^y bdSD
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könnte vielleicht den Grundsatz aufstellen: für einfache not-

wendige Bedingung (sisli) ist man prinzipiell bei Zivilsachen

haftbar, bei Strafsachen aber — straffrei^).

Wenn nun von einigen nicht hinreichenden Bedingungen,
die nebeneinander auftreten, eine eine Naturbedingung
ist, so sollten nach einem Analogieschluß der Mensch und die

Naturbedingung (als ioalj) zusammen (strafrechtlich) verantwort-

lich gemacht werden. Es ist aber nicht so, sondern in ganz

unkonsequenter Weise bleibt der Mensch gänzlich frei. Das

ist aus dem folgenden Fall, der schon oben einmal gebracht

war, zu sehen: ^Wenn der Mensch und der Wind ein Feuer

angefacht haben, so ist der Mensch, wenn sein Anfachen

allein ausgereicht haben würde
, schuldig; wenn aber nicht,

frei" ^). Also, wenn der Mensch hinreichend ist, ist er Ur-

sache und haftbar, sonst aber — wenn er den Erfolg im

Zusammenwirken mit dem Wind, der auch hinreichend

ist, herbeigeführt hat — ist er frei. Dabei sagt Tossaphoth:

„Er ist haftbar nur dann, wenn er den Erfolg allein, ohne

Hilfe des Windes, herbeigeführt hat oder mit Hilfe eines ge-
wöhnlichen Windes^) (der, als gewiß kommende Bedingung,

als bereits vorhanden betrachtet wird).* Das sind aber

alles Forderungen für das Vorhandensein einer Ursache,

während es sich in diesem Falle zweifellos nur um einfache

Bedingungen {\nti-\i)
handelt (so sagt auch die Gemara), die

doch im Falle von der zerbrochenen Bank (bosD) alle haft-

bar waren.

b) Es treten die Bedingungen nacheinander ein;

dann ist eben die allerletzte Bedingung die hinreichende

^3 Die ausnahmsweise Haftbarkeit der einfachen Bedingung

(garmi) ist aber nur bei Geld-, nicht Körper- und Lebensstrafen möglich.

^) a"D tp'a-
üeb. Bd. VI, s. 221. nbii »^ ds min nns^i mb

itoö ix"? DK1 ri"i''n m'shb '»'IS

ä) Daselbst, min ifVÜ sbs lüit^^ ''iBS 3"3 nu^y 3"S «"pS S^TT^Ö x"?

n-iiitö mna p'^)nb '?3^''!i> ix
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(denn das Vorhergehen der notwendigen Bedingungen nimmt

ihr nicht den Charakter der Hinlänglichkeit) und Ursache.

Es sind wieder zwei Fälle zu unterscheiden:

a) Die letzte Bedingung ist eine menschliche Hand-

lung, dann ist der Mensch strafbar. Beispiele: „Wenn ein

Mörder seinen Nächsten ins Wasser oder ins Feuer zurück-

gedrtickt hat (obgleich er ihn nicht selbst hineingestoßen

hat), so daß er nicht mehr herauskommen konnte und er ge-

storben ist, so ist er strafbar"
^).

Obwohl zum Ertrinken noch

eine c. s. q. n,, nämlich das Hineinstoßen ins Wasser notwendig

war, so ist sie doch nicht hinreichend, denn, wie wir schon

oben ausgeführt haben, ist noch nach dem Hineinstoßen zum

Erfolge eine weitere selbständige Bedingung notwendig: die

Unterlassung seitens des Verletzten, sich selbst zu retten,

wo es möglich war. Es erweist sich somit als hinreichend

nur die letzte Handlung: das Zurückdrücken, denn nach

ihrem Eintritt ist das Ertrinken schon gewiß (Raschi).

Ein zweites Beispiel: „Wenn jemand durch einen Tauben,

Blödsinnigen oder Minderjährigen einen Brand anstiftet (da-

durch, daß er ihnen Feuer anvertraut und diese einen Feuer-

schaden anrichten), so ist er dem menschlichen Gerichte gegen-

über frei, wenn aber durch einen Vollsinnigen, so ist der

Vollsinnige schuldig" ^). Der Anstifter hat keine hinreichende

Bedingung gesetzt; die Ursache ist der Angestiftete, wobei

aber nur der Vollsinnige strafbar ist, während der Blödsinnige,

als zurechnungs u n fähig, schuld- und straflos bleibt.

Ein drittes Beispiel: ,Wenn jemand von der Spitze

eines Daches ein Gerät herabgeworfen, und ein anderer die

unten liegenden Kissen und Polster fortgenoramen hat, oder

wenn er selbst sich beeilt und sie fortgenommen hat, so ist

nai ci^D ni'jy'? b\y' ii''K1 'visn ^itnb ii< ü'-bn ']\t^b inyi b)) u>ii3

Ueb. Bd. YII, S. 326. bi«y pl'inJD i'-'-n

^) '>ia"j p"3. Ueb. Bd. VI, s. 220. tt>in r'2 r:'r)>::in m nbi!i>n

s^n npEin npa Tianb-vy cfts ''3'''ia "^iüb
iiapi

nais?
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er frei" ^).
In diesem Falle treten zwei Menschenbedingungen

auf: einmal der Werfer des Geräts, und zweitens der Fort-

nehmer der Kissen (wobei in letzterer Kolle auch der Werfer

selbst erscheinen kann).

Doch der Werfer ist keine Ursache, da er allein nicht

hinreicht: damit das Gerät zerbrochen wird, ist auch noch

das Fortnehmen der Kissen notwendig, das aber seinerseits

nicht notwendig mit dem Werfen verknüpft ist. Doch auch

das Fortnehmen, obwohl es eine hinreichende Bedingung ist,

ist nicht Ursache, denn da fehlt eben das zweite Merkmal

des UrsachenbegriflPs, die Unmittelbarkeit, von der die Rede

noch später sein wird, wo auch auf diesen Fall zurückgegangen

sein wird.

Hierher gehören auch die folgenden drei Fälle:

„Wenn jemand einen Menschen in eine Grube, in welcher

sich eine Leiter befindet, hinabgestoßen, und ein anderer sie

fortgenommen hat, und wenn sogar er sie selbst fortgenommen

hat, so ist er frei, denn zur Zeit, wenn er ihn hinabgestoßen

hat, konnte er noch heraufkommen"^). Die Handlung des

Täters war also im Moment des Geschehens für den Erfolg

ungenügend, da der Verletzte noch heraufkommen konnte;

sie ist daher keine Ursache, sondern eine einfache notwendige

Bedingung {^üii).

„Wenn jemand auf einen Menschen einen Pfeil abschießt

und dieser einen Schild in der Hand hat, den ihm aber ein

anderer inzwischen wegnimmt, oder wenn sogar er selbst ihn

ihm wegnimmt, so ist der erstere straffrei, denn beim Schießen

würde der Pfeil durch den Schild zurückgehalten worden sein^)."

Da ist dasselbe zu sagen wie zu dem obenstehenden Falle.

^) bv'3 ,p"'2.
Ueb. Bd. VI, s. 93. vtitisi vm Jlll m^t ^b:: pit

.'Tiiaa ipböi aip ix \pbti) inx i<s niJiba ix d'-'is

^)M"S AnJD. Ueb. Bd. VII, S. 328. KSinüS dblDllüb ISni

Kin rribyb b'ö'' (T'i'iyi siv:?i"i naa Mp'?''öi tnp «in "»axi ip'p''bi in«

äj Daselbst. )h^i) ülp «in "^SKI iblaJI inx SSI IT'S D'i^tO'l' IT! pit
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jWenn jemand auf einen Menschen einen Pfeil abschießt

und dieser Heilgewürze in der Hand hat, und ein anderer sie

ausschüttet, und wenn sogar er selbst sie ausschüttet, so ist

der erstere frei, denn beim Schießen könnte er sich ja heilen" ^).

Auch da ist die Handlung des Täters allein nicht hinreichend,

denn zur Zeit des Schießens war noch die Möglichkeit vor-

handen, sich zu heilen. Mehr noch, und das ist das Charakte-

ristische in diesem Falle, er ist frei, auch wenn der Verletzte

das Heilgewürze nicht in der Hand hatte; sofern es aber auf

dem Markte im Momente dor Handlung zu kaufen war, ist es

als in seiner Hand vorhanden anzusehen, und der Verletzer

ist frei, auch wenn der Verletzte das Heilgewürze nicht zu

erhalten vermochte. Und noch mehr: der Verletzer ist frei

auch dann, wenn sich dem Verletzten nachher, nach dem

Schusse, Heilgewürze dargeboten haben, während der Ver-

letzte davon keinen Grebrauch machen wollte und gestorben

ist^). Wir sehen hier, wie es schon oben ausgeführt war, daß

die Hinlänglichkeit nicht nach den konkreten Verhältnissen

des Einzelfalles bestimmt wird, sondern rein objektiv, nach

Maßgabe eines Durchschnittsmenschen (nü XJ£V5 "inx Dix) ^).

Daher ist die Handlung, wenn es im allgemeinen möglich

war, Heilgewürze zu kaufen, keine hinreichende Bedingung
des Todes, kein „Todesschuß" (niü tüü) (Raschi), keine Ursache.

Die konkrete zufällige*) Unmöglichkeit, Heilgewürze zu

kaufen, oder das Nichtwollen, es zu kaufen, um sich zu

heilen, prägen nicht der Handlung den Charakter der Hin-

länglichkeit auf.

Gewiß ist, von rückwärts (vom Erfolge aus) angesehen,

die Handlung in konkreter Sachlage, Avie oben, wohl die Ur-

Daselbst, ülp Kin "'SKI prSI IHK i<31 ITS pJÖDI pn 15 pll

mn niKB'innb bis'« rr'a xiiy'i Xii^y^n miaa prai

2) Daselbst.

'3 Nach Maßgabe eines pater familias.

*) „Das Geschick hat es ihm bedingt" o"? J^^*!^ !^Wi siehe oben.

Steinberg, Die Lehre vom Verbrechen im Talmud. 4
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Sache geworden, Es muß aber betont werden, daß die Hin-

länglicbkeit einer Bedingung nicht geworden, sondern schon

im Momente der Betätigung gewesen sein muß.

Endlich sei noch ein Fall aus Maimonides gebracht: ,Wenn
zehn Personen nacheinander Steine auf einen Menschen

werfen, wobei ein jeder Stein für den Tod ungenügend war,

und endlich wirft noch einer einen Stein, der zur Folge den

Tod hat, wobei der Stein für den Tod genügend ist^), so

ist dieser letztere des Todes schuldig" ^),

Wir sehen aus allen diesen Fällen, daß die Letztheit

der Bedingung kein notwendiges Merkmal der Ursache ist,

wie es Köhler^) annimmt, sondern nur eine Erscheinungsar t

einer höheren Gattung: der Hinlänglichkeit. Die Letztheit

erscheint nur deswegen oft als eine Ursache, weil diese Kate-

gorie
—

einige nacheinander auftretende Bedingungen, von

denen keine bis zur letzten hinreichend ist — auch am

meisten vorkommt.

ß) Die letzte Bedingung ist eine Naturbedingung, —
sie ist dann auch die Ursache; der Mensch bleibt straffrei.

Beispiele :

»Hat jemand Krüge auf das Dach heraufgebracht, und

die letzteren durch einen ungewöhnlichen Wind herunter-

gefallen sind und geschadet haben, so ist er frei"*). Da ist

das Hinlegen keine hinreichende Bedingung, diese Eigenschaft

besitzt erst der nachher eintretende Wind, er ist daher als

'3 Es soll nicht heißen, daß der letzte Stein auch ohne die ersteren

hinreichend wäre, sondern daß der Stein nur bei Vorhandensein des

ersteren den Erfolg herbeiführt. So scheint der Kommentar zu dieser

Stelle zu meinen.

ni nn nüi (rT'ünb •'"la na s^i) njiinxa px pin r)''ünb '»na na pK jnis

T''?i> jnnj pnnxn
^) Darstellung des talmudischen Rechts, S. 217.

^) ata"5 p'a Ueb. Bd. VI. )mfä mis ibsiji Mn by i'^ipip nbuö

niaa ip''7ni
r^^^a^
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Ursache anzusehen; der Mensch aber, der eine c. s. q. n.

gesetzt hat, bleibt straffrei.

Anders aber ist ein ähnlicher Fall:

„Hat jemand seinen Stein oder sein Messer oder seine

Last auf das Dach gelegt und sie durch einen gewöhnlichen

Wind herunterfielen und geschädigt haben, so ist er strafbar" ^).

Daist das Legen scheinbar auch ungenügend, da als weitere

Bedingung der Wind eintritt, doch muß in Betracht gezogen

werden, daß ein gewöhnlicher Wind (nach der Meinung

Yon Tossaphoth) als ein immer Torhandener, also auch noch

vor dem Legen vorhanden, als die allererste Bedingung an-

zusehen ist, so daß das Legen eben nur als letzte Bedingung

auftritt, als Ursache. Ein ungewöhnlicher Wind aber ist

eine selbständige notwendige Bedingung, die nicht als

immer vorhanden anzusehen ist, somit als eine weitere und

letzte erscheinen muß.

Ebenso sind in dieser Kategorie zu nennen alle die Fälle

vom Binden eines Menschen vor einem Löwen, Mücken, Sonne,

Hunger usw., die wir schon eben betrachtet haben. Sowohl

der Mensch als auch der Löwe, die Sonne usw. sind für den

Todeserfolg ungenügende Bedingungen, doch sind der Löwe,

die Sonne usw. als die letzten Bedingungen
— Ursachen.

Der Mensch ist daher — frei.

Das zweite Merkmal des Ursachenbegriffs ist die Un-

mittelbarkeit der Wirkung der Bedingung. Auch dieses

Merkmal verlangt eine längere Erklärung, da schon seine Be-

zeichnung eine recht weitläufige ist.

Wenn bei der „ Hinlänglichkeit
'
der Begriff der Stellung

»)
a'-'TT ip^tm nmKi mia "hsi) jj.i '^^'a \mr\\i} iküö'! i3''Dd liaK

a"1 p''^ Ueb. Bd.VI, S. 16.
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der ursächlichen Bedingung in der Gresamtheit aller anderen

maßgebend ist, so ist für die „Unmittelbarkeit" der Begriff

der Kraft (ns) zu verwerten. Die Unmittelbarkeit der Be-

dingung bedeutet, daß ihre Wirkung, aus der Person des

Täters ausgehend, direkt, wie auf einer geraden Linie, auf

das Objekt des Verbrechens übergeht und es ergreift. In den

talmudischen Termini ausgedrückt, lautet diese Begriffsbestim-

mung folgendermaßen: die Wirkung der ursächlichen Be-

dingung soll eine erste Kraft ({WKI ns), nicht eine zweite

Kraft
(''jiy na) verkörpern. Letzteres tritt ein, wenn die Be-

dingung nicht durch sich selbst, durch die eigene, primäre

Kraft wirkt, sondern nur eine andere, sekundäre Kraft oder

Kräfte in Bewegung setzt, die dann ihrerseits unmittelbar auf

das Objekt wirken. Dann heißt die Kraft, die die Bedingung

ausfüllt,
— die erste; die von ihr in Bewegung gesetzte

—
die zweite. Diese zweite Kraft soll aber nicht eine weitere

Bedingung ausmachen, denn dann wäre mit der Unmittelbar-

keit immer die U n hinlänglichkeit verbunden; vielmehr wirken

die beiden Kräfte in einer und derselben Bedingung,

d. h. zwar in einer anderen Bedingung, die aber mit der

ersteren organisch-inhaltlich verknüpft ist, so daß sie zusammen

nur eine Bedingung darstellen (man könnte da von „Unter-

brechung des Kausalzusammenhanges" im gewissen Sinne

sprechen). Im Erfolge ist die Kraft der ersteren Bedingung

ver,wirklicht ,
die aber sich erst durch die zweite, auf un-

geradem Wege, manifestiert.

Als Grund für diese Forderung der Unmittelbarkeit könnte

vielleicht die Denkgewohnheit der orientalischen Völker in

Betracht gezogen werden, ihre abstrakten Begriffe sinnlich

und womöglich als mechanische Druckformen zu veran-

schaulichen ^),

^) Es soll aber nicht geleugnet werden, daß diese Erklärung der

Unmittelbarkeit nicht auf die Unterlassungsdelikte paßt, wo ein

unterlassenes positives Tun mit einem eingetretenen Erfolgein
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Als Beispiele sollen folgende Fälle dienen: der schon oben

gebrachte FalP): „Wenn jemand ein Gerät herabgeworfen

nnd ein anderer oder er selbst die untenliegenden Kissen

fortgenommen hat, so ist er frei."

Die Bedingung des Fortnehmens der Kissen ist: a) für

den Erfolg notwendig, b) und auch hinreichend, da sie als

letzte auftritt; doch es fehlt ihr das unmittelbare Ergreifen

durch das Subjekt der Setzung der Bedingung des Objekts

des Verbrechens; obwohl die Kraft der Bedingung hell vor

Augen zu wirken scheint, kommt sie doch als erste erst durch

Vermittlung einer anderen Bedingung (= des Freimachens des

Bodens, der hart ist) zustande, die schon allein die eigentliche

(zweite) Kraft der Zerstörung besitzt. Dabei ist die zweite

Bedingung inhaltlich und notwendig mit der ersteren ver-

knüpft, so daß sie beide nur eine Bedingung darstellen, an

der sich die beiden Kräfte äußern^). Dieser Fall kann als

klassisches Zeugnis dafür dienen, wie streng im Talmud die

einmal angenommenen Prinzipien durchgeführt werden und

dem Siege der Konsequenz auch ein solcher, dem Laien so

einfach und selbstverständlich erscheinender Fall preisgegeben

wird, wie dieser, wo ein und derselbe Mensch, als

Werfer und Fortnehmer erscheinend, doch nicht als Ursache

betrachtet wird, weil einmal die Hinlänglichkeit, das zweitemal

— die Unmittelbarkeit fehlt, obwohl ja, im ganzen angesehen,

eben er allein alles Notwendige vollbracht hat.

Ein zweites Beispiel bildet der Fall: „Wenn jemand einen

fremden Schuldschein verbrennt, so ist er frei* ^). Die Hand-

Beziehung gesetzt wird, wo also die Realisation der Kraft nicht zu

sehen wäre.

') Siehe S. 48.

*) Die Letztheit der Bedingung garantiert also die Hinlänglichkeit,

nicht aber die Unmittelbarkeit, denn „letzt* ist nicht im Sinne von.

Wirkungsnähe, sondern nur im Sinne von zeitlicher Nähe zum

Erfolge zu verstehen.

3) m"s p"a Ueb. Bd. VI, s. 364. ."11120 ii'^an bv} iijau» pi"nu>n
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luüg wird nicht als Ursache, sondern als einfache Bedingung

betrachtet, weil, bei Vorhandensein der Hinlänglichkeit, die

Unmittelbarkeit fehlt, denn die Kraft, die sich in dem Ver-

brennen geäußert hatte, nicht selbst den Erfolg herbeigeführt,

sondern erst eine andere Kraft in Bewegung gesetzt hat

(nämlich: das Nichtdürfen und Nichtwollen des Schuldners,

ohne den Schuldschein zu zahlen), die schon ihrerseits die

Nichtzahlung bewirkte. Auch da ist die Hinlänglichkeit der

Handlung nicht ausgeschlossen, denn die zweite Bedingung ist

inhaltlich eng mit der ersteren (mit der Handlung) verbunden

(auf der Sitte und den Greschäftsbräuchen beruhend), so daß

sie beide als eine Bedingung erscheinen, an der sich zwei

Kräfte äußern.

Ein drittes Beispiel der fehlenden Unmittelbarkeit: ,Wenn

jemand einen Menschen gebunden und über ihn einen Wasser-

strom entfesselt hat, der ihn tötete, so hat er den Tod direkt

veranlaßt, als hätte er ihn mit seinem Pfeile erschossen, und

er ist strafbar. Dies jedoch nur, wenn es direkt durch seine

Kraft geschehen ist (wenn er das Wasser auf einem schroffen

Ufer entfesselt hat, so daß es sofort in Wirkung trat); wenn

aber indirekt, durch eine zweite Kraft, so hat er nur die

Veranlassung gegeben' ^). Hier ist die Hinlänglichkeit da,

denn nach der Handlung fehlt für den Erfolg keine not-

wendige Bedingung mehr; auch die Unmittelbarkeit ist bei

der ersten Kraft vorhanden, weil dann die Kraft vom Subjekt

direkt auf das Objekt des Verbrechens übergeht; das Wasser

ist dann sein Werkzeug
— seine Pfeile —

,
in dem sich, wie

in den Pfeilen, seine eigene Kraft manifestiert; daher ist er

strafbar. Anders aber ist es bei der zweiten Kraft; da ist

das Wasser nicht sofort ins Fließen gekommen, sondern ist

etwas stehen geblieben und dann erst floß es weiter. Wir

können daher annehmen, daß, obwohl die Handlung schon

») W"i^ »"i^D Ueb. Bd. VII, s. 329. b''pm'\ nnsh'? .T-na^'i \m ''Kn

•iiy riM bax ptyxi naa ü'n a''in''üi «in .T'T'i r^^yi «lai xp^^n ii'hs
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hinreichend war (denn alles, was später kam — das weitere

Fließen nach dem Stehenbleiben — war eine unabweisbare

Folge der menschlichen Handlung), die Kraft, die in ihr vor-

handen war, doch von der neuen Kraft des Stehenbleibens

auf dem Orte (der das weitere Fließen besonders beeinflußte)

verstärkt und unterstützt wurde; die menschliche Kraft ist

somit, eine neue Kraft schaffend, nicht auf gerader Linie

in das Objekt übergegangen. Die Handlung ist daher nur

eine einfache Bedingung.

Anders ist aber ein ähnlicher Fall zu beurteilen: „Wenn

jemand eine Scholle an die Wand wirft und sie zurückprallt

und einen Menschen tötet, so ist er, wenn er dies absichtlich

getan hat, um diesen zu töten, strafbar" ^). Die Hinlänglich-

keit ist da, weil die scheinbar selbständige neue Bedingung
— das Anschlagen an die Wand — nur eine Folge der

menschlichen Handlung ist, somit schon und nur die Hand-

lung hinreichend ist; es fehlt aber auch die Unmittelbarkeit

nicht, denn das Ermorden geschieht nicht durch die mensch-

liche Kraft dank des Schiagens (das somit die Kraft ver-

stärkte und dadurch die gerade Wirkungslinie störte), sondern,

umgekehrt, das Ermorden geschieht trotz des Anklopfens,

weil eben seine eigene Kraft so stark war, daß sie sogar die

Widerstandskraft der Wand besiegte 2).

Ebenso ist der naheverwandte Fall: „Wenn jemand eine

Scholle nach oben wirft, und sie seitwärts fäUt und einen

Menschen tötet, so ist er schuldig" ^).

Noch einige Beispiele: „Wenn jemand eine Erdscholle

^) b1"J> »"IWÖ Ueb. Bd. VII, S. 328. .T'linK'? lim bmsi "iTnir pit

^) Man könnte diesen Fall auch einfacher begründen: während

beim Wasserstrom die menschliche Kraft durch das Stehenbleiben unter-

stützt wurde, ist da beim Anklopfen und weiteren Flug der Scholle

noch dieselbe Kraft des Menschen zu erblicken: „denn das ist auch

seine Kraft" (Kin in3 ''W KIT! [Raschi]).

ä) Daselbst. .3''^n njim T^^:ib nsbm nbyöb iiis p'it
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gegen eine Dattelpalme wirft und Datteln herabfallen und

einen Menschen töten, so ist er frei" ^).

„Wenn das Eisen vom zu spaltenden Holz zurückprallt

und jemand tötet, so wird er nicht verbannt" ^).

In beiden Fällen ist die Hinlänglichkeit vorhanden, denn

die menschliche Handlung allein war die notwendige und

letzte Bedingung, doch hat sich ihre Kraft auf indirektem

Wege geäußert; es fehlt daher die Unmittelbarkeit, „denn

die Wirkung stammt nicht aus seiner eigenen, primären Kraft,

sondern aus der Kraft der Kraft, einer sekundären Kraft" ^),

die Kraft des Menschen löst eine neue, des Baumes, aus, die

schon ihrerseits den Erfolg herbeiführt.

Wir sehen nun aus allen den Fällen, daß das Merkmal

der Unmittelbarkeit ebenso, wie das der Hinlänglichkeit, ein

rein formelles ist, da es nicht die innere Qualität der

Kraft, sondern nur die äußere Gestaltung der Kausalkette,

die äußere Verknüpfungsart zwischen der ursächlichen Be-

dingung und dem Erfolg bestimmen will.

Doch, wenn wir oben ausgeführt haben, daß für die Ur-

sachen im Talmud begriffsnotwendig ist, daß sie ihre Kraft

unmittelbar auf das Objekt des Verbrechens ausüben soll,

so heißt das keineswegs, daß die ursächliche Bedingung und

das Objekt physisch berührt werden müssen (wie z. B. im

Fall: „Wenn ein Mörder seinen Nächsten mit einem Stein

oder mit einem Eisen erschlagen hat ..."*), daß nur auf

solchem Wege die Unmittelbarkeit der Kraftausübung gewähr-

leistet ist, denn das hieße ja, die Unmittelbarkeit bei den un-

zähligen Verbrechen aberkennen zu wollen, die mittels eines

Werkzeuges vom Täter ausgeführt werden, wo also die Kraft-

'l^'n W3b üeb. Bd. VII, S. 540. vhp^'^b Kb''a Kitt)'! IKÖ ''Kn

liiDS bitspi '"löJi b^w Kibü iriKi

^) b"i -niDö üeb. Bd. VII, s. 539. .Tts hn nj£"ii"bn)a «Vis .D"a)o'in

') iriD nsö ^hvi insa x:i m pHi»

*) bV'y .^nJD üeb. Bd. VII, S. 326.
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entfaltung nur unter einem räumlichen Abstand geschehen

kann und muß.

Das aber liegt dem Talmud am allerfernsten, es gilt viel-

mehr die Regel: die menschliche Handlung, die sich eines

Werkzeuges bedient, das sogar nicht physisch
- unmittel-

bar auf das Objekt des Verbrechens einwirkt, ist nicht als

eine primäre Kraft zu betrachten, die erst eine sekundäre

schafft, die ihrerseits erst den Erfolg herbeiführt, — sondern

als die einzige Kraft, die, vom Menschen ausgehend, auf

das Objekt, als eine sozusagen verlängerte Hand des

Täters, einwirkt. Das Werkzeug als solches repräsentiert

keine besondere Kraft, sondern ist nur ein Aeußerungsmittel

der menschlichen Kraft allein.

Es ist nicht zu leugnen, daß diese Unterscheidung des

„Wirkens durch ein Werkzeug" von der „Mittelbarkeit des

Wirkens" recht dünn ist; sie ist aber unbedingt geboten.

Dabei ist der Begriff des Werkzeugs nicht besonders zu defi-

nieren, sondern in der landläufigen Bedeutung zu gebrauchen :

es wird meist ein lebloses, manchmal ein lebendes Wesen sein.

Die Unterscheidung läßt sich erst auf konkreten Beispielen

veranschaulichen, die später folgen.

Ebenso wird als unmittelbar wirkend auch eine andere

Form der Kausalität betrachtet^), nämlich das Heranbringen

des Objekts des Verbrechens an das Uebel (also umgekehrt,

wie das gewöhnlich der Fall ist). Dabei sind zwei Arten

möglich :

a) die physische Berührung des Objekts mit dem

Uebel,

b) die Aussetzung des Objekts dem herannahenden

Uebel — also bei physischer Entfernung ^).

Beide Arten gelten als unmittelbar wirkend. Es ist

^) Die Frage ist von Tossaphoth aufgeworfen (in »fy plinjö).
^) Nur muß dabei die einzige menschliche Kraft zur Geltung

kommen (keine Mittelbarkeit).
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also festzustellen, daß wir drei bezw, vier Arten des Wirkens,

hinsichtlich der Unmittelbarkeit, unterscheiden:

1. und 2. Das unmittelbar-physische Wirken des Uebels

auf das Objekt und die physische Berührung des Objekts

mit dem TJebel.

3. Das Wirken des Uebels auf das Objekt auf einer

räumlichen Entfernung, mittels eines Werkzeugs („durch

seine Pfeile" — rT'TI ''T'i), das nur die primäre Kraft des

Menschen weitergibt^). Das nennt der Talmud (Tossaphoth) :

131 blVi tt?K 3lpb (Annäherung
— also ein als mittelbar er-

scheinendes Wirken — des Uebels an das Objekt des Ver-

brechens).

4. Das Heranbringen des Objekts an das Uebel, wo-

durch erst das Wirken des letzteren auf das erstere geschieht

(in Form von Preisgebung des Objekts an das Uebel auf räum-

licher Entfernung). Das nennt der Talmud: tyx b^a 131 Sipia

(Annäherung des Objekts an das Uebel).

In allen diesen Fällen wird die Unmittelbarkeit ange-

nommen. Der Grund für die Gleichstellung dieser Arten ist

selbstverständlich, da es keinen begrifflichen Unterschied aus-

machen kann, ob: a) man das Messer in den Menschen oder

den Menschen auf das Messer stößt (physische Berührung des

Uebels mit dem Objekt und umgekehrt), b) man das Feuer

auf einen Menschen gehen läßt oder den Menschen festhält,

bis das Feuer an ihn herankommt (auf physischer Entfernung

geschehende Einwirkung des Uebels auf das Objekt). Die

beiden letzteren Arten stellen eine direkte, unmittelbare

Kraftentfaltung des Menschen dar, die sich einmal in der un-

vermittelten Richtung des Uebels auf das Objekt, das andere-

mal — in der Preisgebung des Objekts an das Uebel äußert;

nur muß auch die Aussetzung die menschliche -Kraft allein

verkörpern, die sich in ihr betätigt: der Mensch soll z, B.

*) Das ist zu unterscheiden von der wirklich mittelbaren

Wirkung-,
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nielit das Objekt dem Uebel durch Bedrohung seiner Ver-

wandten aussetzen oder durch eine andere Handlung ^), wodurch

das Objekt kraftlos dem Feuer gegenüberstände.

Es sollen nun Beispiele folgen:

Ad 1: Der Fall vom einfachen Mörder^).

Ad 2: „Wenn ein Mörder seinen Nächsteij ins Wasser

oder ins Feuer zurückgedrückt hat (obgleich er ihn nicht selbst

hineingestoßen hat), so daß er nicht mehr herauskommen

konnte, und er gestorben ist, so ist der erstere strafbar* ^),

Obwohl zum Tode noch das Hineinstoßen notwendig ist, so

besitzt doch die Hinlänglichkeit nur das Zurückdrücken allein,

als letzte Bedingung, denn nach ihrem Eintritt ist der Er-

folg gewiß (Raschi), da der Verletzte nicht mehr herauskommen

konnte. Sie ist auch unmittelbar — in der Form vom physi-

schen Heranbringen des Objekts an das Uebel.

Ad 3: »Wenn jemand eine Tenne in Brand gesteckt hat

und daneben ein gebundener Sklave sich befunden hat und

dieser mitverbrannt worden ist, so ist er der Todesstrafe

schuldig"*). Es muß hier einerseits der Sklave gebunden
sein (denn sonst wäre die Handlung gar nicht hinreichend,

denn der Sklave könnte ja fortlaufen, und seine Unterlassung

erst wäre somit die Ursache), anderseits muß da auch der

Wind, der das Feuer getragen hat, ein gewöhnlicher sein

(iT^lSö nT\), damit er das notwendige Wirken des Feuers

verbürgt (letztere Forderung ist bedingt durch die spezifische

Art des Wirkens : auf physischer Entfernung). Die Unmittel-

barkeit wird durch die Erwägung anerkannt, daß in diesem

Falle das Feuer die Rolle eines Werkzeuges des Täters

Die also auf ungerader Linie die menschliche Kraft in der

Aussetzung zur Geltung bringt.

2) Siehe oben S. 39.

^)^r]) in)D Ueb. Bd. VII, s. 326. ii< D''ian iinb inn by iraa

3''''n nüi Dtt'ü r]^bvb bu'' irKi n«,n '])rh

•')
''a"3 ,p":i üeb. Bd. VI, s. 78. nis3 13^ ,Tm tt>''"un riK p'-'piön
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spielt, der wie mit einer langen, physische Strecken durch-

laufenden Hand das Objekt selbst ergreift, denn seine eigene

Kraft ist auf dem ganzen Wege im Feuer verkörpert.

Hierher gehört der schon oben gebrachte Fall: „Wenn

jemand über einen Menschen einen Wasserstrom entfesselt hat,

so ist er strafbar, wenn es direkt durch seine erste Kraft

geschehen ist" (siehe oben S. 54).

Hierher auch der Fall: „Wenn jemand über einem die

Decke durchgebrochen hat und er durch das Eindringen schäd-

licher Grase gestorben ist" (siehe oben S. 36). Obwohl das

Objekt schläft, also wie gebunden ist, somit auch die Mög-
lichkeit des Fortlaufens entfällt (was die Hinlänglichkeit ge-

währleisten sollte), so ist sie doch wegen des prozeßartigen

Wirkens ausgeschlossen. Die Unmittelbarkeit aber ist vor-

handen, da eben seine, die erste Kraft in der Kälte oder

in den Gasen steckt, die schon im Momente der Handlung zu

wirken beginnen^) (Tossaphoth).

Hierher auch: „Wenn jemand eine Scholle an die Wand
wirft und sie zurückprallt ..." (siehe S. 55).

Endlich: „Wenn jemand seinen Nächsten in ein ganz

luftdichtes Marmorhaus, aus welchem die Hitze und der Dunst

nicht ausströmen können, gesperrt und da ein Licht angesteckt

hat, wodurch dieser gestorben ist, so ist er strafbar"
^). Da

ist sowohl die Hinlänglichkeit als auch die Unmittelbarkeit

da. Erstere besonders vorhanden, weil da die Wirkung nicht

prozeßweise, wie es bei anderen Graswirkungen geschieht,

sondern sofort nach der Handlung in Erscheinung tritt.

Ad 4: „Wenn jemand seinen Nächsten vor einem Brand

festhält, der an ihn durch einen gewöhnlichen Wind heran-

naht, so ist er strafbar" ^). Die Hinlänglichkeit ist da, da

2) aj-ir /1WD üeb. Bd. VII, S. 328. K;i^53 n^^an"? n^'?^^:>'7 |KÖ ^Xn

3)aV'j ,p"a Ueb. Bd. VI, S. 207. 'ish n^an bv> IMDIp P]B13,'1

a'-Ti fT'iJjb m"i5 .T'b «''laüi np''bn,i
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bei einem gewöhnlichen Winde das Feuer als notwendig ein-

tretend und somit als bereits vorhanden betrachtet wird, so

daß das Feshalten allein zum Erfolg genügend ist. Die Un-

mittelbarkeit ist dadurch gegeben, daß in dem Festhalten

zweifellos die einzige Kraft des Täters vorhanden ist.

Ein zweites Beispiel: „Wenn jemand einen Menschen

gebunden und ihn der Sonne oder der Kälte ausgesetzt hat,

und jener gestorben ist, so ist er strafbar* ^). Da die Sonne

oder die Kälte zur Zeit der Handlung schon vorhanden, also

als eine frühere Bedingung zu betrachten ist, dabei aber allein

nicht hinreichend ist, so ist nur die letzte Bedingung
— das

Binden — die Ursache. Die Unmittelbarkeit ist da, weil im

Binden die menschliche Kraft allein enthalten ist und zum

Ausdruck kommt ^). Dieser Fall läßt sich dem oben unter 3

gebrachten („wenn jemand eine Tenne in Brand gesteckt hat,

und mit dieser ein gebundener Sklave verbrannt worden ist")

gegenüberstellen: sowohl dort als auch hier ist das Objekt

gebunden, mit dem Unterschiede nur, daß dort das Binden

(zusammen mit dem gewöhnlichen Winde) die Hinlänglich-
keit garantierte (denn die Unterlassung seitens des Verletzten

selbst, sich zu retten, war unmöglich), dabei aber mit der

Unmittelbarkeit nichts zu tun hatte, da dieselbe nur zum

Anbringen des Feuers gehörte, in welchem sich die Kraft des

Täters äußerte,
— hier aber ist die Hinlänglichkeit schon

durch die vorhandene Sonne gegeben, und das Binden erweist

sich als auch für die Unmittelbarkeit von Bedeutung. Die

inhaltliche Gregenüberstellung ließe sich auch in folgender wört-

licher Gegenüberstellung ausdrücken: hier ist ein Fall von

iiür]':^ insi (Binden vor dem Feuer), dort — ein Fall von

r)is3n nx Dan (Feuer richten auf den Gebundenen).

Zu derselben Kategorie gehören auch die zahlreichen,

"f'y »"injö Ueb. Bd. VII, s. 327. sm niai n3''M niai niaro inas

'')
Es ist, als ob man den Menschen unmittelbar plijsisch ins Feuer

gelegt hätte.
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bereits oben behandelten^) Fälle; Binden vor einem Hunger,

vor Mücken, vor einer Sonne, die noch kommen soll. In allen

diesen Fällen der Aussetzung des Objekts dem TJebel ist die

Unmittelbarkeit vorhanden, da in dem Binden nur die erste

Kraft des Menschen enthalten ist. Es fehlt aber die Hin-

länglichkeit.

Es mögen nun zur Vervollständigung des Bildes noch

einige Beispiele aus allen behandelten Gebieten folgen:

„Wenn jemand einen auf den Tod verletzten Menschen

tötet, so ist er frei" 2). Der getötete Mensch vyird als ein

bereits toter betrachtet, d. h. sein früherer Zustand ist schon

für den Tod hinreichend gewesen, so daß die Handlung als

indifferent für den Erfolg erscheint. Es ist überhaupt keine

Tötung, da der Verletzte mehr kein Lebender (in) ist, also

kann auch nicht mehr ihm das Leben
(d'''>n) genommen werden.

Tossaphoth machen an anderer Stelle darauf aufmerksam,

daß dieser Fall von einem ähnlichen zu unterscheiden ist:

„Wenn jemand ein Kind von der Spitze des Daches herab-

geworfen und ein anderer es mit einem Schwert aufgefangen

hat, so besteht in der Beurteilung dieses Falles ein Streit" ^).

Der Grund müßte darin gesucht werden, daß in diesem Falle

der Zustand des Kindes vor der zweiten Handlung nicht als

hinreichend für den Tod angesehen wird, weil da der Erfolg

nicht so gewiß erscheint, wie im obigen Falle von einem auf

den Tod verletzten Menschen.

Doch ist zu fragen, worin sich dieser zweite Fall von

einem völlig ähnlichen unterscheidet: „Wenn jemand ein Gerät

von der Spitze eines Daches herabgeworfen, und ein anderer

es im Flug mit einem Stock zerschlagen hat, so ist dieser

ersatzfrei, denn er hat ein zerbrochenes Gerät zerschlagen:

das Gerät würde sowieso beim Herabfallen zerbrochen worden

1} Siehe S. 33 ff.

2) an"j> 'njö üeb. Bd. Vli,' S. 380. nitüE ns'itan nx iiinn

3) av'a ,p"2 Ueb. Bd. VI, S. 93. int^ «ST iif\ tt'K'^a
,'5i3''n

nii
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sein"^), Warum wird nicht auch in diesem Falle die Straf-

freiheit einstimmig ohne Streit dadurch begründet, daß der

zweite Täter ein bereits totes Kind aufgefangen hat (pUTi

"lan KTian)? Dieser Unterschied kann auch nicht durch den

Hinweis auf die verschiedentliche Beurteilung im Zivil- und

Strafrecht erklärt werden, da gerade im Talmud eine unver-

kennbare Tendenz zu konstatieren ist, die strafrechtlichen

Fälle, auf die im allgemeinen eine strengere Haftung folgt,

milder als die zivilrechtlichen zu beurteilen^).

„Wenn jemand einen durch himmlische Bestimmung (d. h.

nicht durch menschliches Hinzutun) in Agonie liegenden Men-

schen getötet hat, so ist er strafbar"^). Da ist Agonie eine

nicht hinreichende Bedingung, der Verletzte ist noch als

Lebender (in) zu betrachten. Gewiß wird er nach einiger Zeit

sterben müssen; doch für den konkreten Todeserfolg, der

eine Zeitlang früher eingetreten ist, hat doch der Mensch
die hinreichende Bedingung gesetzt. Im Falle von dem „auf

den Tod Verletzten" (nalta) aber war der Verletzte schon im

Momente der Handlung selbst tot, also hat bereits im konkreten

Todesfalle der Verletzer keine hinreichende Bedingung setzen

können.

Es ist in dieser Erwägung kein Widerspruch gegenüber

den obigen Betrachtungen enthalten, wo wir ausgeführt haben,

daß man die Hinlänglichkeit nach einem abstrakten Typus
eines Menschen *) messen soll, denn auch dort handelte es sich

darum, die Bedeutung einer Bedingung für den konkreten

Erfolg festzustellen, und dann sagten wir: Für diesen kon-

kreten Erfolg ist in abstracto diese Bedingung ungenügend.

Auch da sagen wir: Für den konkreten (früheren) Tod des

in Agonie Liegenden ist in abstracto die Agonie als solche

1) Daselbst. Kö^ia "«Kü 'mias 'ppM insii>i inx xsi m u>xiü ^br pii

^) Vgl. die oben bei der Frage der Hinlänglichkeit behandelten Fälle.

8) "n'T .'injö üeb. Bd. VII, s. 330. .a''"'n D'-ö'^y •'i'«! ödij ^iT.
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ungenügend, die Ursache ist also die menschliche Handlung.

Also: Zur Untersuchung gelangt nur der konkrete Erfolg,

seine Ursächlichkeit wird aber nach abstrakten Maßstäben

bestimmt.

sWenn jemand einen durch Menschen in Agonie

Liegenden (wobei aber die Verletzung nicht sicher den Tod

zur Folge hat) getötet hat, so ist er straffrei" ^). Diese Agonie,

die ihren Grund in einer äußeren Verwundung hat^), macht

den Verletzten für bereits tot, so daß die Handlung indiffe-

rent ist.

Es entsteht aber ein anderes Problem. Das Gesetz be-

stimmt in diesem Falle, daß auch der erstere Täter, der die

tödliche Verwundung verübte, straffrei bleiben soll. Warum? —
fragen die Tossaphoth. Er sollte doch für den Tod verant-

wortlich gemacht werden, auch wenn der Verletzte nur in der

Agonie lag, da der Talmud als Grundsatz annimmt, daß „die

Mehrheit der in der Agonie liegenden Menschen stirbt" ä), und

der zweite (der Mörder) ja nur auf Grund dessen straffrei

ist. Die Antwort ist die : Aus dem Gesetz von der Verhaftung

des Schlägers bei einem tödlichen Schlag (pt£>3in) '^)
sehen wir,

daß, obwohl die Agonie als Tod gilt und als solche den zweiten

befreit, diese Geltung eben doch nur eine rechtliche ist

(die ihren Zweck hat, für die Erleichterung der Haftung

[«"^ip"?] zu wirken), eine physische, wirklich vorhandene ist

sie nicht, wie sie sein sollte, um eine Todesstrafe zu be-

wirken (denn bei Verhängung von Todesstrafen kommt man

mit juristischen Fiktionen nicht aus); denn der Begriff der

Mehrheit eben weist auf eine Minderheit hin, die doch leben

bleiben — daher soll die Frage der Tötung durch den ersteren

unentschieden bleiben im Falle, wenn das Objekt des Ver-

Daselbst. Titas (nsiio «? bsK naa nönia) Dn« ''TS üüm mn

*) Siehe unten.
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brechens durch einen zweiten in der Agonie ermordet ist.

Also: Die juristische Fiktion „Agonie = Tod" gilt nur, um Er-

leichterungen (den zweiten vom Tode zu befreien), nicht

aber, um Erschwerungen (den ersten zum Tode zu ver-

urteilen) zu bewirken.

Es entsteht nun eine weitere Frage. Wir haben bis jetzt

von Bedingungen gesprochen, bei denen wir die Hinlänglich-

keit mehr oder weniger sicher zu konstatieren imstande zu

sein glaubten. Es sind aber Fälle vorhanden, in denen sich

diese Frage nicht leicht beantworten läßt, wo insbesondere

die Zuhilfenahme des abstrakten Falles nichts Klares geben

kann. Diese Fälle ziehen wir nun in Betracht:

a) „Wenn jemand seinem Nächsten einen Schlag mit

einem Stein oder mit der Faust versetzt, den man als tödlich

schätzte, und die Krankheit nachläßt, worauf man ihn zum

Leben geschätzt hat, darauf aber schwerer wird, und er stirbt,

so ist er strafbar" i).

In diesem Falle steht die Hinlänglichkeit zur Probe, denn,

obwohl die Richter (als Sachverständige) den Schlag als töd-

lich schätzten, so soll doch, nach dem Gesetze, der Schläger

verhaftet werden
(piysin) ^) ,

da es sich eben noch bewähren

muß, ob wirklich die Verwundung für den Tod hinreichend

ist. (Erst dann soll der Schläger hingerichtet werden.) Doch

während der Beobachtungszeit entstehen Zweifel wegen der

einmal eingetretenen Erleichterung und dann wieder folgenden

Verschlimmerung, an der der Verletzte stirbt; es ist also

möglich, daß die Wirkung einer neuen Bedingung eingesetzt

hat, so daß sich der Schlag als nicht hinreichend erweisen

könnte. Es wird aber vom Talmud entschieden, daß der Tod

von dem Schlage, trotz der mittleren Erleichterung, herrühre,

') an"3? "injö üeb. Bd. VII, s. 332. pa pss ps iT-än riK nsan
^n^b'i (D'-'^n'? irrnbxi ntni) n\'iii' naö '?p\ii nn'-ö'? (Ts) iniibxi finjKs

^) Vgl. oljen S. 64.

Steinberg, Die Lehre vom Vertoechen im Talmud. 5
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b) „Hat man den Verletzten zum Tode geschätzt und

er leben geblieben ist, so ist der Schläger frei" ^).
:

Wenn sich die Hinlänglichkeit nicht erwiesen hat, so soll

der Schläger nur einen Zivilschadenersatz hergeben, denn

Körperverletzungen werden im Talmud .nur zivilrechtlich ge-

ahndet, durch Zahlung von fünf Beträgen: für Beschädigung

des Körpers (pt)),
für den erlittenen Schmerz (li>:{), für die

Heilungskosten (''lö'n), für das Fehlen des Verdienstes (wegen
der physischen Unmöglichkeit, zu arbeiten) (naty), für die

Schande (n"W).

c) „Hat man den Verletzten zum Leben geschätzt und

er gestorben ist, so ist der Schläger frei" ^).

Wenn auch sich da die Schätzung als falsch erwiesen

hat, so soll doch derjenige, den das Gericht schon einmal

freigesprochen hat
(-«xsi i"3ü KS'')*), straffrei bleiben. Zweifel-

los ist darin nur das unverkennbare religiös-mora-
lische Streben des Talmuds zur Ausschaltung der Todes-

strafe zu erblicken, da dieser Fall juristisch doch schwer-

lich zu erklären ist: die Tötung hat sich ja als hinreichend

und Ursache erwiesen. Mehr noch, zu dieser rein moralischen

Erwägung, die aus dem Schriftvers „Einen Gerechten (also

auch vom Gericht Freigesprochenen) sollst du nicht hin-

richten* *) abgeleitet wird, tritt noch auch das juristische hin-

zu: wir statuieren eine juristische Fiktion^), indem wir sagen:

„Der Schlag ist schwerer geworden wegen einer neuen

(anderen) Krankheit, die ihn überfallen ist" ^) (Raschi).

Anders aber im Falle a): dort durften wir nicht den

Daselbst. IIÜB ITTll nn^üb imi)aS

2) Daselbst. TrtsB ^ö^ O'^nb ininia«

^) Denn in diesem Falle, wo kein Tod des Verletzten bevorsteht,

tritt die Verhaftung (ptt'airi)
nicht ein; der Täter wird einfach frei-

gesprochen.

*) tjnnn b» p'''iiti

°) Zur Erleichterung der Haftung (s. oben).

8) .nDDn .iT-Mn vbs sati? in« ''nn nana
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Schläger, wegen der mittleren Erleichterung und der da-

mit zusammenhängenden Schätzung zum Leben, als frei-

gesprochen betrachten, denn es existiert ja noch eine frühere

Schätzung, bei der er eben nicht freigesprochen ist, daher

auch mehr zu vermuten ist, daß eben der erstere Schlag die

weitere Verschlimmerung hervorgerufen hat.

Wir gelangen nun nach der Untersuchung der zahl-

reichen Fälle zu einer abschließenden Definition des Ursachen-

begrifPs: Ursache im Talmud heißt eine für den Erfolg

notwendige, hinreichende und unmittelbar wirkende

Bedingung des Erfolges.

Wir haben schon mehrfach bei der Untersuchung des Ur-

sachenbegriffs auf den Begriff der „Bedingung schlechthin"

(ütili) stoßen müssen, haben aber eine klare Bestimmung
vermissen lassen. Wir gehen nun zu ihm über.

Dieser Begriff läßt sich unschwer aus dem der Ursache

entwickeln: Bedingung im Talmud («la^j) ist eine c. s. q. n.

für den Erfolgt) (ebenso wie die Ursache), die aber:

1. die Hinlänglichkeit besitzt, nicht aber die Unmittel-

barkeit (kann also die letzte Bedingung sein);

2. die Unmittelbarkeit besitzt, nicht aber die Hin-

länglichkeit;

3. weder die Hinlänglichkeit noch die Unmittelbarkeit

besitzt.

Beispiele: Ad 1.: Das Verbrennen eines Schuldscheins

(ltaii> Piiisy).

Ad 2: Das Hineinstoßen ins Wasser {tt'^üb lani).

^) Diejenigen, die für den Erfolg nicht notwendig sind, heißen

auch nicht Bedingungen, da sie für den Erfolg indiiferent sind (z. B.

Zerschlagen eines bereits zerbrochenen Geräts).
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Ad 3: Das Entfesseln eines Wasserstromes durch eine

zweite Kraft auf einen Menschen, der nicht gebunden ist^).

Also: das Fehlen eines der beiden Merkmale des

UrsachenbegrifPs oder beider macht die c. s. q. n. zur ein-

fachen Bedingung. Wir erhalten somit drei Arten von Zu-

sammenhängen zwischen aufeinanderfolgenden Ereignissen;

Ursache = c. s. q. n. + Hinlänglichkeit -j- Unmittelbarkeit.

Bedingung = c. s. q. n. mit oder ohne die weiteren

Merkmale.

Nicht-Bedingung = keine c. s. q. n.

Aus dieser Uebersicht sehen wir, daß im Talmud die

Rolle und die Bedeutung aller notwendigen Bedingungen

für den Erfolg völlig erkannt und gewürdigt wird; es wird

erkannt, daß der Erfolg nicht nur durch die ins Auge fallende

Ursache bedingt ist, sondern, daß auch weniger bemerkbare

Bedingungen den Erfolg herbeiführen. Nur wird die Ver-

antwortlichkeit auf die Ursache, als auf die spezifisch recht-

liche Bedingung, die Rechts Ursache geschoben. Es sei

hier ein Zitat angebracht: bei den Fällen von 10 (wo eine

Grube gegraben wird. Siehe S. 42) heißt es. in der Mischna:

„Habe ich den Schaden zum Teil verursacht, so bin ich

ebenso ersatzpflichtig, als hätte ich den ganzen Schaden

verursacht"^). Es wird also im Falle von Tötung durch die

Grube, wo nur der letzte strafbar ist, doch anerkannt, daß

er nur einen Teil von Bedingungen gesetzt und somit nur

einen Teil des Erfolges hervorgerufen hat, daß also schon

die ersteren neun Handbreiten zum Erfolge notwendige Be-

dingungen waren. Es wird von dem ersten gesagt: „er hat

den Verletzten zur Hälfte oder zum großen Teil getötet
und der erste hat zum Bedingen des Todes mitgeholfen"^).

1) »^ia» riia «''bi iT-pT-a n'^bif b^pm'i n'^'^ihb inas vh. Dieser

Fall ist im Talmud nicht vorhanden und von uns erfunden.

2) b"ta p''^ Ueb. Bd. VI, S. 28. ^ülbtt'nä '•mn IpM HJipüa WlfSfi

ipi3 b^ Tirana ipM

ä) Daselbst, inn'-ü nüijns fWKin ^^'•'•öi iin üiii rifn
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Es heißt also : das Bedingen ist = Mithelfen
, Bedingung

= Ursache. Die Verantwortlichkeit aber trifft den zweiten

wegen anderer Merkmale, nicht wegen Alleinbesitzes der

Bedingtheit.

Daß die Frage keine müßige ist, zeigen einige Stellen im

Talmud, wo dieser Gedankengang völlig verkannt wird; z. B.

es wird ein Unterschied zwischen dem Falle von der Grube (siehe

S. 42) und dem des hü&ü (der Bank, die von den sich nach-

einander Setzenden zerbrochen wird) statuiert: „Der Fall der

Bank ist verschieden von dem der Grube, denn im letzteren Falle

hat schon der erste den Schaden bedingt und hat sogar zum
Teil getötet, im ersteren aber haben die ersteren, die sich

gesetzt hatten, nichts zerbrochen" ^) (Raschi). Es wird also

außer acht gelassen, daß sie doch alle die Bank etwas zer-

brochen und somit den Erfolg herbeigeführt haben, denn das

tritt nicht klar vor Augen, wie z. B. die Verwundung, die

sich als Anfang des Todes (nn''ia n^Tin), überhaupt als ein

augenscheinliches Verbrechen zeigt und daher auch die An-

erkennung der Bedeutung der ersteren neim Handbreiten be-

wirkt. Es wird also den ersteren sogar der Charakter der

einfachen notwendigen Bedingung abgesprochen.

Die Ursache wird immer gestraft^), die Bedingung —
nicht. Letzteres aber nur grundsätzlich, denn aus anderen,

nicht prinzipiellen Gründen wird auch die Bedingung doch

teilweise mit Strafe belegt; dann heißt die Gromo (einfache

notwendige Bedingung)
— Garmi (lö'ij

-
i^ö'i?).

Wir haben somit festgelegt, daß Garmi keine neue be-

griffliche Art der Bedingtheit des Erfolges darstellt, sondern

dieselbe Gromo ist, die nur mit Strafe belegt ist. Es ist aber

diese Frage ein Gegenstand vielverwickelten Streites zwischen

») ibx bax 'Qi'n iK vsn Jim pp» bii ]'\m'M^w lü"? ''ön «bn

^) Selbstverständlich, bei Vorhandensein auch der übrigen Ver-

brechensmerkmale: der Rechtswidrigkeit und der Schuld.
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den Kommentatoren des Talmuds, denn mehrere von ihnen

behaupten, Garmi sei als eine besondere Art der Kausa-

lität in der Bibel (dem Hauptquell des Talmuds) begründet,

mit festbegrenzten Begriffsraerkmalen ausgestattet, die die

Möglichkeit gewähren, Garmit'älle von Gromofällen zu unter-

scheiden und einen jeden neuen Fall in die oder jene Kate-

gorie einzureihen (wobei bei Gromo nie, bei Garmi immer
die Strafe auferlegt wird). Es scheint aber dieser Stand-

punkt nicht stichhaltig zu sein, denn in Wahrheit sind

solche Merkmale nicht aufzuweisen, verschiedene Fälle werden

trotz ihrer Merkmale strafrechtlich anders gewürdigt, es ent-

stehen Widersprüche, und die Kommentatoren, die diesen

Standpunkt vertreten, erschöpfen sich in weiteren haar-

spalterisehen Unterscheidungen, die sie wieder begrifflich zu

fixieren suchen^). Und wahrlich, es soll das an einem Bei-

spiel gezeigt werden: man will unterscheiden den Fall n''j>3ü

(Tod durch Erschrecken) vom Fall 'iDiia (Denunziation), als

Gromo- und Garmifälle, auf Grund folgender Merkmale, die

die Denunziation als Garmi besitzt, deren aber Gromo ent-

behrt: a) Gewißheit des Erfolges oder, wie wir es nennen,

Hinlänglichkeit (Kp''m ins), b) die Wirkung tritt sofort

nach der Bedingung ein. Nun ist es aber leicht einzusehen,

daß beide Merkmale auch beim Garmifall fehlen, denn auch

bei der Denunziation hängt der Erfolg (den der Täter herbei-

führen möchte) von einem fremden Willen ab, der in seinem

Handeln völlig selbständig ist, (es fehlt also die Hinlänglich-

keit) und die Wirkung tritt daher auch nicht sofort,

sondern erst später ein. Wir sehließen uns daher der Meinung
der anderen Kommentatoren an, die annehmen, daß Garmi

dieselbe Art der Bedingtheit, wie Gromo, darstellt, die

Bestrafung aber jedesmal von den führenden Rabbinern

1) So sagt der „Schach": ^m pbnb niiiö ()"Süi) .i\i m nianöi

nD yiHnb niain "ayi m nx nr iino'' nbii? xöiji irxi •^tiii vnpi
ex '"«yo iiQv. '''D »"na 4ip)



— 71 -

der Zeit angesetzt wird, die sich dabei von Z weck maß ig-

keitsgründen füiiren lassen: wenn ein bestimmtes Setzen

von notwendigen Bedingungen zu einem verbrecherischen Er-

folg „üblich" (rT'a'ii») wird, und eine ernste Gefahr für das

Oemeinleben entsteht, da greift die Hand der Rabbiner ein

lind belegt die sonst grundsätzlich straffreie Gromo mit Strafe,

wodurch die Gromohandlung ; den Namen Garmi erhält. Der

<jarmibegriff wird somit aus der absoluten Welt der Bibel-

begriffe in das relative Gebiet der Lebensbedürfnisse getragen,

lind es entfällt dadurch die schwere Pflicht, alle scheinbaren

Widersprüche zu versöhnen, da sie alle eben in ihrer inneren

Struktur und Genesis das volle Recht tragen, widerspruchs-

voll zu sein: sie sind hervorgerufen durch historische Bedürf-

nisse des Gemeinlebens, die sich selbst nicht einer begriff-

lichen Klarheit und Widerspruchslosigkeit fügen wollen.

„Man darf nicht und soll nicht die Bestimmungen der

Weisen einander gegenüberstellen" ^). Wir fassen zusammen:

Garrai ist eine Gromo, die aus Zweckmäßigkeits-
gründen mit Strafe belegt ist.

Als Beispiel für Garmi führen wir an: der Schaden, der aus

•einer Denunziation, aus einer falschen Zeugenaussage (piaöit d''1j>),

aus einem falschen Richterurteil hervorgeht. Es ist da leicht

einzusehen, daß in allen diesen Fällen die Handlungen der

Täter eine c. s. q. n. darstellen; doch fehlt ihnen entweder

•die Hinlänglichkeit oder die Unmittelbarkeit, denn, um den

Erfolg herbeizuführen, müssen noch in Kraft treten: a) der

Mensch, dem denunziert wird und der die Macht besitzt, dem

Denunzierten zu schaden (da fehlt also die Hinlänglichkeit,

da eben die Handlung des zweiten nicht notwendig mit der

«rsten verknüpft ist, sondern der zweite kann auf die Mit-

teilung hin reagieren oder nicht) ; b) die Richter (im Falle der

Zeugen), die, die Aussagen der Zeugen verwertend, jedenfalls

selbständig das Urteil bestimmen (es fehlt die Hin-

A)b 1» Ü'')3Sn fTT-ta WÜl'? »i«!
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länglichkeit); c) im Falle von den Richtern, der folgende

Fassung hat'. »Wenn der Richter ein Urteil yerkündigt hat,

dabei aber den Gerechten für ungerecht oder den Ungerechten
für gerecht, das Erlaubte (z. B. Speise) für verboten oder das

Verbotene für erlaubt erklärte, so ist er schuldig" ^), ist zu

beachten: zum Erfolg
— dem Schaden, der dem Verletzten

erwächst — ist zweierlei nötig: a) der Richterspruch: die

Abgrenzung der materiellen Interessen oder die Proklamierung-

eines bestimmten religiösen Zustandes über eine Sache, b) das

Inkrafttreten des Urteils und die daraus resultierenden Folgen:
das Zahlungsforderungsrecht oder Nichtzahlendürfen auf der

Seite der gewinnenden Partei, oder die materielle Entwertung
der für verboten erklärten Sache. Letzteres ist zwar eng
mit dem ersten verknüpft, so daß es keine neue selbständige

Bedingung darstellt, die Wirkung des Richterspruchs aber

trifft den Verletzten auf einem Umwege, auf einer ungera-
den Linie, auf der die neue Kraft der Beteiligten liegt.

(So ist es auch im Falle von Verbrennen des Schuldscheins.)

(Es fehlt also da die Unmittelbarkeit.)

Wir sehen somit, daß die Garmifälle begrifflich sich durch

nichts von den Gromofällen unterscheiden.

Die Unterlassung.

Die Unterlassung ist zu definieren als Setzung einer not-

wendigen negativen Bedingung, die den Erfolg herbeiführt»

oder als Nichtsetzung einer Bedingung, die für die Abwendung-
des eingetretenen Erfolges hinreichend und unmittelbar

wirkend wäre (dann ist sie Unterlassung = Ursache) oder nur

c. s. q. n. wäre (dann ist die Unterlassung = Bedingung
=

Köia). Wir haben die Unterlassung schon in einigen Fällen

zu betrachten Gelegenheit gehabt (z. B. das Sich-nicht-
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retten beim Stoßen ins Wasser oder beim Legen einer Kohle

auf das Herz) ^).

Hierher, zu den Untersuchungsdelikten, gehört das große

Gebiet der Gesetzesbestimmungen über wiiiW (Wächter, denen

das Anvertraute abhanden gekommen ist); über die Schäden,

die von den Haustieren angerichtet und von den Eigentümern

nicht verhütet worden sind^); über die stete zivile Haft-

barkeit des zurechnungsfähigen Menschen, auch für das, was

er im Schlafe vollbracht hat (so heißt es: „Der Mensch gilt

stets als haftbar, ob unvorsätzlich oder vorsätzlich, ob wachend

oder schlafend" ^).

Hier, in diesen Fragen des Zivilrechts, ist man am

meisten (im Talmud) geneigt, zu sagen, daß, da die Haftung
nicht wegen der kausalen Beziehung des Menschen zum

Erfolg durch die Unterlassung kommt, sondern nur wegen der

einfachen Eigenturasbeziehung des Menschen zum ver-

letzenden Haustier (bei den Haftungen des Menschen für seine

im Schlafe vollzogenen Handlungen kann diese Meinung den

Grund der Haftung in dem Eigentums- und Verfügungsrecht

des Menschen über seinen eigenen Körper erblicken), ganz

ebenso, wie man auf Grund des Eigentumsrechts Früchte, die

vom Baume fallen, oder die Jungen, die ein Haustier erzeugt,

erwirbt; wobei also sowohl der Erwerb, als auch die Haftung

nicht Rechtsfolgen einer Rechtshandlung, die kausal

sein muß, wären, sondern nur die eines Rechtsereignisses.

Wenn es im Talmud oftmals bei ünterlassungsdelikten heißt:

„was hat er denn getan?" (nii>J> MÖ), es sei gar keine Ursache gesetzt

worden, so ist es nur als eine Reflexwirkung der Straffreiheit dieser

Delikte aufzufassen. In Wirklichkeit aber kommt die Straffreiheit aus

anderen Gründen (Fehlen der Schuld).

^) Denn als positives Tun, d. h. als Benutzung des Tieres als

Werkzeug, hat es eine ganz andere Beurteilung: z. B. das Beißenlassen

einer Schlange {lOfMf] ']''tt>n [siehe oben]).

") «ra p'a ueb. Bd. vi, s. 91. pa im pa abiyb nj>iö ü^k

jiy'' p5 iy pn T-iia
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(Eine theoretisclie Stütze für diese Meinung im Talmud wäre

aus der Gregenüberstellung von Haftung des Menschen üVyi>ö

Ulbb — wegen Eigentumsrecht
— und Haftung rjjn uwt —

wegen seiner Handlung
—

, „als hätte er einen Pfeil ge-

worfen", zu entnehmen.)

Doch eine solche Deutung ist unannehmbar, denn es muß
als grundsätzlich gelten: eine begriffliche Voraussetzung und

ein unbedingtes praktisches Erfordernis einer jeden Haftung
des Menschen (sowohl der straf- als auch der zivilrechtlichen)

ist eine Bedingtheit, ein Kausalverhältnis zwischen dem Men-

schen und dem Erfolg. Eigentlich wird diese Erwägung auch

vom Talmud anerkannt, denn bei der Haftung für Schäden,

die von Tieren angerichtet sind, drückt er sich mehrfach

folgendermaßen aus: „Es ist dein Eigentum und das Hüten ist

dir auferlegt"^), d. h. man haftet auf Grund des Eigentums-
rechts nur deshalb, weil in ihm auch die rechtliche Pflicht

enthalten ist, das Tier zu hüten; weil also der Mensch bei

einem Schaden durch sein Nichthüten den Erfolg bedingt
hat. Es mag die Kausalität noch so weit auseinanderliegen,

sie ist aber begrifflich da ^) ^) ^). In diesem Sinne ist auch die

Gegenüberstellung von Haftung „wegen des Eigentumsrechts"

(uiiaö üWü) und Haftung „wegen der Handlung" (nn dlit>ü)

(siehe oben) zu verstehen: ersteres bedeutet Haftung bei

Unterlassung eines Eingriffs des Menschen in die Handlung

^T^^ ir)1'')a'>i>i "^iiöö

°3 Bei Strafsachen allerdings verwertet man nicht eine solche weit-

gehende Kausalität.

^) Die Schuld wird meistens in diesen Fällen nur in Form der

leichtesten Fahrlässigkeit (culpa levissima) vorliegen.

^) Wenn es bei der zivilen Haftung des Menschen heißt: „der

Mensch gilt stets als haftbar, ob wachend oder schlafend", also

auch bei keiner Handlung (da doch beim Schlafenden der Wille zur

Handlung fehlt),. so ist dabei anzunehmen, daß die Haftung auf der

Grundlage der früheren Handlung aufgebaut ist, d. h. auf der Grund-

lage der Unterlassung der Vorsicht vo.r dem Schlafen, wenn also

noch der Wille vorhanden war (siehe oben S. 21).



— To-
des eigenen Tieres, letzteres — Haftung bei positivem
Tun des Menschen; beide sind aber kausal.

Doch nicht jede, sondern nur eine rechtswidrige

Unterlassung kommt im Strafrecht in Betracht. Dabei soll

man sich aber immer vor Augen halten, daß der Ausschluß

der Rechtswidrigkeit der Unterlassung ihr zwar die Strafbar-

keit nimmt, nicht aber den Charakter des kausalen Bedin-

gens des Erfolges^). Das Gebot, gegen das verstoßen werden

darf, damit die Handlung rechtswidrig wird, muß ein recht-

liches, nicht ein moralisches sein, das mit keiner Strafdrohung

verknüpft ist. Ein solches ist z. B. folgendes: „Wenn einer

sieht, daß sein Nächster ertrinkt, so darf er ihn retten" ^).

An dieser Stelle ist eine interessante Betrachtung anger

bracht. Wir haben oben gesehen, daß im Falle vom „Legen

einer Kohle aufs Herz" das Tun nicht als Ursache, sondern

nur als eine Bedingung angesehen wird, daß vielmehr als

Ursache da nur das Unterlassen des Verletzten selbst gilt.

Ebenso sind zu verstehen die Fälle vom Stoßen ins Feuer,

wo der Verletzte sich retten konnte, oder vom Hereinfallen

eines Menschen in eine Grube, wo derjenige, der die Grube

gegraben hat, straffrei bleibt (da der Verletzte durch seine

Unterlassung der Vorsicht selbst Ursache geworden ist)^).

Es muß aber eine sehr bedeutsame Einschränkung dieser

Behauptung eingeführt werden: dem unterlassenden Verletzten

muß es möglich (physisch bei Vorhandensein der mate-

riellen Mittel, psychisch bei Vorhandensein des Willens

dazu im Momente der Handlung) gewesen sein, sich zu

retten, den Erfolg abzuwenden. Denn im anderen Falle, bei

der Unmöglichkeit oder bei dem Nichtwollen des Ver-

letzten, hat also schon der Verletzer selbst die hinreichende

Diese Frage, die in die Lehre von der Rechtswidrigkeit gehört,

wird da nur aus methodischen Gründen behandelt (vgl. F. v. Liszt, S. 133).

^)''i"v /nwD Ueb. Bd. VII, s. 312. XJiito i«iw i^^an m r\)fn

'')'^S"i ,p"1i üeb. Bd. VI, S..192.
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und unmittelbare Bedingung gesetzt, d. h. den Erfolg ver-

ursacht. Es heißt daher: „Hat der Hineingestoßene ins

Feuer herauskommen können, so ist der Täter straffrei, hat

er es nicht, so ist er schuldig" ^). Und weiter; „Wenn
einer zum anderen sagt: blende mir mein Auge, und jener es

getan hat, so ist er schuldig" ^). Denn da ist vom Verletzten

selbst der Wille aufgegeben worden, sich zu retten, und das

Eingreifen seinerseits wurde also physisch unmöglich, so

daß da keine Unterlassung, sondern nur ein positives Tun

des Verletzers vorliegt, das die Hinlänglichkeit besitzt und

somit die Ursache ist (daher ist er auch schuldig). Beim

Legen der Kohle aufs Herz aber ist der Selbstmordwille des

Verletzten (der im Momente des verbrecherischen Tuns un-

bedingt vorhanden gewesen sein muß) unbekannt, auch ist er

schon nie mehr (wegen des Todes des Verletzten) zu ent-

ziffern^), physisch möglich war auch die Unterlassung
—

,

sie ist daher die Ursache*).
Es ist daraus zu schließen, daß, wenn einer eine Kohle

aufs Herz eines Kindes oder Blödsinnigen gelegt hätte, er

zweifellos schuldig wäre, da eben dann die physische und

psychische Möglichkeit des Sichrettens völlig ausgeschlossen ist.

„Wenn jemand einem eine Kohle auf ein Gewand gelegt

hat und es verbrannt worden ist, so ist er schuldig"^), denn

der Täter konnte und sollte im Momente des Tuns wissen,

daß der Eigentümer sein Gut nicht retten wollen wird, denn

er wird ja sonst überhaupt durch das Gericht auf seine Rech-

1) u'-'-n b)^' WK iiisB mb)}b bia'«! ii«n yinh ibiti

ä) Anders selbstverständlich dann, wenn es sich später durch Zeugen

oder anderswie— für den Moment der Handlung — erwiesen hat.

*) Vielleicht wird man aber beim Todesfall, wo der Verletzte

auch bei Aeußerung des Selbstmordwillens als voller Täter (durch

Unterlassung), als Selbstmörder gilt, eben dadurch den Verletzer nicht

als Ursache bezeichnen müssen.

5) »rs *p"^ Ueb. Bd. VI, s. 94. .^'''0
tr\'^wi'\

'iiii by nbm mn
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nung kommen (Raschi),
— es war also keine Handlung

seitens des Eigentümers zu erwarten, sie war objektiv un-

möglich, der Täter ist somit die Ursache. Während also

man beim Legen der Kohle aufs Herz nicht mit Gewißheit

annehmen kann, daß der Verletzte den Selbstmord wollte,

vielmehr annimmt, daß er ihn nicht wollte (bis das Gregen-

teil bewiesen ist), so daß da objektiv eine Unterlassung statt-

gefunden hat und der Täter keine Ursache ist — bei Zivil-

sachen man umgekehrt als evident klar das Vorhandensein des

NichtwoUens der Rettung seitens des Verletzten annimmt, bei

welchem sein Eingreifen in die verbrecherische Handlung ob-

jektiv als ganz ausgeschlossen erscheint, so daß da keine

Unterlassung möglich und nur der erstere Ursache ist^).

Zusammenfassend ist also zu sagen: bei Tod oder Ver-

letzung auf Verlangen („blende mein Auge") ist die Unter-

lassung von Anfang an ganz ausgeschlossen, daher ist der

Täter Ursache und strafbar^); ebenso dort, wo, wie beim

Legen der Kohle auf das Gewand, der Verzicht auf die Rettung

der Sache klar ist. Anders dort, wo, wie beim Legen der

Kohle aufs Herz, eine Unterlassung stattgefunden hat

(denn der Verzichtwille ist unbekannt und nicht mehr zu er-

schließen)
— dann ist auch der Täter keine Ursache und

daher straffrei.

B. Die Seclitswidrigkeit.

Eine strafrecbtliche Handlung muß nicht nur eine Willens-

betätigung darstellen, sondern auch rechtswidrig sein,

d, h. gegen ein Gesetz (in Form von Verbot oder Gebot) ver-

stoßen (formelle Seite) und damit auch eines der Rechtsgüter

') Der Wille, von dem wir sprechen, darf nicht notwendig dem
Täter bekannt sein, denn das Kausalitätsverhältnis wird ganz ob-

jektiv festgestellt.

^) In der Lehre von der Rechtswidrigkeit wird noch ausgeführt

werden, daß da auch die Rechts widr.igkeit nicht ausgeschlossen ist.
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verletzen, die durch das Gesetz geschützt werden (materielle

Seite). Die Rechtswidrigkeit kann somit nur dann ausgeschlossen

werden, wenn entweder gar kein ßechtsgut verletzt wird (z, B.

Verletzung zum Heilzwecke), oder diese Verletzung, als Schutz

eines anderen Rechtsgutes (z. B. Notwehr), notwendig und ge-

boten ist, somit also auch nicht gegen eine Gesetzesnorm verstößt.

Diese Ansicht ist auch die des Talmuds, indem er die

folgende absolut geltende Regel aufstellt: »Man straft den

Täter nur dann, wenn er über seine Handlung zuvor durch

das Gesetz gewarnt wurde" ^). Dabei ist zu beachten, daß

zur Begründung der Rechtswidrigkeit einer Handlung zweierlei

nötig ist:

a) zunächst ein Verbot überhaupt, ohne Androhung einer

bestimmten Strafe; also ein Strafgesetz im weiteren Sinne,

das Verbote enthält, „mit welchen das Gesetz sich an das

Volk im allgemeinen wendet und bestimmte Handlungen als

verwerflich oder, bei Geboten, als notwendig charakterisiert" ^) ;

b) eine StrafSanktion für das Verbot, ein Strafgesetz

im engeren Sinne.

Also: keine Bestrafung, wenn, auch bei Vorhandensein

einer strafsetzenden Norm, eine besondere Warnung (An-

drohung) durch das Gesetz (ninix) fehlt, die der ersteren

Norm begrifflich (nicht schriftlich) vorausgeht ; aber auch um-

gekehrt: keine Strafe, wenn, auch bei Vorhandensein der

Warnung, eine besondere Lex poenalis fehlt
^),

Also: nulla

poena sine lege poenali, und auch nulla poena sine Warnung.
Letzteres beschränkt die Freiheit des Verbrechers, ersteres

sichert ihm das Maß der Strafe, beschränkt also die Freiheit

der strafenden Gesellschaft: beides aber ist der Zweck der

Strafgesetze überhaupt^).

ir]^r])iib .T'i bin *^'^ nttü |n\ii)s p dk n'?k psyjiy px

») V. Bar, Gesetz und Schuld im Strafrecht, Bd. I, S. 3. Berlin 1906.

^) Anders ist es im Talmud bei Zivilhaftung, wo beides auch in

einer Norm vereinigt werden kann.

^3 Vgl. V. Liszt, Lehrbuch.
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Wir gehen nun zu den Fragen über, die den Ausschluß

der Rechtswidrigkeit zur Behandlung haben. Die große Menge
der hierher gehörenden Fälle läßt sich in drei Abschnitte

teilen: die Notwehr, den Notstand und die übrigen Fälle der

ausgeschlossenen Rechtswidrigkeit.

a) Die Notwehr {fpT\).

Dieser allgemeine Begriff, der im Talmud meist nur in

Form von Tötung im Notwehrzustaude betrachtet wird, zer-

fällt noch in zwei spezielle Begriffsarten, die beide gesondert

und eingehend behandelt werden: in Notwehr im eigentlichen

Sinne
(>^1T\)

und Tötung beim Einbrach (mnnü):

1. Notwehr im eigentlichen Sinne bedeutet im Talmud

im allgemeinen einen Fall, wo ein Mensch
if\T)i) von einem

anderen
(p)1il)

in Mordesabsicht verfolgt wird, wobei der

Verfolgte den Verfolger tötet.

Als Subjekt dieser Notwehrhandluug kann sowohl der

Verfolgte als auch ein jeder fremde Mensch er-

scheinen, der die Verfolgung beobachtet. Letzterer kann das

aber nur bei Vorhandensein dreier Voraussetzungen:

a) Es muß dem Verfolgten ein Schaden (djö) drohen.

Es ist daher die Notwehr nur bei einzelnen folgenden schweren

Verbrechen gestattet: „Wenn jemand einen Menschen verfolgt,

um ihn zu töten, und wer eine männliche Person oder ein

verlobtes Mädchen verfolgt"^), nicht aber „wenn einer einem

Tiere nachläuft, oder im Begriff ist, den Sabbat zu entweihen

oder Grötzendienst zu treiben"^). Der Grrund ist der: im ersten

Falle der ersteren Gruppe droht der Tod für den Menschen,

im zweiten Falle Schande oder Befleckung (wsi pbp) ^)""^).

1) i^a"!' /irwD üeb. Bd. 711, s. 311. ''"inxi )Sir\b iT^n in« Pinn

=) lö^äiü müj> laiym nasrn ^N bbnb.ii niana in« f)in

') So sagt auch Raschi; „denn der Verfolgte darf durch Tötung
des Verfolgers nur dann gerettet werden, wenn ihm ein Sittlichkeits-



— 80 —

Bei religiösen Verbrechen aber oder bei Verfolgung eines Tiers

ist kein Schaden für andere Menschen in Aussicht, keine

Sozialschädlichkeit (ein „Schaden für die Grottheit" ^) ist

nicht anzunehmen). Es kann aber nicht als Grund des Tötungs-

rechts der Wille angenommen werden, den Täter von einer

Sünde zu retten (nT'aj^ üiw — „wegen einer Sünde", nach

Raschi; xilD''Xb ''lynax'? — „abzuleiten von einer verbotenen

Handlung", nach Tossaphoth), denn dann sollte man das

Tötungsrecht des Zuschauers auch auf alle anderen schweren

religiösen Verbrechen ausdehnen^), was augenscheinlich die

menschliche Gesellschaft in einen unmöglichen Zustand ver-

setzen müßte; vielmehr soll in Fragen des religiösen Lebens

ein jeder nur für sich allein verantwortlich und haft-

bar sein.

Aus der Forderung des Schadens für den Menschen folgt

aber auch, daß, wenn der Schaden vorbei ist, auch kein Not-

wehrrecht mehr bestehen darf: „War aber mit dem Mädchen

eine Sünde bereits verübt worden, so rette man es nicht durch

sein Leben" ^): der Ausdruck „retten" (|'''?'':£ö) paßt ja nur

für den Zeitpunkt vor dem Verbrechen.

b) Der Verfolgte muß den Schaden für bedeutend halten*).

In den meisten Fällen kann diese Forderung als vorhanden

angenommen werden. Sie wird angenommen sogar auch dann,

verbrechen droht, das Schande und Befleckung zufügt" (l'?''i£rtb fM ^bl

WB1 php nS li»''! ni'ni> ina» «bx Vi>a3i) ej"y ,'n3D). So auch Tossa-

photh daselbst.

'') Wenn auch nur die Verfolgung eines verlobten Mädchens be-

rücksichtigt wird, so geschieht es deshalb, weil „mit einer bedeutenden

Befleckung der Allbarmherzige es streng genommen hat, mit einer un-

bedeutenden — nicht«, 0''Sp ^b ^m «ÜJ''EiK XJüni T-Bp tlSI nüJ''BK)

») nö5 DJB i^rs '^nJD Ueb. Bd. VII, S. 316).

2) Vgl. Vogelstein, Notwehr . . . S. 534.

8) »y'i? /nJD üeb. Bd. VII, S. 812. p^''i£b pX fTT-Sy ,13 nii^J

*) Vi) •'HiD Ueb. Bd. VIT, S. 818. »flttJB b^} iTlBpÜ
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wenn „die Verfolgte den Rettern zuruft: „lasset ihn, damit er

micli nicht töte"^), denn, wenn sie die Retter auch bittet,

den Verfolger zu schonen, so ist das nicht deshalb, weil sie

auf den ihr drohenden Schaden verzichtet hat, sondern weil

sie nunmehr auch für ihr Leben, nicht nur für die Ehre allein

fürchtet. So sagt auch Raschi: „Sie sagt es vor Furcht,

damit der Verfolger sie nicht töte, bevor ihn die Retter er-

reichen" ^).

c) Es muß die Tötung seitens des Retters das not-

wendige Mittel sein; daher auch die Bestimmung: „Ist jemand

vorhanden, der ihr durch ein anderes Mittel, als Tötung, zu

Hilfe kommen wird, so rette man sie nicht durch sein Leben" ^).

Daraus folgt auch das Folgende: „Wenn jemand von einem

verfolgt wurde und sich durch das Zielen auf eines seiner

Glieder retten konnte und dies nicht getan, sondern ihn ge-

tötet hat, so wird er seinetwegen hingerichtet"*), denn dann

gilt eben der Verfolgte (oder der fremde Retter) als nutzloser

Töter, somit als Mörder. Ob er auch getötet werden soll,

ist eine Frage für sich, die von den Dezisoren verschiedentlich

entschieden wird.

Was nun den Verfolger betrifft, so ist nur das eine zu

bemerken, daß er gegenüber dem Retter kein Notwehrrecht

besitzt, da letzteres nur einem rechtswidrigen Angriffe gegen-

über gestattet ist, die Rettungshandlung aber rechtsgemäß ist.

2. Die Tötung beim Einbruch (nnnnü) bedeutet im

Talmud den Fall, wo ein Dieb in ein fremdes Haus (am Tage
oder in der Nacht) einbricht, wobei dem Eigentümer das

Recht eingeräumt ist, ihn sofort, ohne jede Warnung zu

töten 5).

aj"y »njD üeb. Bd. VII, s. 312. HJ^i'irT^ vhv )b IlT'in n'iöis'

2) Daselbst, «inw^'-sy Ü'ilp nJJl.T' «bii» .inöS'pl K\1 nX1''Ö

3) Daselbst, »iiTSja nmx
p'?''itö px ytyiia nb sy

*)^ra t'JD Ueb. Bd. VII, S. 315. IISH ^^m fpTi 'n^TW fpTi

T-by jiinj '?'':£,i vib) T'"ni''Kb inxa 'b^sr\b bwi imn"?

^) Dieses Gesetz gründet sich auf einer Interpretation der Bibel-

Steinberg, Die Lehre vom Verbrechen im Talmud. 6
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Der Grund dieses Rechtes wird vom Talmud hinlänglich

angegeben; es heißt: „Was ist der Grund der Lehre vom

Einbruch?" — Es ist feststehend, daß niemand sich bei der

Rettung seines Geldes zurückhält, somit denkt der Einbrecher :

„Wenn ich komme, so wird er sich mir entgegenstellen, so

töte ich ihn;" dazu sagt die Gesetzeslehre: „Wenn jemand dich

töten will, so komme ihm zuvor und töte ihn"^). Es ist aus

dieser Begründung ersichtlich, daß nicht die Gefahr des Dieb-

stahls, sondern nur die des Mordes durch den Einbrecher^)

das Tötungsrecht beim Einbruch gewährt. Wohl könnte hier

eingewendet werden, daß der Mordentschluß beim Einbrecher

nur deswegen aufkommt, weil dem Eigentümer eben durch

dieses Gesetz das Recht gegeben ist, sein Eigentum bis auf

Tötung des Angreifers zu schützen, somit also indirekt der

Einbrecher selbst vom Gesetz zum Mord beim Diebstahl auf-

gefordert wird; daß also statt des Einbruchsgesetzes zweck-

mäßiger wäre, wenn das Gesetz eben dem Eigentümer ver-

bieten wollte, das Eigentum überhaupt mit Gewalt bis zur

Tötung des Angreifers zu schützen. Doch wäre dieser Ge-

dankengang verfehlt, insofern der Mordentschluß beim Ein-

brecher nicht gerade infolge des Gesetzes, sondern vielmehr

auf Grund der alltäglichen Erfahrung entsteht, die ihn lehrt,

daß der Eigentümer sein Eigentum bis aufs äußerste zu schützen

geneigt und geradezu instinktiv veranlagt ist. Also, nicht das

Gesetz als solches erzeugt den Mordentschluß beim Einbrecher,

sondern die althergebrachte Lebensführung, die das Gesetz

stelle, in der es heißt: „Wer bei einem nächtlichen Einbruch ertappt

wird, darf niedergeschlagen werden", Ex. 22, 1.

1) iKi'^Ki •'xm wiüö b:) iü;!ty rmü dik px ripm ninnüi la"»

^) Die wahrlich nur verstandesgemäB angenommen wird, da

sie auf zwei psychologischen Annahmen basiert: auf der Annahme des

äußersten Widerstandes des Eigentümers (in der Meinung des Einbrechers)

und des gewissen Mordentschlusses beim Einbrecher.
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vorfindet und als fest bestehend anerkennt, und auf Grund

deren schon dem Eigentümer das Notwehrrecht einräumt.

Dabei muß aber auch angenommen werden, daß der Einbrecher

jedenfalls, auch beim Anblick des Eigentümers, nicht ent-

fliehen, sondern sein Vorhaben bis auf Mord fortsetzen wird.

Wenn aber ein Zweifel darüber entsteht, ob der Ein-

brecher wirklich blind darauf losschlagen wird, so z. B. bei

naher Verwandtschaft zwischen dem Eigentümer und dem Ein-

brecher^), ist zu unterscheiden: ,Wenn ein Vater in das Haus

seines Sohnes einbricht"^), ist die Tötung als Notwehr ver-

boten, da hier für den Einbrecher zweifellos noch ein Gegen-

motiv maßgebend ist: „gewiß wird der Vater seinen Sohn

schonen" ^)
— meint der Talmud; es ist somit bestimmt voraus-

zusetzen, daß er seinen Sohn nicht töten wird, selbst wenn er

ihm entgegentritt. Das Notwehrrecht kann dem Sohne nur

dann eingeräumt werden, wenn es „sonnenklar ist"*), daß er

ihn unbarmherzig haßt (Raschi).

Anders aber, „wenn ein Sohn in das Haus seines Vaters

einbricht" oder bei „einem beliebigen fremden Menschen" 5):

wenn da ein Zweifel entsteht, so ist das Töten des Einbrechers

erlaubt, denn es ist als gewiß anzunehmen, daß der Sohn

oder ein fremder Mensch morden wird; kein Notwehrrecht —
nur dann, wenn es umgekehrt „sonnenklar" ist, daß der Ein-

brecher gegenüber dem Eigentümer so viel Barmherzigkeit

besitzt, als der Vater gegenüber seinem Sohne.

Als Subjekt der Tötung beim Einbruch kann auch ein

völlig fremder Mensch, nicht nur der Eigentümer selbst oder

seine Verwandten, auftreten, da es sich da eben nicht um den

Schutz des Eigentums handelt, sondern um Schutz eines mensch-

lichen Lebens, denn der Einbrecher kommt, nach dem Aus-

*) Wo also die zweite Annahme ungewiß ist.

2) bi"y /injci Ueb. Bd. VII, s. 309. pn hv as

ä) pn by sxn 'bni 'Xii

*) Daselbst. lt»3tt>3
']'?

"im OK
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drucke Raschis, „in das fremde Haus mit der Tötungsabsicht" ^).

Daraus ergeben sich aber zwei Gründe für das Recht des

Fremden, zu töten: a) jeder darf ein fremdes Leben retten,

was sich aus folgender Stelle im Talmud ergibt: ,Wenn

jemand seinen Nächsten in einem Fluß ertrinken sieht oder

daß ihn ein wildes Tier wegschleppt oder daß Räuber ihn

überfallen, so ist er verpflichtet, ihn zu retten"^); b) da der

Dieb jeden im Hause befindlichen Menschen als vermutlichen

Eigentümer ansehen wird, so befindet sich sogar der Fremde,

als solcher, im Zustande der Notwehr.

Die Warnung des Einbrechers (nxinn)^) ist sowohl bei

Verfolgung als auch beim Einbruch unnötig, und das aus

zwei Gründen:

a) Die Handlung selbst, als solche, bekundet den vollen

Vorsatz beim Einbrecher*), denn, sagtRaschi; „wenn er sich

Mühe gegeben und sein Leben der Gefahr ausgesetzt hat, so

hat er es im vollen Bewußtsein dessen getan, daß, wenn sich

der Eigentümer ihm gegenüberstellt, er ihn töten wird* ^)
"

^) ;

man darf ihn daher ohne eine zweite Warnung töten.

b) Die Warnung ist nur bei gerichtlicher Hinrichtung

(l"3 wn) notwendig, die den Charakter der Strafe (mit allen

ihren Zwecken) trägt und damit auch das Vorhandensein des

1) /nKS 'T''?iapön n'nj>1K Oder wie es heißt: „dieser Dieb ist nur

mit der Absiclit gekommen, das Leben des Eigentümers umzubringen"

(nt b^ JT»i>B) .T'pdy b» i6^ «a «b nt sjjrt) (as"j> 'jd).

2) ay'y .'njD ueb. Bd. VII, s. 311. xinty iT'in nx nxiib pt

IJ)"! Qi bs iiöj^n üb

^) SieJie darüber unten.

4) b3"j, /noD üeb. Bd. VII, S. 310. WK^nn K\'l 11 1fl"inhü

5) Daselbst. KfiK ''sni rT-n^iK iinn"? rr-syai 'ibiai n'iiai ivsn

^r^^'b xj'?''ta|5
iKax"? 'Kp '-xi

*) Es muß aber bemerkt werden, daß, wenn auch die Kenntnis

der Kausalität und der Tatbestandsmerkmale da vorhanden ist, doch die

Kenntnisse der Rechtswidrigkeit und Strafbarkeit fehlen können, die der

Warnung bedürfen.
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Vorsatzes fordert, der nur durch Warnung festgestellt werden

kann (da man ja nur den Schuldigen strafen kann). Das

Töten des Verfolgers und des Einbrechers aber hat den Cha-

rakter der Notwehr, die sich blind gegen eine objektive

Gefahr, gegen eine vielleicht sinnlos wirkende elementare Ge-

walt richtet, bei der man nicht auf die Frage der inneren,

subjektiven Qualität der Ursache, auf den Vorsatz, eingeht^).

Der beste Beweis dafür, daß es sich bei der Notwehr um
eine elementare Gewalt handelt, ist die folgende Gesetzesnorm :

„Wenn ein Minderjähriger jemand verfolgt, so rette man den

Verfolgten durch dessen Leben", denn »man ist der Ansicht,

der Verfolger brauche nicht gewarnt zu werden, weder ein

Großjähriger noch ein Minderjähriger* 2).

Anders aber ist der folgende Fall zu beurteilen: „Wenn
eine Gebärende schwer gebiert und dadurch in Lebensgefahr

gerät, so darf man das Kind in ihrem Leib zerstückeln, da es

noch kein lebendes Wesen ist (Raschi); wenn es aber den

Kopf hervorgesteckt hat, so darf man ihm nichts mehr tun,

weil man nicht ein Leben für ein anderes opfern darf
^), denn,

wenn auch das Kind in diesem Falle als Verfolger {f]1T\)

der Mutter erscheint, so ist doch in Betracht zu ziehen, daß

„die Verfolgung vom Himmel aus geschieht"*), d.h. hier ein

Naturgesetz in seine Rechte tritt, wonach die Mutter bei der

Geburt sich jeder Gefahr aussetzen muß ;
bevor aber das Kind

den Kopf hervorgesteckt hat, ist noch kein Kind, als solches.

') Die Notwehrtötung ist auch deshalb keine gerichtliche Strafe,

weil sie auch am Sabbath erlaubt ist (was bei den ersteren verboten

ist): , wegen der Rettung des Lebens des Gefährdeten" (IfBJ nipa ÜVÜti

'1)X^Til); d. h. weil durch sie eben ein Menschenleben gerettet wird,

während ina ersteren Falle es sich nur um eine Sühne handelt, wo
durch die Hinrichtung nichts gewonnen wird, sondern nur ein neues

Opfer fällt.

2) ^ny /injö Ueb. Bd. VII, s. 310. wajs i'?''2£n'? \m fp'nn jtap

3) Daselbst. tt'BJ '«jaD tfE) pnn {"«Ur
'S^ 13 p^iU pK WK^ K^i'«
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somit sind auch keine Mutterschaftspflichten ihm gegen-
über vorhanden, dagegen aber wohl eine Notwehrhandlung,

als gegen eine elementar verfolgende Gefahr, geboten^).

„Einbruch" ist nicht wörtlich im Sinne von ^ Graben unter

die Wände des Hauses" (^ma inrii) zu fassen (ßaschi), son-

dern als Einbruch gilt auch das Besteigen des Daches des

Hauses oder das Betreten des Hofes oder des Lagerplatzes

durch ein offenes Tor oder eine Türe (niDB nna) ^) ,
mit dem

Unterschiede nur, daß für den Einbruch im engeren Sinne

keine Warnung notwendig ist (wie es oben ausgeführt ist), bei

einem Eintritt aber durch eine offene Tür sie notwendig ist,

denn eine solche Handlung bekundet noch keineswegs die

Mordabsicht des Eintretenden, denn es ist wohl möglich, daß

jener die Tür offen gefunden hat und mit dem Vorsatz ein-

getreten ist, daß, wenn sich der Eigentümer ihm entgegen-

stellt, er das Haus verlassen wird (ßaschi) ^).

b) Notstand.

Dieser Begriff ist zu unterscheiden von dem der Nötigung

(vis absoluta), bei der die Körperbewegung des Menschen

durch mechanischen Zwang derart bestimmt ist, daß der Wille

zur Handlung völlig fehlt, und somit auch die Handlung
als solche nicht vorhanden ist *) ;

beim Notstand aber ist nicht

nur der Wille zur Handlung und somit auch die Handlung

vorhanden, sondern sie ist auch von der Vorstellung und dem

Wollen des Erfolges (Vorsatz) begleitet; nur ist dieser

Vorsatz nicht frei durch eigene Motive bestimmt, sondern

durch eine fremde, unmittelbar wirkende Kraft aufgezwungen

(vis irapulsiva), die mit einer gegenwärtigen Gefahr für Leib

und Leben droht. Eine solche Handlung ist aber nicht rechts-

Vgl. dazu Vogelstein, Notwehr . . . S. 530.

2) ba"y ."nWD üeb. Bd. VII, S. 310.

3) Daselbst.

') Siehe oben S. 18, 19.
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widrig ^)'^)"-^). Als allgemeine Regel im Talmud gilt folgender

Satz: „Wenn man jemand bei Todesandrohung zwingt, eine

der in der Gesetzeslehre genannten Sünden zu begehen, er sie

begehe und sich nicht töten lasse" *)"-^). Als Grund für diese

Bestimmung wird folgendes angegeben: „Er wird durch die

Gesetzeslehre leben" — heißt es in einem Bibelspruch, „er soll

^) Die Gefahr kann von Mensclien oder Natur ausgehen, so z, B.

„wenn der Fluß mit Gefahr für Lehen den Uebergang hindert" (IT^pDa

^) Auch hier, wie bei der vis absoluta, ist jedoch zu berücksichtigen,

ob die Nötigung nicht vorausgesehen (oder gar gewollt) wurde oder

vorausgesehen werden konnte (bei IT'ili'); in solchen Fällen ist die

Nötigung nicht in Betracht zu ziehen und die Handlung ist als vor-

sätzliches oder fahrlässiges Verbrechen zu betrachten. Beispiel in

a. bfS Ü'^ll): die Unterlassung der Erfüllung geschieht hier: a) bei vis

absoluta (rtbrj"), die die Handlung (Unterlassung) ausschließt, b) bei vis

impulsiva, als Zwang der Umstände ClUJ 133i>) oder der Gefühle

0)13 n*?!!), wobei aber die Handlung als Willensbetätigung (auch schuld-

hafte) erscheint; und da erhebt sich die Frage, ob diese Nötigungen

{D''Di1i{) vorauszusehen waren oder nicht ((T'Sü» Vh) fT'atf), die von den

Talmudisten verschiedentlich beantwortet wird (wenn bejahend, so sollen

sie keinen Nötigungsgrund bilden).

^) Wenn es in ^Vs nü1M3 heißt: „Diejenige Frau, die bei Drohung
mit dem Tode genötigt wurde, ist für ihren Mann verboten, denn

wir fürchten
,

sie habe einem von den Nötigern frei eingewilligt'

(|nö "nn^a nns'^nj «ö>y pu>u>in n'?3>a'? nniDs nv^sj 'T' by rr^asaty hmn)
(Hier ist das Wollen = vis impulsiva, weil, wie Tossap hoth sagt: „sie

eingewilligt hat, um dadurch die Schonung des Lebens zu erwirken" —
njnn^ Xbtt? ]n KUtüb la nminj), so heißt es nicht, daß ihr eine

rechtswidrige Handlung zugeschrieben wird; vielmehr ist die Hand-

lung nicht rechtswidrig, daher — auch kein Verbrechen. Das Ver-

botensein aber ist nur ein religiöser Zustand, der vom Gesetze ein-

seitig, auch beim Fehlen eines Verbrechens, verhängt wird.

") al"J> .'n)D Ueb. Bd. VIT, S. 316. tflÖlK DK n^HWiT fllT-Sy bi

^) Es heißt in diesem Satze „begehe* CTOJ>''), d. h. es wird seine

Körperbewegung wohl als Handlung betrachtet, die aber nicht rechts-

widrig ist.
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also durch sie (wegen ihrer Gebote) nicht sterben"^); es ist

also für die Thora (für die Gottheit) lieber der Mensch, der

die Gesetzesnorm einmal verletzt, wohl aber noch unzählige

von ihnen im weiteren Leben erfüllen kann ^), als die Gesetzes-

norm selbst, die den Menschen in ihrer strengen Rigorosität

verletzen (vernichten) würde, (Allerdings paßt dieser Grund

nur für die religiösen Verbrechen, wo als das Verletzte

nur Gottes Gebot, nicht aber ein menschliches Interesse er-

scheint.)

Aus dieser Regel werden aber drei wichtige Ausnahmen

gemacht; es heißt: „Ausgenommen sind von der oben genann-

ten Regel Götzendienst, Hurerei, Blutvergießen"^).

a) Das absolute Verbot des Götzendienstes ist durch die

hohe Bedeutung erklärlich, die die Hingabe für den religiösen

Glauben und die Verherrlichung der Gottheit vor den feind-

seligen Andersgläubigen und den Glaubensgenossen (wn '^)1p)

selbst für den Bestand des Volkes immer hatte und hat.

b) Das Blutvergießen ist wegen folgender Gründe ver-

boten: Es fehlt da der Grund von ona Til (der Täter solle

sich sein Leben durch ein Verbrechen kaufen, damit er im

späteren Leben gut wirken könne), denn, wenn er auch ge-

rettet wird, so geht doch ein anderes menschliches Leben

zugrunde. Die Abschätzung aber des Wertes eines jeden

Menschen für die Rechts- oder göttliche Ordnung ist dem

Täter nicht erlaubt, denn, meint der Talmud: „Wieso glaubst

du denn, daß dein Blut röter ist, vielleicht ist das Blut jenes

Menschen röter"*), wer weiß, ob das Blut des Täters mehr

») Daselbst. D,'^a ri1Ö''iy vh) DnS •'m Es heißt auch: l"? ''{*

*) So heißt es bei Raschi: »denn das Gesetz hat es nur deshalb

erlaubt, weil die Seelen der Israeliten, als solche, der Gottheit Heb und

teuer sind (n"apnb "pKisy« h\i> cuTSi n^'^^n dwö k"?« sinsn '-i^m xbty)

sj Daselbst, d'^öi nto''Büi nny ''i^''ji rsKi yn
^)^ra /Wd üeb. Bd. VII, S. 317. pWD 1^1 «toll "!to^^ ^Ü

•-sia ptoiD K'iaa ^)m'i mi «labi '-Bta
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lieb und teuer dem Schöpfer ist, als das Blut seines Opfers

(Rascbi). Der Genötigte soll sich daher selbst töten lassen,

denn widrigenfalls wird er zweierlei begehen: a) er wird ein

Rechtsgut (oder, wie es im Talmud heißt, ein Gottesgut) ^)

des menschlichen Lebens vernichten (was allerdings auch beim

Sich tötenlassen geschehen wird), dabei aber ß) auch ein Ver-

brechen des Mordes ausführen (Raschi), (während er beim

Sichtötenlassen kein Verbrechen, auch keinen Selbstmord,

begeht).

c) Das Verbot der Hurerei wird zunächst rein formell

durch einen Analogieschluß vom Verbot des Blutvergießens

abgeleitet. Es ist aber auch logisch zu erklären, da die

Schande und Befleckung (ihp) Dia), die durch dieses Ver^

brechen zugefügt werden, in geradem Verhältnisse zu dem

Schaden stehen, der dem Täter angedroht wird^) (ebenso wie

es beim Blutvergießen der Fall ist); der Bedrohte hat somit

kein Recht, sein eigenes Wohl dem fremden vorzuziehen.

Doch gilt die Regel: „er solle sich töten lassen und

nicht die Verbrechen begehen" (Tiajji bii) Jin'') einerseits nicht

nur bei diesen Ausnahmen allein, und anderseits selbst bei

ihnen nicht absolut, sondern mit mehreren Vorbehalten:

a) Alle anderen Verbrechen, außer den drei genannten,

dürfen begangen werden nur „in einer Zeit, wenn keine Ver-

folgungen der jüdischen Religion angestellt sind"^), aber „in

einer Zeit der Verfolgung soll man sich auch über das ge-

ringste Verbot töten lassen und es nicht begehen"*), damit,

wie sich Raschi ausdrückt, „die Heiden sich nicht gewöhnen,

immer mehr und mehr die Widerstandskraft der Juden zu

Es heißt z. B.: „weil für die Gottheit teuer ist die Seele

eines Israeliten" {^S'ltt»'' bn! nött») WJJS !Tlp''1 DIUIÖ) (Raschi in

»1'i? "'130), nicht also ihr Wert für die Gemeinschaft der Menschen

wird in Betracht gezogen,

^) Also, insbesondere, nicht minderwertiger ist.
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brechen"^). Mehr noch: auch bei Abwesenheit der religiösen

Verfolgungen darf man alle Verbrechen nur „heimlich" (ny3''M)

begehen, aber „öffentlich" (xioniaa) „soll man sich auch

für das geringste Verbot töten lassen und es nicht begehen" ^).

Dabei wird unter Öffentlichkeit die Anwesenheit von

mindestens zehn Israeliten verstanden, unter dem geringsten
Verbot sogar das Binden der Schuhe nach heidnischem

Muster (denn, wenn im Binden der Schuhe ein Zug vorhanden

ist, der Juden von Heiden unterscheidet, so soll man sich auch

über diese Kleinigkeit, die kein eigentlicher Götzeudienst,

sondern nur einen einfachen Brauch darstellt, aufopfern lassen,

damit der Name Gottes vor Israeliten verherrlicht wird)

(Raschi).

b) Die Verbrechen, die die Ausnahmen bilden (außer Blut-

vergießen), müssen zu dem Zwecke von den Nötigern verlangt

werden, um den Genötigten von seinem Glauben abzulenken^)

und, den Gottesnaraen zu entweihen (ssj>n b'hn)
— dann erst

darf das Geforderte nicht befolgt werden. Anders aber, wenn

die Verbrechen „zum Vergnügen des Nötigers
"

(iDiry nwn!?)

gefordert werden ;
da fehlt eben bei den Nötigern die Absicht,

den Israeliten zur Gottesentweihung zu zwingen, es fällt somit

auch die Pflicht, den Gottesnamen zu verherrlichen (ü;yn wiip)*).

Als Beispiele führt der Talmud an:

1. Die Rechtmäßigkeit der Verheiratung Esthers mit dem

persischen Kaiser Artaxerxes, bei der nicht bezweckt wurde,

sie zu einer Sünde zu zwingen. .

2. „Man durfte den persischen Priestern Kohlenpfanne und

Kohlenschijffe geben" (diese, die den Feuerkultus pflegten,

sammelten an ihrem Festtag alle Feuerbecken auf, die sie in

1) «li^ niaa'rn y^mb D^nün ib^i^^ s^iy .

2) aT'i> /njö Ueb. Bd. VII, S. 315. IISJ)'' hü) J'llT' f]bp ni2£la ib^ÖK

ä) WKT'Ö IT'aynb pünia ''man Oder, wie es heißt: „sofern er

ilin nur zur Begehung einer Sünde zwingen will" CS^p i<fi^''Ö ''10^!?)

CT'y t'Jd Ueb. Bd. VII, S. 318).

<) bl'y /nJD Ueb. Bd. VII, S. 318.
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Privathäusern auftreiben konnten; in Privathäusern durften an

solchen Tagen keine brennen) ^). Dieser Fall ist besonders

bezeichnend : obwohl die Handlung der Juden geradezu direkt

dem Götzendienst zu dienen scheint, so ist doch da die Selbst-

aufopferung nicht geboten, denn es wird sorgfältig unter-

schieden zwischen der einfachen Benutzung eines jüdischen

Gerätes und dem besonderen Zwecke, den der Benutzer ver-

folgt: in diesem Falle nimmt der Heide das Gerät zum eigenen

Vergnügen überhaupt, er sagt aber nicht : ich will es meinem

Gotte weihen (Raschi).

3. Hierher gehört auch ein Fall, der eigentlich nicht zu

den drei obengebrachten Ausnahmen paßt, ein Fall der ge-

nötigten Sabbatentweihung: „Wenn ein NichtJude einem

Israeliten bei Todesandrohung befiehlt, am Sabbat Gras zu

schneiden und den Tieren vorzuwerfen, tue er dies und lasse

sich nicht töten; wenn aber in den Fluß zu werfen (also

eine zwecklose Arbeit auszuführen), lasse er sich lieber töten

und tue dies nicht, weil er ihn nur zur Begehung einer Sünde

zwingen will"^). Im ersten Falle zwingt ihn der NichtJude

zum Zwecke seines eigenen Nutzens, wobei er sein religiöses

Gewissen nicht antasten will, im zweiten aber will er eben

das letztere, der Jude soll sich daher in einer Zeit der Ver-

folgung auch bei heimlicher Nötigung, in einer gewöhnlichen

Zeit nur bei öffentlicher Nötigung (vgl. oben) töten lassen.

c) Die drei Verbrechen sind absolut verboten und fordern

Selbstaufopferung nur dann, wenn sie durch positives Tun

geschehen, nicht aber, wenn die Verbrecher sich zum Ver-

brechen durch einen anderen (z. B. den Nötiger selbst) be-

nutzen lassen, also eine Unterlassung begehen (sofern sie

sich nicht gegen den Zwang wehren). In letzterem Falle

gilt nicht das Gebot: „Er lasse sich töten und tue es nicht"

1) Daselbst. ''p''31Ö'''ni "-p^llp yn

2) Daselbst, ''im snsi»s KnDSDs biiflp b^im ''i^nb b'^i •'wa

•'^ap i^n'?''ü nisy'? ta"ö b^iäTi-'b
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('T;üj>'' bs) JilfT'), denn er hat eben nichts getan (er ist kein

ini:>), „denn er hat ja keine Handlung vollbracht" (iiiy ^bl

iiu»J>ü), wie sich Tossaphoth ausdrückt, er gilt nur als „Erd-

boden" (obiy J>p*ip),
der nichts aktiv tut^). So wird der

Fall des Mordes behandelt: „Wenn man einen Menschen

zwingt, sich auf ein Kind werfen zu lassen, wodurch das Kind

zerdrückt wird"^); da, wo er nicht positiv gehandelt hat

(ü'iT'i Jlfi x"?), ist er auch nicht verpflichtet, sich aufzuopfern,

denn er kann sagen: „gerade umgekehrt, wieso glaubst du,

daß das Blut meines Nächsten röter ist, vielleicht ist mein

Blut röter" ^) (Tossaphoth). Der Grund scheint nicht genügend

zu sein, denn gerade dasselbe könnte der Täter auch bei posi-

tivem Tun unter Nötigung sagen. Der bessere Grund ist wohl

der, daß man in Fällen der Nötigung die Unterlassung für

keine genügende Handlung hält (so auch Tossaphoth: JV3

niyj^D lay «"pl)^). So wird auch die Hurerei betrachtet: daher

soll sich töten lassen und nicht tun (itti)i bj>1 illT") der Mann

(^j>13),
der beim Verbrechen aktiv auftritt^), nicht aber die

Frau (nbiya), die nur als „Erdboden" (dbiy i>plp) betrachtet

wird^). Auch gilt nicht der Mann als Täter, wenn mau „ihn

auf das Mädchen wirft*''), worauf er keinen Widerstand ge-

leistet hat.

') Daselbst. Ueb. Bd. II, S. 317.

ä) Daselbst, ''sis pöiD '•Kiann Köii mn ''Xö nsTnN na« ''i-a

.•"öta paiD ""Tn KÜ'l Nö'?''n

*) So auch Tossaphoth in ^i"i nDSS'': IlS^y nbü"? S''''n''la ''3

pjs rr-B'yia Tsy x^i H3^'^ ^3K {ybv iö''''K1) Q'^T'^ anir-ir aip ü"n

^) Denn : i2'^m t\ülb niT-Ö IHS D)1K ''"J> 'SK lÖ^lJÖ r^V))}'i; 131 bs

/Bin byj ,ni»3''

/) Somit nur eine Unterlassung begeht. Der Genuß tnwn),

den sie erhält, ist keine Handlung, die ihr als positives Handeln an-

gerechnet werden könnte (vgl. Tossaphoth daselbst). Wohl ist diese

Unterlassung strafbar, wenn die Frau „sich freiwillig mißbrauchen läßt"

') »ni^^jn bi> Mm p3'''?ü»a
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So werden auch die Fälle des Götzendienstes behandelt.

Doch muß gesagt werden, daß diese Forderung des positiven

Tuns dort nicht angewendet werden darf, wo es sich um die

Verherrlichung Gottes handelt
;
auch der passive Anteilnehmer

muß dann als Täter betrachtet werden.

Wenn aber bei allen Verbrechen, die im Notstande be-

gangen werden (insbesonders bei Sachbeschädigungen, beim

bürgerlichen Notstand), die Rechtswidrigkeit auch ausgeschlossen

ist, so ist doch der Täter ersatzpflichtig (auch wenn er

— und gerade weil er — dadurch sein Leben rettet); nur

muß man nicht außer acht lassen, daß die Schadenersatzzahlung

keine Buße, sondern eine Zahlung wie aus einem rechtsgemäßen
Geschäft ist, das unter ungewöhnlichen, aber notwendigen Um-
ständen zustande gekommen ist.

Als allgemeine Regel in dieser Frage gilt der folgende

Rechtssatz: „Es darf sich kein Mensch sein eigenes Leben

oder sein Eigentum durch fremdes Geld retten" ^), d, h. er

darf für das Beschadete haften, sofern es ihm möglich ist

(letztere Bestimmung nur bei Rettung des Lebens, nicht des

Eigentums). Es seien hier zwei Beispiele gebracht, wobei in

einem das Vermögen, im zweiten das Leben gerettet wird:

„Es darf ein Mensch in den Garten seines Nachbars ein-

dringen, um sein Eigentum zu retten; wenn er dabei geschadet

hat, so darf er dafür zahlen"^).

»Wenn JSichtjuden einen Juden gezwungen haben, anzu-

geben, wo sich die Güter eines anderen Juden befinden, damit

sie es entwenden könnten, und er es getan hat — so ist er

frei; wenn er aber mit seiner Hand die Güter gebracht hat,

so ist er strafbar; wenn aber er, ohne jede Nötigung, frei-

willig angegeben, nicht gebracht hat — so ist er auch haft-

b"D p'a Ueb. Bd. VI, S. 225. CülÜÖI) WSii ns b'^ÜÜ ÜIU pK

2) ^r^p p-'a Ueb. Bd. VI, S. 426. b^Jtn"? 'fT^h ^1^ '])n ib.lia
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bar"^). Also, der,Täter soll zahlen bei eigenhändigem Herbei-

bringen der Güter (T^n «srj). Einige Schwierigkeiten bietet

aber der Fall des „Angehens", da diese Handlung zweifellos

als einfache, nicht ursächliche Bedingung (xia'i;!)
anzusehen ist,

denn die hinreichende Bedingung des Raubes setzen nur die

NichtJuden selbst; die Handlung des Juden darf somit gar

nicht als b''3£ü (Sichretten von der drohenden Gfefahr) betrachtet

werden ^).

Doch wird die Handlung des Juden aus einer unhaftbaren

einfachen Bedingung
— Gromo — in eine haftbare einfache Be-

dingung
— Garmi — verwandelt, augenscheinlich aus Zweck-

mäßigkeitsgründen, weil dieser Fall oft passierte (Kmaty); daher

auch die Bestimmung: „Wenn er freiwillig angegeben hat, so

ist er haftbar"^). Da aber diese Haftung (wie jede Garmi-

haftung) nur von den Rabbinern auferlegt ist, so ist sie auch

nicht strikte durchzuführen und wird von denselben Rabbinern

aus denselben Zweckmäßigkeitsgründen bei Nötigung (am)

ausgeschlossen, d. h. es wird der gewöhnliche Zustand aller

einfachen Bedingungen, die nicht haftbar sind, zurückhergestellt;

daher auch die Bestimmung: „Wenn NichtJuden einen Juden

gezwimgen haben, anzugeben, und er es getan hat, so ist er

haftfrei.
" Es vereinigen sich da die Elemente der nicht ur-

sächlichen Bewirkung des Erfolges (die nur ausnahms-

weise haftbar gemacht wird) und des Zwanges, der sie

hervorruft, um die Handlung haftfrei zu machen ^). Zu diesen

Erörterungen macht derselbe Kommentator im Anschluß an

1) ai"ip p"n Ueb. Bd. VI, S. 441. DX1 11120 Ü"«y mü:m '?K"I»''

^''''n ipm xba) )ü^))'a nxin üi^i s'-^n T'a ^'Hi

2) Ol'?2fni) na>i>tt nsi^y vh Kini — heißt es beim Kommentator

„Schach", ('a '':>Ö nStt' "'D *Ü"nn ^Tä)

*) Wäre aber die Gromobedingung des „Angehens" auf Grund der

Bibel selbst haftbar, so sollte dann der Zwang ebensowenig einen Untere

schied in der Beurteilung der ^Angabe* bewirken, wie er ihn im Falle

vom eigenhändigen Herbeibringen bedingt („Schach"),
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den Talmud nocli folgende wichtige Bemerkung: „Das eigen-

händige Bringen ist so zu verstehen, daß die NichtJuden den

Ort, wo die Grüter liegen, wußten, also das Angeben nicht

nötig hatten, den Täter aber nur zwangen, in jenes Haus zu

gehen und das dort Befindliche zu holen* ^).

Anders aber wäre es, „wenn man ihn gezwungen und er

gezeigt hat,
— dann ist er frei, auch wenn er selbst gebracht

hat, denn, wenn er frei ist wegen des Zeigens (weil er ge-

nötigt ist und keine ursächliche Handlung vollbracht hat),

so ist er auch frei wegen des eigenen Bringens, denn das Grut

gilt als verbrannt" (als für den Eigentümer nicht mehr existie-

rend) 2> 3) «-4).

Anders sind die Bestimmungen über die Ersatzpflicht bei

Notwehr; da sind drei Möglichkeiten zu unterscheiden:

1, „Wenn der Verfolgte im Laufe das Gerät des Ver-

folgers zerbrochen hat, so ist er frei; denn sein Eigentum

1) *n''SSiy nü X'-anbi ''iiba ir-nb i^''b imbJK

2) nü bi> iitaai ]ni maa T-s
fnai am i'^-'ss* nxim iniöJK dx

jrt')
Kis>3ti> nia bv ''üJ Titas (n'äi)^ niry ab am «in ami owia) nKinis?

t^'Ül a'hp'^ ]a^yt ^''i Hierzu auch Raschi: „zu jener Zeit aber, als er

68 brachte, hat er schon das ihrige (der NichtJuden, die gleich nach

dem Zeigen es schon in ihrer Gewalt hatten oder haben könnten) ge-

bracht" Otsax ini''i in '^ma ""a Tiiaa xnyiy «''nnKi).

') Anders wieder bei einem löltt? (der etwas zu hüten übernahm):

wenn man ihn selbst, d. h, sein Eigentum berauben kommt, so soll er

sich nicht durch das ihm anvertraute Gut retten; wenn man aber gerade

das anvertraute Gut will, so darf er es herausgeben, denn nur auf

Grund solchen Dürfens hat er seinen Vertrag des Hütens geschlossen

(Tossap ho th, »»pp «p"!:).

*) Es kann gefragt werden : wenn nach seinem genötigten Zeigen

die Güter als die der Räuber gelten, bei denen auch schon das Bringen

kein Verbrechen ist, so sollte es ebenso auch dann sein, wenn sie, bei

eigener Kenntnis des Ortes der Güter, nötigen, sie herbeizubringen, denn

auch dann sind ja die Güter schon in ihrer Gewalt. Doch muß gesagt

werden : in letzterem Falle zeigt eben ihr Sichwenden an den Täter, daß

sie es nicht in eigener Gewalt haben, denn sonst könnten sie es selbst

nehmen; was aber nicht vom ersteren Fall gesagt werden kann.
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kann ja ihm nicht lieber sein, als sein Leben" i), da, wenn

dem Verfolgten das Tötungsrecht eingeräumt ist, er um so mehr

nicht bei seiner Flucht auf das Eigentum achten darf. Anders

aber, wenn er fremdes Gerät zerbricht 2), denn, wie schon oben

ausgeführt, es ist verboten, sein eigenes Leben durch fremdes

Eigentum zu retten^).

2. „Wenn der fremde Retter, der den Verfolger verfolgt,

dabei das Gerät des zuerst Verfolgten zerbricht, so ist er

frei"*). Diese Bestimmung ergibt sich als eine einfache For-

derung der Gerechtigkeit, da ja der Retter dem Verfolgten

das Leben rettet, wobei er sein eigenes Leben aufs Spiel setzt.

Wenn er aber Gerät fremder Leute zerbrochen hat, so ist er

auch frei^). Diese Bestimmung ist zweifellos inkonsequent,

sagt der Talmud, denn, wenn man haftbar ist bei Rettung des

eigenen Lebens, um so mehr sollte es bei Rettung eines frem-

den Lebens sein, doch ist sie aufgestellt aus Zweckmäßigkeits-

gründen: denn sonst wird kein Mensch wollen, einem Ver-

folgten zu Hilfe zu eilen ^).

3, „Wenn der Verfolger eines Menschen im Laufe Gerät

zerbrochen hat, so ist er frei, einerlei, ob es dem Verfolgten

selbst oder fremden Leuten gehörte" '').
Diese Bestimmung ist

wegen eines ganz anderen Grundes aufgestellt: beim Verfolgen

eines Menschen mit Tötungsabsicht wird der Verfolger, wie

wir es gesehen haben, friedlos und der Haftung mit dem

^ty *p"^ Ueb. Bd. VI, S. 445. tTpll b'i; d'^b^n nx ^'IWV PjTn)

laijb v^v a''sn wiüö xn'' sbiy iiiasj

*) Hier und überall da unten, wo von Beschädigungen der Fremden

die Rede ist, wird in das Gebiet des Notstandes eingegriffen.

3) ^'Tzn püös iü:i3> m b'^srh -iiöS'i ^''-'n d^s ba h'£> bsx

^) Daselbst, hü ü'^b^ i3tt?i '?''xt'? fp)^ 'inx irpn n\iiy ppn

^) Daselbst. IltOB IMK DIK b\S

6J Daselbst, b^nm ÖlS* l"? pX p IÖIS rtfl« ''X 0«!^ pn }ü i6\

,{Tin.i p iT-an nx

Daselbst. ü^'?5n ^x la^i^i M'Dnb n^an ^inx f|iTi n^tp fpn
Utas dix b:> btt' p3 )TT^3 b-j; p5
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.Leben ausgesetzt; jede andere Haftung aber, die mit diesein

Zustande zeitlich zusammenfällt (also auch die Zahlungspflicht),

wird von der ersteren, als der schwereren, verschlungen, auch

wenn die erstere nicht ausgeführt worden ist^) (Raschi).

c) Die übrigen Fälle ausgeschlossener RecMswidrigkeit 2).

Sie alle lassen sich als Handlungen definieren, die durch

das Recht entweder erlaubt oder geboten sind, somit entweder

als berechtigte oder pflichtgemäße erscheinen.

1. Erziehungs- und Zuchtgewalt der Eltern, des

Lehrers oder des Grerichtsvollziehers.

Hierher gehört die folgende Stelle im Talmud: „Ausge-

schlossen ist die Rechtswidrigkeit beim Vater, der seinen Sohn

schlägt, beim Lehrer, der seinen Schüler züchtigt, und beim

Gerichtsvollzieher, der die vierzig Hiebschläge versetzen darf ^).

Alle diese Handlungen sind rechtsgeinäß, sofern sie sich

in den gesetzlich bestimmten Grenzen bewegen (objektiv) und

den gesetzlichen Zweck verfolgen (subjektiv); wenn aber die

Objekte der Zuchtgewalt sterben, somit auch die objektiven

iGrrenzen überschritten sind*), werden sie sofort rechtswidrig.

Es entsteht nunmehr die subjektive Schuldfrage. In diesen

drei Fällen wird vom Talmud auch die Fahrlässigkeit nicht

angenommen, sondern nur ein Zufall (pm) statuiert; denn,

meint Maimonides
,

die Vorsicht ist am meisten geboten
'

(und

bei deren Fehlen entsteht die Fahrlässigkeit) bei solchen Hand-

lungen, die der Mensch mit deni eigenen Willen vollzieht (wenn

er z. B. in den Wald — li?'«
^

geht, um Holz zu hacken),

anders aber in diesen Fällen, wo die Handlung als Erfüllung

tWeiiS ^''^nriJ •"'inu'. Also eine Strafkonkurrenz.

^) Zu diesem Kapitel vgl. Kohler, Darstellung des talmudisclien

Rechts. Zeitsehr. f. vergl. ßechtsvvissensch, XX^ S. 223.

3) a'3 'hlSb Ueb. Bd. VII, S. 641. Sini 135 nx HDün SK «Jf

*) Denn bis zum Tode zu züchtigen, hat keiner von den Subjekten
der Zuchtgewalt das Recht.

S t e i n b e r g ,
Die Lehre vom Verbrechen im Talmud. 7
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einer Pflicht erscheint"^). Selbstverständlich aber ist es,

daß bei Vorhandensein des Vorsatzes der Tötung die Subjekte

der Zuchtgewalt als einfache Mörder betrachtet werden.

Das Züchtigungsrecht kann aber dem Vater nur während

der Zeit eingeräumt werden, in der er sein Kind die religiösen

Kenntnisse oder irgend ein Gewerbe (njölK) lehrt
,

sonst aber

ist er als gemeiner Verbrecher zu behandeln. Diese sonstigen

Fälle beziehen sich auf die Züchtigung: a) beim Lernen eines

Gewerbes, wenn der Sohn aber schon ein anderes kennt (so

daß dieser Unterricht seitens des Vaters nicht mehr als seine

Pflicht erscheint) (Maimonides) ^) ; b) beim Fehlen überhaupt

eines religiösen Unterrichtes. Dabei ist aber zu bemerken,

daß, nach einem Bibelspruch, der Vater seinen Sohn immer

in religiösen Lehren unterrichten kann (denn der Sohn ist nie

mit seinem Wissen fertig).

Hier wird eine interessante Frage aufgeworfen, ob ein

3ohn seinem Vater gegenüber als Gerichtsvollzieher (T's irh^)

auftreten darf (als Schläger
—

nip^ia
— und Schelter — nbbp).

Diese Frage wird verneint, d.h. seine Handlung ist rechts-

widrig. Ebenso darf der Sohn auch nicht als „Blutloser"

(din bxij) auftreten^), denn er ist „ihn zu ehren verpflichtet"

Olü''i "py inilö). So heißt es auch im Talmud: „In keinem

Verbrechen darf der Sohn als Vollzieher erscheinen, um den

Vater zu schlagen oder schelten"^). Doch wird eine Aus-

nahme gemacht: beim Provokateur zu religiösen Verbrechen

(iT^bü), denn „das Gesetz hat gesagt, du sollst mit ihm nicht

Mitleid haben und ihn nicht verbergen wollen" ^). Der Grund

.0 'n '"^n »'n '"ib nistn 'Vn «D'srann) nijfia fr-ii^y r)j>tt>s

2) Daselbst.

ä) an'"' niDÜ üeb. Bd, VII, S. 562. Ueber diesen Begriff vgl.

unten S. 101.

*) ^•bhph) inisn"? rax'p ir-ba^ nwj pn pK b:ib

5) Daselbst. «"? niin niös ''intt> ,y^ /«'a njtn »bn csüin
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dürfte der sein, daß ein Vater, der ein solches Verbrechen

verübt hat, eben keine Ehre (lös) mehr besitzt i).

Dagegen kann ein Enkel einwandfrei als Gerichtsvoll-

zieher seinem Großvater gegenüber auftreten, den er nicht ,zu

ehren verpflichtet ist" (Raschi).

2. Verletzung eines Menschen zum Heilzweck, also

ein Verbrechen als Mittel zur Erreichung eines rechtsgemäßen

Zweckes.

Hierher die Bestimmung: „Ein Sohn, der seinem Vater

Blut abnimmt,
— ist straffrei" ^)"-^).

Diese Handlung ist also keine Körperverletzung, die den

Eltern gegenüber mit Todesstrafe geahndet wird. Diese Be-

stimmung wird durch zweierlei begründet: Einmal ethisch,
auf Grund des Bibelspruches : „Du sollst deinen Nächsten wie

dich selbst lieben"*), dich selbst aber möchtest du doch zu

diesem Zwecke verletzen (Raschi); und dann auch rein ju-

ristisch: „Der Schriftvers lautet: ,Wer einen Menschen

schlägt und wer ein Tier schlägt', wie man frei ist, wenn man

einem Tier zu seiner Genesung eine Verletzung beibringt,

ebenso ist man auch frei, wenn man einem Menschen zu seiner

Genesung eine Verletzung beibringt"^);
— weü also ein

wichtiges Tatbestandsmerkmal der Körperverletzung fehlt: die

Verletzung von Leib oder Leben, denn die Handlung dient

ja gerade nur zum Zwecke der Erhaltung von Leib und

Leben.

Doch erzählt der Talmud von einem Talmudisten: „Raw

^) So heißt es auch in anderen Fällen: „Du sollst nicht einen

Fürsten schelten — wenn er nur aber sich gut aufführt" (1Ö1>13 K'^tt'JI

lüsy ntt>j»a ntt>ii>s ii«n k"?). (an"a /wd Ueb. Bd. vii, s. 356.)

2) b^'a ,1Jd üeb. Bd. VII, S. 354. TlÜÖ IÖK"? ÜI
t''p''iy pS

^) Ueber das Recht, die Mutter durch das Kind oder umgekehrt
beim Gebären zu retten, siehe oben S. 85.

*) 1103 ^if'-h mn«!. Leviticus 19.

5) niiaö riKiaif? nana naia ,iia niana ninsi ai^ nsö xip ^ök

(baj> 'i-iib Ueb. Bd. VII, s. 336.) litaö nsiBl'? ÖIN nsü P]«
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erlaubte nicht seinem Sohne, daß er ihm einen Splitter heraus-

ziehe, denn beim Nichtgelingen hätte sich der Sohn die ün-

vorsicht bei einer Handlung (Körperverletzung) zuschulden

kommen lassen, die sonst, bei Vorsatz, mit Todesstrafe belegt

ist*^). Es wird also nur auf die Möglichkeit eines Miß-

erfolges hingewiesen, der, je nach der Schwere der Strafbar-

keit des Vorsatzes, eine schwerere Fahrlässigkeit erzeugen

kann, die ihrerseits auch als ein Vergehen anzusehen wäre 2),

-r- sonst aber ist die Handlung als solche rechtsgemäß.
Nach Maimonides liegt die Sache so: „Von vornherein"

(n'3''hns'?) soll man die Verletzung den Eltern gegenüber nicht

vornehmen, da eben daraus eine schwere Fahrlässigkeit (wity

pin) entstehen kann; gegenüber fremden Menschen aber —
wohl, da in diesem Falle nur eine ganz leichte Fahrlässigkeit

droht (weil auch die vorsätzliche Körperverletzung fremder

Menschen nur zivilrechtlich geahndet wird) (ix"? f\w). Im

Notfalle aber (auch „von vornherein" —
fh'^tit^'sb

—
oder,

„wenn bereits geschehen"
—

läi>'''is
—

) ist die Handlung auch

gegenüber Eltern erlaubt. Also: Gegenüber fremden Men-

schen ist eine Verletzung zu Heilzwecken immer erlaubt;

gegenüber den- Eltern ist sie an Bedingungen geknüpft.

3. Gregenüber einem Menschen, der die Rechtspersön-
lichkeit verloren hat, sind auch die Handlungen, die sonst

als Verbrechen gelten, nicht rechtswidrig (da ein solcher

Mensch wohl auch den Anspruch auf den Rechtsschutz
verloren hat). Hierher gehört der Fall des zum Tode Ver-

urteilten: „Wenn jemand einen, der zur Todeshinrichtung ge-

führt wird,
— nach dem Todesurteil — schlägt oder schimpft,

so ist er frei, da jener sowieso dem Tode geweiht ist" ^).

») Daselbst, n'''? nw ^übl K')'?''D IT''? biptt'ü'? nnib p''Sl£> vh S-i

.(nban biy part) iw« mnü

^) Im modernen Rechte wird nicht auf diese Möglichkeit Rück-

sicht genommen.

3) a,1"S 'nJD Ueb. Bd. VII, S. 355. li'-l llOMty Ih^b J^n'''? Kit1\'l

iitoB (ifT-üb i'?in xini '?''Xin i'?bpi wm
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Diese Bestimmung gilt aber nur für Fremde, den Kindern ist

dieses Recht gegenüber ihrem Vater nur im Falle seiner

Verurteilung wegen Provokation zu religiösen Verbrechen^)

eingeräumt^), sonst aher sind sie haftbar. Doch auch die

Fremden sollen in einem Falle haften: „Wenn er ihn be-

schämt hat, so soll er Buße zahlen"^), denn, sagt ßaschi, es

werden seine hinterbleibenden Kinder beleidigt, die doch ihre

Rechtspersönlichkeit nicht verloren haben*).

4. Selbsthilfe. Sie ist im allgemeinen als Rechtsschutz

zu verstehen, der, vom Verletzten ausgehend, sich nicht

während des rechtswidrigen Angriffs, als Notwehr, sondern

nach ihm, als eigenmächtige Handlung äußert.

Hierher gehört die Lehre von dem »Blutloser" (üin ^xu),

der den Täter-Mörder auch bei seiner Fahrlässigkeit straflos

töten darf, ohne sich an das ordentliche Grericht zu wenden.

Doch ist auch seine Wirksamkeit an mehrere Bedingungen

geknüpft: so hat er das Tötungsrecht nur bis zu jenem

Augenblicke, wenn der verfolgte Täter die „ Zufluchtsstadt
"

(labpö y'ii) erreicht hat und sich dort vor der blinden Rache-

wut des Verwandten retten kann. Diese Stadt schützt den

Mörder, einerlei, ob er vorsätzlich oder fahrlässig gehandelt

hat, damit einige Zeit für die kühlere Betrachtung des Ge-

schehenen gewonnen wird % was aher allerdings nur die Auf-

gabe des Grerichtes sein wird (dem Verwandten werden auch

vorsätzliche Täter aus der Zufluchtsstadt nicht mehr heraus-

Siehe oben.

') bn"E) /inJD üeb. Bd. VIT, S. 356.

^) ,^^^2ür^ D3pa S'-TI W''S DK

*) Daselbst. «Wa
ptt>''"'anü

Krtl

^) Diese Mission der Zufluchtsstädte, als zeitweilige Aufenthaltsorte

zu dienen, ist streng zu unterscheiden von der anderen Aufgabe der-

selben Städte, die darin besteht, dem gerichtlich erwiesen fahr-

lässigen Täter eine Zeit zur Abbüßung seiner Sünde zu gewähren, die

ihn zugleich auch vor der Wut des Verwandten schützt, üeber diese

eigenartige Institution des talmudischen Strafrechts vgl. Kohler und

Gronemann. Abschnitte ..., S. 438 ff.
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gegeben). Innerhalb der Stadt ist das Töten dem Verwandten

verboten, sonst macht er sich selbst des Todes schuldig. Wenn

vom Gericht die Fahrlässigkeit des Täters bewiesen ist, und

er in diese Stadt zur Abbüßung seiner Sünde verbannt wird

(diese Verbannung ist eher als n'ias — Abbüßung, als als Strafe

zu betrachten), so darf er sie nicht vor einem bestimmten

Termin verlassen
;
tut er es aber, so kann er getötet werden,

und zwar mit verschiedenen Rechtsfolgen:

aWenn der Verbannte vorsätzlich aus der Stadt heraus-

gegangen und von dem Blutloser getroffen worden ist, so hat

er sich zum Tode entschlossen, und der Blutloser hat das

Recht, ihn zu töten; wenn ihn ein fremder Mensch getötet

hat, so ist auch jener straffrei."

„Ist er aber fahrlässig herausgegangen und ihn der

Blutloser getötet hat, so ist der letztere deswegen, als fahr-

lässiger Täter, selbst zu verbannen; hat ihn ein fremder

Mensch getötet, so ist er auch zu verbannen" ^)"'^). Letztere

Bestimmung über die Verbannung ist dadurch zu erklären,

daß es angenommen wird: der Täter habe gemeint, daß der

Verbannte mit Vorsatz die Stadt verlasse; er hat somit

pK 01^ b^ uin csi liinb Din b^Mb nwm niT'üb iiaity 'T-nn nt

ixiy pa trtn "rKW pa liiinn b ,n«tt>a labpü i-iy pn Kjf ; vby pn''in

x'"' 'bn /n ,B naii 'n i2"aöiM (}>^^ maö. Ueb, Bd. vii, s. 558)

111 ?!> n^u üiK

^) Hier ist das Tötungsrecht ein Ausfluß der Selbsthilfeberech-

tigung eines jeden Menschen (nicht nur eines Verwandten), weil der

Verbannte durch seine Handlung seine Mißachtung des Gerichtes und

des Gesetzes bezeugt. Es ist also Selbsthilfe in ihrer öffentlichen,
nicht privaten Bedeutung, als Rache des Blutlösers ; denn wäre dieses

Tötungsrecht ein Ausfluß des Rechtes des Blutlösers, so sollte auch kein

Unterschied von vorsätzlichem und fahrlässigem Verlassen der Stadt

gemacht werden, wie es nicht gemacht wird im Falle vor der Ver-

bannung. Auch konnte nicht dieses rein-subjektive Recht auch auf

fremde Menschen erweitert werden, was aber verständlich wird, wenn
man in dem Verlassen der Stadt ein neues, objektiv wirkendes Ver-

brechen sieht, das die Selbsthilfe allen gewährt.
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einen Irrtum begangen, aus dem Fahrlässigkeit und Verbannung
erwachsen. Hätte er aber gewußt, daß jener fahrlässig die

Stadt verlasse, so wäre er als vorsätzlicher Mörder zu

betrachten.

Ueber Selbsthilfe sprechen noch mehrere Talmudstellen:

„Wenn einer die heiligen Geräte stiehlt oder eine Heidin

heiratet, so dürfen ihn fromme Menschen töten."

„Wenn ein Priester schlecht sein Amt verwaltet, so dürfen

ihn seine Kollegen töten" ^).

Doch sind auch an diese Ermächtigungen zwei Bedin-

gungen geknüpft:

a) Es soll die Selbstbestrafung ein Ausdruck des eigenen
unbelehrten Entrüstungsgefühles und Entschlusses sein; daher

die Bestimmung: „Wenn aber einer zu Rate kommt, ob er

niederschlagen soll, so belehrt man ihn nicht" 2),

b) Es soll die Selbstbestrafung ein Ausdruck unmittel-

bar, im Momente des Verbrechens gefaßten Entschlusses sein;

ein Moment später wird die Handlung rechtswidrig ;
daher die

Bestimmung: „Diese Bestimmung spricht nur vom Momente

des Verbrechens ;
für das spätere Angreifen wird der Angreifer

selbst, als Mörder, getötet, und ein jeder hat das Recht, ihn

als Verfolger eines Menschen mit Tötungsabsicht zu töten" ^)"'^).

5. Selbstverletzung.

„Wenn jemand sich selbst verletzt, so ist er straffrei, ob-

wohl er das nicht tun darf" ^). Es tritt also diejenige Strafe,

1) i'K"a nJD Ueb. Bd. VII, S. 342. M^ÜlS bjjttm niDpn JlK SJIJn

*i"ab iWK
|''K''3)a

Dymsn vm pK nsiaiias VKt'^üii; yma na p:)jia pwp
p"it» imö ns pi>''j£&öi nntu"? pn im« pK^aia njina '«nia «"?k

^) Daselbst. ^^''Ö Ueb. S. 344. *'h
p"l"lÖ pN (n yjS'' DK) ^'hüi'b KSn

3) Daselbst. Jinj p inxi fiüvia nyüs «i?« nniaxo Ki n^bn

•*) Hierher gehört auch die Bestimmung, daß man auch in Zivil-

sachen zur Selbsthilfe greifen kann, auch wenn das Abwarten des Ge-

richts nicht schaden kann. (KT^dÖ »vhl K5\n n'^mh «3">n m'^Vi 13^

..rnifl Vh I^V piäl p-'S) Q>)"'3 .p"a Ueb. Bd. VI, S. 97.)

^) •'"s «p'a Ueb. Bd. VI, s. 331. tTiiaa Qm'-i irxif 'ai>K) iüj£w "rsinn
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die da möglicli wäre, — die Hiebschläge (mpbü) — (weil die

gewöhnliche Strafe, die auf Körperverletzung angesetzt ist

•r— die Greldstrafe —
,
hier nicht paßt) i) nicht ein. Obwohl

auch die Handlung vom moralisch-religiösen Stand-

punkte aus als verwerflich erscheint, so ist doch juristisch
dem Menschen das Verfügungsrecht über sich selbst gegeben,

indem er das Recht besitzt, sein Leben und seine Gesundheit

als Rechts gut zu betrachten oder ihm diesen Charakter zu

nehmen.

6, Verletzung mit Einwilligung des Verletzten^),

Hier unterscheidet der Talmud drei Möglichkeiten:

a) Wenn der Verletzte seine Erlaubnis nicht ausdrücklich

gegeben, doch durch seine Selbstverletzung gezeigt hat, daß

er sein Leben nicht schont; wenn der Täter also verletzt auf

Grund des eigenen Dafürhaltens. Da meint der Talmud:

B Obwohl er selbst sich nicht schont, so sind doch fremde

Mensehen, die ihn verletzt haben, schuldig" 2), denn, damit

diese Handlung nicht rechtswidrig sei, muß ihrem Objekt vom

Verletzten ausdrücklich der Charakter des Rechtsgutes, somit

auch der Anspruch auf den Rechtsschutz, abgesprochen werden.

b) Wenn der Verletzte sogar den Täter aufgefordert hat,

nicht aber ausdrücklich betont, daß er seinem Leben den

Rechtsgutcharakter nimmt (
•• . by '?niü WA) ;

wenn der Täter

also nicht auf Grund des stillschweigenden, sondern offen aus-

gedrückten Verlangens den Verletzten verletzt.

„Wenn einer sagt: blende mich, verletze meine Hand,

zerbrich meinen Fuß (dabei aber nicht sagt: ,so daß du frei

sein sollst') *), so ist der Verletzer haftbar" ^).

1) So Tossaphoth in »»«"a p"a.

^) Dieses Kapitel handelt nur von Schadenersatzfällen der Körper-

verletzung.

») Daselbst, ps^n B i'?an2> h^rwa lau bs cn pKü» 'er«

*) Diese Wendung hat nicht den Sinn, daß der Verletzte den

Täter von der Bestrafung befreit, denn das liegt ja gar nicht in seiner

Hand, sondern beim Gericht (D''j5lbK ''l'^S); es hat nur den Sinii, daß er
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c) Wenn, endKch, vom Verletzten ausdrücklich der Rechts-

gutcharakter abgesprochen wird, wenn die Worte: „so daß

du frei sein sollst" {ysash )d"s>)
von ihm ausgesprochen werden.

Zwar werden auch in diesem Falle Unterschiede gemacht,

so z. B. : „Wenn er sagt: ,blende mich, so daß du frei sein

sollst', so ist der Täter haftbar", denn „der Mensch wird nicht

ernstlich die Hauptteile seines Körpers preisgegeben haben" ^).

Dagegen ^.ber: „Wenn einer sagt: »schlage mich, verletze mich,

so daß du frei sein sollst' — so ist der Täter frei", denn „der

Mensch wird wohl ernstlich seine Schmerzen mißachten"^).

Nach der Meinung von Rabbi Jochanan jedoch wird die

Rechtswidrigkeit auch im ersteren Falle ausgeschlossen, nur

muß der Verzicht auf den Rechtsgutcharakter klar und ein-

wandfrei vom Verletzten ausgesprochen werden : wenn er sogar

in Beantwortung einer diesbezüglichen Frage (ob er die Rechts-

widrigkeit ausschließen will) „Ja* sagt, so ist auch die In-

tonation der Antwort streng zu untersuchen, denn „es gibt

Fälle, wo das ,Ja' als ,Nein' und das ,Nein' als ,Ja' aufzufassen

ist" ^). Es soll daher bei einem gewöhnlichen Ja eher das

Nein angenommen werden, denn, „wenn er sogar Ja gesagt

hat, das wie ein gewöhnliches ,Ja' erscheint, so hat er es

doch als Frage gemeint" (Tossaphoth) *), da doch „der Mensch

nicht leicht die Hauptteile seines Körpers preisgibt" ^).

seine eigene Gesundheit dem rechtlichen Schutze entzieht, es nicht mehr

als Rechtsgut betrachtet, so daß der Eingriff nicht mehr als rechts-

widrig erscheint; dadurch erst macht er den Täter von der Strafe,

auch vor dem Gerichte frei.

5) aa"ij ,p"5 Ueb. Bd. VI, S. 338. nx üläp ^yj? m KÖÖ 1D1K,n

A'^'^n OtoB"? wi? ba ibifi vh)) '''?J'i ri« ^aty 'T'

Daselbst, »y'^t p"S Ueb. S. 344. ^'»''n "lIlsEib Ö"!? ''3'>» nS SÖD

2) Daselbst, 'im bsi D"iK 'jmian IltöÖ "lltaB"? Ö"y ''i'^»SS> ''Wn

8) ins Ki,itt> 1Kb m iKbo mv \r\^ «£>'>

*) 1DK3 iT-öM Nöndö i^nirrijs iöiks nöiiB> }n ?"« i!?"'aK
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Anders aber ist es bei der Sachbeschädigung: „Wenn
einer sagt: zerreiße mein Kleid,

— so ist er haftbar" ^), weil hier

nicht der Verzicht auf den Rechtsschutz ausgedrückt ist; „wenn
er aber sagt: so daß du frei sein sollst — so ist er haftfrei

"

^),

denn „der Mensch verzichtet leicht auf sein Geld, eher als auf

seinen Körper"^). Daher auch die Bestimmung: Wenn er

zuerst einfach sagt : zerreiße mein Kleid ('«niDi nK J>1p), später

aber auf eine diesbezügliche Frage „Nein" antwortet, so ist

sie im Sinne von „Ja" zu deuten, denn er konnte ja das Wort

als Frage aussprechen (Tossaphoth)*)"-^).

Selbstverständlich ist nun die Entscheidung: „Wenn einer

dem andern sagt: tue etwas demjenigen so, daß du frei sein

sollst — so ist der andere haftbar, einerlei, ob es eine Körper-

verletzung oder eine Sachbeschädigung ist"
^), denn, wenn eine

solche Klarheit, wie wir sie oben dargestellt haben, seitens

des Verletzten selbst gefordert wird, damit die Handlung nicht

rechtswidrig sei,
— um so mehr ist die Handlung rechtswidrig,

wenn sie seitens eines fremden Menschen veranlaßt wird.

C. Die Schuldlehre des talmudischen Strafrechts ^).

Unter Schuld im allgemeinen verstehen wir die psychische

Verknüpfung von Willensbetätigung des Verbrechers mit dem

Erfolge der Handlung^). Vorsatz (1110) und Fahrlässigkeit

(iW) sind die beiden Schuldarten, die sowohl das moderne,

»yn wba m j)"ip

*) Daselbst. »y'Jtf KönDÖ ^h)m:i 1Ü1K3 .10111 )Vh ?"« «JltoÖ ''pMai

•»nicia JiK s>ip n^h iök n'?''nnö\t> \n iöks rr^aw

^) Anders aber, wenn der Verletzer ein Hüter Oöllf) ist; da ist

zu untersuchen, ob er nicht einfach gelacht hat (''^''Ü ''ÜltflSI ntSlfÜ)

(Tossaphoth in »yjt p"3).

8) aS"a »p'S Ueb. Bd. VI, S. 338. Itoö"? Ö"3> ''ihSi t^Kb p nW
131ÖÖ3 pa lain »'a a'^'^n

') [Vgl. Kohler in Zeitschr. f. vergl. Rechtswissensch. XX, S. 229.

— Kohler.]

8) V. Liszt, Lehrbuch 16./17. Aufl. 1908, S. 157.
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als auch das talmudische ^) Strafrecht kennt. Doch wenn sich

schon da, bei dem näheren Eingehen auf den Vorsatzbegriff,

die moderne Strafrechtwissenscbaft in mehrere Lager schein

det, so nimmt der Talmud eine klare, nicht zu verkennende

Stellung in dem Streit der Theorien ein. Er stellt sich auf

den Standpunkt der sog. Willenstheorie, im Gegensatz

zu der Vorstellungstheorie, indem er für das Verbrechen üms

fordert, d.h. Wollen des Erfolges, so daß der Erfolg ent-

weder den Zweck, die Absicht der Handlung bilden oder jeden-

falls vom Täter nicht nur vorausgesehen, sondern auch gewollt

sein solle ^"•^).

Doch sind da zwei Arten zu unterscheiden:

a) Das Wollen des Erfolges oder der Erfolge, wenn der

Täter den Eintritt des Erfolges für sicher hält, wo er also

die Kausalität seiner Handlung kennt, d. h. weiß, daß eben

seine Handlung den bestimmten konkreten Erfolg not-

wendig, als „hinreichende" und „unmittelbare" Bedingung,

herbeiführen wird (direkter Vorsatz).

Was ist aber konkreter Erfolg, darüber entscheidet jedes-

mal das Gesetz in Form der Angabe der Tatbestandsmerkraale

des Verbrechens. Es ist auch schon an dieser Stelle zu be-

') Es ist dabei zu bemerken, daß der Fahrlässigkeitsbegriff im

Talmud scharf ausgeprägt ist.

2) Wir glauben somit, im talmudischen Vorsatzbegriffe die Begriffe

des Vorsatzes, als solchen, und der Absicht, die auch die

moderne Willenstheorie unterscheidet, vereinigen zu dürfen.

') pi3W (Wollen) ist keine besondere Kategorie der Schuld,

sondern das Substrat aller drei Schuldarten: T'tÜ (Vorsatz), iW
(Fahrlässigkeit), Ö31K (Zufall, casus). Erstere Art bedeutet Vorhanden-

sein der iliia (pISDJ
=

T'IÜ); die zweite Art — Fehlen der flilS, die aber

sein sollte und könnte. Diese Art kann sich in Abstufungen zum

Vorsatz und Zufall nähern. Letztere Art = Fehlen der flil^, die auch

nicht sein sollte und konnte.

Der Gegensatz von n^iil^B und DSIS ist auf den Gegensatz von

dJISI TW in Zivilsachen zurückzuführen, also auf den Gegensatz in

der Schuld frage, wobei dJIK in seiner Bedeutung als casus erscheint

(er hat aber auch noch andere Bedeutungen).
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merken, daß für das Mordverbrechen noch etwas besonderes

gefordert wird: die Kenntnis des Namens des Verletzten,

denn als Erfolg des Mordes wird nicht einfach das abstrakte

Töten eines beliebigen Menschen betrachtet, sondern das Töten

eines bestimmt genannten Menschen. Es wird also vom Täter

die Kenntnis nicht nur der Tatbestandsmerkmale des

Mordverbrechens, sondern auch eines der (wichtigsten) Tat-

umstände des Mordes gefordert. Daher auch die Gesetzes-

bestimmung des Talmuds: „Wenn Reuben und Simon vor ihm

stehen, und er sagt, er wolle Reuben treffen und nicht Simon,

hat aber doch Simon getroffen, so ist er frei"
^).

b) Das Wollen des Erfolges, wo aber die Kenntnis der

Kausalität (in dem ausgeführten Sinne) beim Täter fehlt, also

der Eintritt des eingetretenen verbrecherischen Erfolges ,
da-

neben aber auch andere Erfolge für möglich gehalten wer-

den,
— sie aber alle gewollt sind (eventueller Vorsatz). .

Die erstere Art wird im Talmud als Vorsatz betrachtet,

die zweite — nicht; sie kann höchstens nur in eine der

mehreren Arten der Fahrlässigkeit übergehen (also nicht sci-

visse, sondern scire debuisse ac potuisse).

Der Sinn dieserAnnahme ist unserer Meinung nach der : beim

eventuellen Vorsatz wird mit großer Wahrscheinlichkeit vermutet,

der Täter habe gar nicht im vollen Ernst den verbrecherischen

Erfolg gewollt, sondern innerlich die Hoffnung gehegt, daß der

Erfolg ausbleiben wird. Die Kenntnis der Kausalität und das

Wollen des Erfolges müssen gewiß sein; bei Unkenntnis und

Wollen aller ist aber eigentlich nur ein Wollen keiner.

Als Beispiel des dolus eventualis im Talmud ist folgender

Fall anzuführen: „Wenn jemand einen Stein in eine Gesellschaft

von Juden und NichtJuden hineinwirft, wobei ein Jude getötet

wird, so ist man straffrei" ^). Der Begriff des Mordes (mit der

O^ta''^ .njD Ueb. Bd. VII, S. 334. WK '1ÖK1 p^JÖ^^I pISI ''Kp

liaa ''J'n3''ia3 nb pvüw"? KJiwiaä piKl'?

») Daselbst. (D'''?«'itt>''i D-^ms D1S •>» bv) fTTian iln"?) Mb »a« pin
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darauf gesetzten Todesstrafe) im talmudisclien Rechte bestimmt

als Objekt der Tötung nur einen Juden, ein jedes andere Objekt
nimmt dem Erfolg seinen verbrecherischen Charakter. Wenn
somit der Täter einen Stein hineinwirft ,

der jedenfalls einen

Menschen (überhaupt) treffen und eine tödliche Verletzung

bewirken wird, dabei aber nicht sicher den Eintritt des

verbrecherischen Erfolges (= Tötung gerade eines Juden) err

wartet, sondern auch für möglich hält, daß ein NichtJude

getroffen wird
,

— so wird der Vorsatz des Täters für un-

genügend erachtet, denn es besteht die Vermutung, daß er doch

die Tötung des NichtJuden erwartete und auch wollte.

Hierher gehören aber auch noch andere Fälle: „Wenn
Reuben und Simon vor ihm stehen, und er sagt, er wolle einen

von beiden treffen; oder, wenn einer einen Stein in eine Gesell-

schaft von Juden hineinwirft — und in beiden Fällen der Täter

einen Juden tötete —
,
so ist er frei" ^). Wenn wahrlich wir im

allgemeinen unter dolus eventualis dieVoraussicht der Möglichkeit

von Verbrechen und Vermeiden desselben (nicht ver-

brecherischer Erfolg) verstehen (so der oben gebrachte Fall), so

daß unsicher ist die Kenntnis der Kausalität zwischen der Willens-

betätigung und dem verbrecherischen Erfolg überhaupt, in

den zwei eben gebrachten Fällen aber jedenfalls ein Ver-

brechenin Aussicht ist, so daß unsicher ist n u r die oder jene Art

der Kausalität, nicht aber die Kausalität selbst,
— so sind doch

diese beiden Fälle Fälle des dolus eventualis. Die Erklärung

wird geschaffen durch das Besinnen darauf, daß für den tal-

mudischen Mordbegriff (eines Juden) noch die Namens-

bezeichnung des Verletzten, somit auch die Aufnahme des

Namens in den Vorsatz notwendig ist; so heißt es auch in der

Begründung des Talmuds: „er muß durchaus gesagt haben,

er wolle jenen treffen" ^). In diesen beiden Fällen aber ist

entweder der Name (oder die Persönlichkeit) des Verletzten

•

») Daselbst. *Wi^ b^"?K^u>"' h'i? isb ps pTi ;in''''yü nnb 'nüii«

-) Daselbst. »pltniS m 'Jlböb 1toK''U' .^i>
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wahlweise (wobei nicht beide Menschen getötet werden müssen)^)

oder gar nicht angegeben^).

Anders aber ist der folgende Fall: „Hat jemand ron zwei

beieinanderstehenden Menschen zuerst einen, dann den zweiten

ermordet"^). Obwohl auch da es den Anschein hat, als ob

der Täter mit eventuellem Vorsatz handelt (er will nur

Reuben töten; da er aber ihn zwischen den zwei Beisammen-

stehenden nicht erkennt, so tötet er beide), so ist doch die

Sachlage verschieden: der Täter kennt die Kausalität, er weiß,

daß seine Handlung eben einen bestimmten, mit Namen
bezeichneten Menschen treffen wird, er will auch den Er-

folg; nur muß der Erfolg durch einen Umweg herbeigeführt

werden, durch eine zwecklose Tötung, die aber keinesfalls

den Eintritt des erwünschten Erfolges abhalten wird. So

auch Tossaphoth: „obwohl es einen Zweifel darstellt, so

weiß er doch gewiß, daß er notwendig den verbreche-

rischen Erfolg herbeiführen wird, wenn er die beiden tötet" ^).

Bei einem anderen °) Verbrechen aber
(z, B. Diebstahl bei

zwei Menschen mit eventuellem Vorsatz, oder sogar bei Mord

eines bestimmt genannten mit eventuellem Vorsatz über

') Es fehlt also die Kenntnis der Kausalität (da er ja weiß, daß

nur einer getötet werden wird).

^) Es fehlt also die Kenntnis des wichtigen Tatumstandes über-

haupt, somit auch des Erfolges selbst. Doch gehört dieser Fall zu den-

jenigen der ,Fahrlässigkeit, die sich dem Vorsatz nähert" (S,T)p iiYff

'T'löb): so lautet die Bestimmung : ,wenn jemand einen Stein auf öffent-

liches Gebiet geworfen hat und dieser einen Menschen getötet hat, so

wird er nicht verbannt" (n"?« WK iim "1,11^ ja« pllt) (»H flttla

Ueb. Bd. VII, S. 540). Vgl. auch ^Z"^ .p'^ Ueb. Bd. VI, S. 115.

Siehe unten.

5) »ra .msü Ueb. Bd. vii, s. 576. tni J^K nsm "iim rn m r^^n

*) (aiö"3> ;n5b) m ^ib-«« •'Sii •»t»^ «a''\ü nn'^aa i^ir iin psdi jy«.

^) Wenn die Schuld überhaupt nur bei Mordfällen untersucht wird,

so ist es nur deshalb, weil diese Frage da besonders ausgearbeitet ist;

mit einigen Modifikationen läßt sich aber das da Gewonnene auf allen

anderen Gebieten erweitern. Siehe Frank el, 229, Anmerk.
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die Stelle am Körper, die jedenfalls tödlich getroffen werden

wird) soll ein solcher dolus genügend sein, da, obwohl der

Täter die Kausalität beider Erfolge nicht kannte, der Erfolg

in beiden Fällen derselbe ist (für den Diebstahlsbegriff

ist die Angehörigkeitsfrage des Gegenstandes unwesentlich,
ebenso unwesentlich ist für den Mordesbegriff die Kenntnis

der zu verletzenden Körperstelle), die Kenntnis der Kausalität

also als sicher erscheint (denn welcher Erfolg auch eintrete,

er, ist begrifflich immer derselbe). Es ist somit im allge-

meinen die Kenntnis der konkreten Tatumstände eines

Verbrechens unnötig; die Kenntnis des Erfolges wird genügend

durch die Kenntnis der Tatbestandsmerkmale ausgefüllt.

Anders aber, wenn ein dolus eventualis bei zwei begriff-

lich verschiedeneu Verbrechen vorhanden ist^), (z. B. Dieb-

stahl — nsijji
— und Raub — nb''», wobei der Täter von

keinem die Kausalität kennt, beide aber will). Dieser Vor-

satz ist kein Vorsatz, denn, obwohl in den beiden Erfolgen

etwas Gemeinsames da ist, wozu die Kenntnis und Wollen

der Kausalität vorhanden war, sie beide doch begrifflich
verschiedene sind, so daß der Täter nicht die Kausalität

eines bestimmten Erfolges kennt und, beide wollend,

keinen (vermutlich) will. Dieser Satz läßt sich durch einfache

Vergleichung mit dem Mordfalle gewinnen: wenn es dort ge-

heißen hat: ^er muß durchaus gesagt haben, er wolle jenen
treffen* ^), so soll es da, in allgemeinerer Form, heißen: er muß

durchaus gesagt haben, er wolle jenen Erfolg herbeiführen^);

denn auch die Namenbezeichnung macht einen Erfolg konkret-

bestimmt, auf den allein die Kenntnis und das Wollen

gerichtet sein müssen, obwohl zwischen den Tötungen zweier

Menschen etwas Gemeinsames da ist.

Also dolus eventualis über Tatbestandsmerkmale der

Verbrechen.

3) .pnsnö ""iK mi'^a nbii^s"? ii3K''tt> iy
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Also der Talmud kennt den dolus eventualis nicht bei

begrifflich verschiedenen, sondern nur beiäußerlich

unterschiedenen Erfolgen, die somit begrifflich die-

selben sind.

Selbstverständlich ist noch zum Begriff des Verbrechens

die Kenntnis und das Wollen der Willensbetätigung selbst,

die durch kausales Bedingen den Erfolg herbeiführt, notwendig.

Doch ist diese Bewußtseinsbeziehung nicht da, in der Schuld-

lehre, zu betrachten, da sie das konstitutive Merkmal, des

Handlungsbegriffs als solchen bildet, sofern er ohne

den Erfolg untersucht wird; wo also nicht die psychische
kausale Verknüpfung von Willensbetätigung und Erfolg, sondern

die subjektive kausale Verknüpfung von Bewußtsein (Kenntnis

und Wollen) der Willensbetätigung und Willensbetätigung

selbst in Betracht gezogen wird^).

Wenn wir somit den Vorsatz im Talmud als ein mit

Kenntnis der Kausalität der Handlung verbundenes Wollen

des Erfolges bestimmen, so haben wir den strafrechtlichen

Vorsatzbegriff noch lange nicht erschöpft, denn eine solche

Definition könnte sowohl für eine straf-, als auch eine zivil-

rechtliche, für eine rechtswidrige, wie für eine rechtmäßige

Handlung passen. Es muß noch daher beim Täter eine Kenntnis

derjenigen Merkmale vorhanden sein, die die Handlung zur

strafrechtlichen machen, und eine Kenntnis der Rechts-

widrigkeit der Handlung 2). Diese Kenntnisse gliedern sich

nun in drei Arten, die alle zusammen im Talmud für den

Vorsatz gefordert werden:

ii Die Kenntnis sämtlicher gesetzlich fixierter Tatbestands-

merkmale — ohne Bewußtsein des Verbotenseins derselben,—

die einen Bestandteil der Kenntnis der Kausalität bildet (nicht
aber Kenntnis der konkreten Tatumstände des Verbrechens —
Ausnahme nur bei Mord). Das Verhältnis der beiden Kennt-

1) Vgl. Radbrucli, Der Schuldbegriff, Z. 24, S. 336.

2) V, Liszt, S. 173.
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nisse ist folgendes: erstere ist eine Voraussetzung der zweiten,

kann aber allein, auch ohne die zweite vorhanden sein; die

zweite ist ohne die erstere undenkbar. Der Täter muß also,

z. B. beim Morde, wissen, daß der Verletzte ein Mensch
(ij>''X),

ein Jude (^xiif''), ein lebensfähiges Wesen
(«»'»''p p) ist (alles

das sind Tatbestandsmerkmale des Mordes im Talmud). So

auch heißt es im Kommentar ,ij©ia f]D3 zu Maimonides: „dem

Täter soll zu Bewußtsein gebracht werden, daß dieses Stück

Fleisch ein Fett ist, oder daß der heutige Tag— Sonnabend ist" ^).

2. Die Kenntnis der ßechtswidrigkeit, des Verbotenseins

der Handlung.

In diesem Bewußtsein ist auch das Bewußtsein des anti-

sozialen oder antireligiösen Charakters der Handlung enthalten,

denn nur ein solches verbietet das Recht. Was aber den Ein-

wand betrifft, daß man nicht alle Gesetze kennen kann^),

so sorgt dafür im talmudischen Strafrecht das Institut der

Warnung^).

3. Die Kenntnis der Strafbarkeit der Handlung (der Art

der Strafe)*).

Auch bei diesen Kenntnissen ist eventuelle Kenntnis, sofern

sie gedacht werden kann, keine Kenntnis.

Wir erhalten somit den talmudischen Vorsatzbegriff. Er

ist ein Komplex von Bewußtseinsinhalten, die sämtlich die

Willensbetätigung begleiten und sich in folgende Bestand-

teile ordnen lassen: a) Kenntnis der Kausalität, b) Kenntnis

der Tatbestandsmerkmale, c) Kenntnis der Rechtswidrigkeit des

Erfolges, d) Kenntnis der Strafbarkeit, e) Wollen des Erfolges^).

2) V. Liszt, S. 179.

^) Darüber unten.

*) Letzteres nur im allgemeinen; der Täter muß wissen, daß ihm

die Todesstrafe, nicht eine Körperzüchtigung (Jllpbtt) drohe, nicht aber

welche Todesart.

^) Dieser Wille ist streng zu unterscheiden vom „Wollen der Hand-

Steinberg, Die Lehre vom Verbrechen im Talmud. 8
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Also Vorsatz = die die Willensbetätigung begleitende

Kenntnis des notwendig
— kausal herbeigeführten, tat-

bestandsmäßigen, verbrecherischen (rechtswidrigen), strafbaren

Erfolges und das Wollen desselben.

Doch wie soll es dem Gerichte möglich sein, das Vor-

handensein dieser großen Menge von Bewußtseinsbeziehungen

beim Täter festzustellen? Der Talmud kennt aber ein be-

sonderes, höchst originelles (vielleicht das originellste im

ganzen talmudischen Strafrecht) Mittel dazu; das ist das

Institut der sogenannten Warnung, Verwarnung (ni^inn)^).

Ihr Wesen besteht darin, daß der Täter von zwei rechts-

kräftigen Zeugen^) vor dem Verbrechen gewarnt werden müsse

in solcher Art und Weise, daß ihm auf die vier Elemente des

Vorsatzbegriffes (das fünfte paßt hierfür nicht)
—

notwendiger

kausaler Zusammenhang zwischen der Willensbetätigung und

dem konkreten Erfolg, Tatbestandsmäßigkeit, Rechtswidrigkeit

und Strafbarkeit des Erfolges
—

hingewiesen wird, worauf

vom Täter die folgende Antwort erfolgen muß: »Ich weiß es,

und dennoch vollziehe ich mein Verbrechen" ^).

Erst durch diese Annahme der Warnung (nxinn hb's.p),

die gerade den oben gebrachten Text haben muß („wenn er

nur antwortet: ich weiß es,
— so ist es kein Vorsatz, bis er

lung". Das Fehlen des ersteren Willens schließt nur den Vorsatz aus

und begründet Fahrlässigkeit oder casus, bezieht sich also nur auf die

psychische Seite des Verbrechens; das Fehlen des ersteren Willens

aber schließt überhaupt die Handlung aus und verwandelt sie: 1. in

eine fremde Handlung, 2. in ein Ereignis, bezieht sich also auf die

objektive Seite des Verbrechens,

V^g^- darüber auch Kohl er, Zeitschr, f. vergl, Rechtswissensch,

XX, S. 233. - Kohl er.]

'^)
Dazu sind noch folgende Gesetzesbestimmungen zu bringen:

„Die Warnung kann auch vom Verletzten selbst und sogar vom Teufel

ausgehen" O^.l ''SÜ "'ÖX l^tm niflü). Maimonides: „auch wenn

er nur die Stimme der Warnung hörte, den Warner selbst aber gar

nicht gesehen hat" (MKI xbl nitiÜH b)p :>ÖU>).
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sagt: ich weiß und dennoch tue ich es")^), wird der Vor-

satz (die Kenntnis und das Wollen) des Täters bekundet und

kann auch vor Gericht als rechtlich bewiesen gelten. Die

Warnung ist somit ein Mittel zur Manifestierung des ver-

brecherischen Willens. Sie ist kein materielles Merkmal

des Verbrechens, wohl aber ein außerordentlich wichtiges

formell-prozessuales Erfordernis für das Verbrechen,

sofern sie das materielle Bestandsmerkmal der Schuld kon-

statieren läßt. Wohl wird der Täter als Verbrecher angesehen

auch dann, wenn das Vorhandensein der Schuld, bei Fehlen

der Warnung, von Zeugen oder anderswie bewiesen wird
; doch

bedingt die verschiedene Art des Beweises auch eine ver-

schiedene Bestrafung. So tritt bei Mord statt Todesstrafe

Freiheitsstrafe im Gefängnis (naia) ein.

Der Zweck der Warnung ist nicht nur, den Täter auf

die Rechtswidrigkeit der Handlung aufmerksam zu machen

(= njn^in), denn dann hätte sie keinen Sinn für den „ Rechts-

gelehrten
"

(Dsn l'^übti), für den sie aber doch auch gefordert

wird^), sondern um den ganzen verbrecherischen Willen ans

helle Licht zu bringen, um ihn auf die Kausalität seiner Hand-

lung, auf die Tatbestandsmerkmale aufmerksam zu machen

und aus seinem Munde die Annahme der Warnung offen zu

hören zu bekommen (n^inn ribsp), was aber selbstverständlich

auch in Beziehung auf den Gesetzeskundigen für das Gericht

wichtig ist^).

Selbstredend erfüllt die Warnung für den Laien auch die

Aufgabe, auf die Rechtswidrigkeit und Strafbarkeit der Hand-

lung hinzuweisen.

Die Worte des Talmuds: „Die Warnung ist nur deshalb

erforderlich, um festzustellen, ob die Handlung wissentlich

1) ba"y /nwD Ueb. Bd. VII, s. 311. a'-'-n Tiaa )a"i> .'«jx i>ni'' ^bx ox

Daraus ist auch zu sehen, daß die Kenntnis allein nicht genügt,

sondern noch das Wollen nötig ist.

") ;3'n *a'>'Ei 'njD 'bn dSöin

') Vgl. Frank el, Der gerichtliche Beweis, S. 224.
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oder unwissentlich begangen wurde" ^) bedeuten auch das, was

wir da ausführen, denn der Gegensatz von Wissentlichkeit —
Vorsatz und ün wissentlichkeit — Fahrlässigkeit (iw) T'lö)

ist nicht nur auf die Frage der Kenntnis der Rechtswidrig-
keit zurückzuführen, sondern auch auf alle Kenntnisse, die

sich nur im Vorsatz enthalten, zu beziehen.

Fehlt aber auch eines der Elemente der Warnung, so ist

sie eine „zweifelhafte Warnung" (pSD nxinn), die nicht als

gültige Warnung angesehen wird. So z. B., wenn die Zeugen
nicht gewiß den Kausalzusammenhang der Willensbetätigung

mit einem bestimmten Erfolge behaupten, so daß sie auch

einen anderen Erfolg für möglich halten; wenn ihre War-

nung also nicht die Form annimmt: „werfe nicht den Stein,

denn er wird gewiß das Herz des Verletzten treffen, was

für den Todeserfolg hinreichend ist",^) sondern nur die

folgende: „werfe nicht, denn der Stein kann vielleicht das

Herz treffen" (Raschi) ^). Wenn nun auf die letztere un-

genügende Warnung der Täter erwidert: „Ich weiß, daß er

das Herz treffen kann, aber dennoch tue ich es, damit ich,

wenn ich den Verletzten töte, des Todes schuldig werde"*),

so ist er straffrei, denn sein Vorsatz ist ein eventueller,
denn es fehlt ihm die Kenntnis der Kausalität (da doch mög-
lich ist, daß er nicht treffen werde — ijj'in'' üh Xü-iy); zwar

will er die beiden Erfolge (die Tötung des Menschen, die ein

Verbrechen ist, und die Tötung z. B, eines Tieres, die kein

Verbrechen bildet), die beide möglich sind, es muß aber die

Ueberzeugung von dem notwendigen Eintritt des verbrecherischen

Erfolges allein vorhanden sein. So scheint es auch aus dem

1) bn ;n3D Ueb. Bd. VII, s. 28. pi piiänb xbs nxnnn mm k"?

2) aia"y »"iWD Ueb. Bd. VIT. *l'd>K ü"? bv ^bn nsi pnin ^K

3) Daselbst, tüb hv l'?n XbU>1 piiin b^

^) (bn"y 'iiJD) um n-ii'iy 'i« p ä"yi üb b)} tt^b bvii» ^iVi yiv

.riirf^K^ a^nx ''3K iMinK
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folgenden Falle: „Wenn z. B. Kugelspieler jemand getötet

haben, so werden sie, wenn vorsätzlich, getötet; man lehrt

uns das, weil man nämlich glauben könnte, die Warnung sei

eine ungenaue (zweifelhafte), weil man nicht weiß, ob die Kugel

zurückprallen wird" ^). Also, es muß eine notwendige, kausale

Verknüpfung von Handlung und Erfolg vorhanden sein, damit

die sich auf ihr stützende Warnung eine vollgültige und keine

„zweifelhafte", und der Vorsatz kein eventueller ist.

Wir sehen somit, daß in der Regel der zweifelhaften

Warnung (pab Ji«^fin) auf selten der Zeugen, auf selten

des Täters eventueller Vorsatz entspricht (sofern natürlich

die Annahme der Warnung seitens des Täters erfolgt ist),

und die beiden Begriffe eng verbunden sind;
— es ist ein

Satz, der zur richtigen Erfassung des Sinnes der Warnung
von großer Bedeutung ist.

Ebenso ist es eine zweifelhafte Warnung, wenn die Zeugen
nur unsicher die. Rechtswidrigkeit einer Handlung be-

haupten.

Wenn ein Streit zwischen den Zeugen und dem Täter

entsteht, indem der letztere für ungewiß das erklärt, was die

Zeugen für sicher halten, so ist kein Vorsatz vorhanden, son-

dern nur eine Fahrlässigkeit (in den verschiedenen Formen).

Es kann in solchem Falle nicht die Freiheitsstrafe (na''3),

von der wir oben gesprochen haben, eintreten, denn diese ist

nur dort an Stelle, wo der Vorsatz des Täters gewiß, er aber

nicht von der Warnung begleitet worden ist, oder, wo bei

Vorhandensein der Warnung die Annahme derselben seitens

des Täters nicht erfolgt ist, wo also bei einem formellen

Fehler das materielle Vorhandensein des Vorsatzes unzweifel-

haft ist.

Der umgekehrte Fall, wo der Täter seine Handlung für

Verbrechen hält (und will), was aber von den Zeugen be-

^)^)"S /njB Ueb. Bd. VII, S. 328. mniT WM pprii^ön ibx
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stritten wird, ist für die Vorsatzfrage indifferent, da er höch-

stens nur vom Standpunkte des Versuchs aus betrachtet

werden könnte, der aber im Talmud fehlt.

Fahrlässigkeit.

Sie ist eine Art des Verschuldens, sofern der Täter nicht

die Begriffsmerkmale des Verbrechens kannte, die er kennen

könnte und sollte, um den eingetretenen Erfolg vorsätz-

lich nicht zu verursachen (oder um den nicht eingetretenen

Erfolg vorsätzlich zu bewirken). Der Begriff der Fahr-

lässigkeit läßt sich somit aus dem des Vorsatzes entwickeln

und enthält folgende Fassung:

Fahrlässigkeit ist a) gänzlich fehlende^) oder b) auf

einem Irrtum beruhende, aber a) sein oder b) richtig sein

sollende und sein könnende Kenntnis J

a) der Kausalität der Handlung: ignorantia facti,

b) der Tatbestandsmerkmale: „ „

c) der Rechtswidrigkeit: ignorantia juris ^).

d) der Strafbarkeit: „ „

Jede dieser Fahrlässigkeiten heißt somit im Talmud

iW. Das Maß des Könnens der Kenntnis wird im modernen

Recht zur Prüfung und Feststellung dem Richter übergeben,

der die Frage jedesmal nach Maßgabe der besonderen um-
stände entscheidet,

— der Talmud aber sucht äußerliche und

allgemeine Kriterien aufzustellen, bei denen immer, in jedem

Falle, die Kenntnis möglich wäre^). Wenn aber die Kennt-

nis unmöglich ist, so heißt der Fall Zufall (Dm) (casus)*"' ^).

. Also eine Handlang ohne jede psychische Beziehung auf den

Erfolg,

^J Ignorantia juris ist also möglich in Form von 1. Irrtum (also,

wenn er meint, daß seine Handlung rechtsmäßig ist IfflÜ llalK), 2. gänz-

licher Nichtbesinnung auf die Rechtseite der Handlung. Heute, wo diese

Kenntnis nicht gefordert wird, schadet auch ihr Fehlen nicht,

3) Siehe Kohl er, S. 230.

*) Zufall für den Täter, also für seine Schuldmöglichkeit, nicht

aber objektiv.
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Selbstverständlich ist bei der Fahrlässigkeit die Warnung

begrifflich unmöglich, denn wäre sie vorhanden, so könnte sie

entweder vom Täter angenommen worden sein — dann wäre

sie eben Vorsatz — oder nicht angenommen, dann hieße

sie aber ein unvollständiger Vo rsatz
,
der bei Mordverbrechen

mit Freiheitsstrafe geahndet wird.

Wenn bei „zweifelhafter Warnung", die vom Täter an-

genommen wird, kein Vorsatz, aber doch Fahrlässigkeit be-

gründet wird, so ist sie nicht auf die Warnung als solche

zurückzuführen, sondern auf sein eigenes Bewußtsein, wobei

sein Fehler gerade darin besteht, daß er sich auf die Warnung
verlassen hat.

Die größte Zahl der Fahrlässigkeiten wird diejenige sein,

wo a) gänzlich, b) die Kenntnis der Kausalität der Handlung

fehlt, somit auch alle übrige Kenntnis fehlt. Am wenigsten

werden diejenigen sein, wo die Kenntnis der Rechtswidrigkeit

oder der Tatbestandsmäßigkeit fehlt.

Wir gehen nun zur Betrachtung dieser Fälle über, wobei

wir auf weitere Unterscheidungen innerhalb des Fahrlässig-

keitsbegriffs stoßen werden.

„Wenn jemand in den Laden eines Tischlers unbefug't

eintritt, und ein Span abprallt und ihm ins Gesicht schlägt,

und er stirbt, so ist dieser frei von der Verbannungsstrafe

(da er sie nicht verdient hat); ist er aber mit Befugnis

eingetreten, so ist er frei von der Verbannungsstrafe (da sie

für sein Verbrechen ungenügend ist)"^). Es handelt sich da

^) Der Begriff DJIS ist uns somit bei allen Elementen des Ver-

brecliensbegriffs begegnet: er bedeutet in a II e n Fällen das Fehlen eines

der Merkmale des Verbrechens. Als „Unmöglichkeit des Willens zur Hand-

lung" (vis absoluta) schließt er die Handlung aus, als „Uni'reiheit der

Willensbestimmung" (vis impulsiva [z. B, die Drohung]) schließt er die

Rechtsvyidrigkeit aus, als „Unmöglichkeit der Voraussicht des Er-

folges" schließt er die Schuld aus (casus [»V'D m^'yi? 1D3K 'pb])

1) ^y'b ip":^ Ueb. Bd. VI, s. 114. nitt'ia ^bü ^i: b^ }r\wb cijsjn

B333 üNi itmb» r]'^b ''W ^bi) ntaa nüi vja b)} nnatji nj>p3 ntnji
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um einen Fall von fahrlässiger Tötung eines Menschen, die

im Talmud im allgemeinen mit Verbannungsstrafe (JTi'^j)^)

belegt wird. Nun wird aber Fahrlässigkeit nur dann geahndet,

wenn der Erfolg vorausgesehen werden konnte, wo also nach

Maßgabe der konkreten Sachlage die Kenntnis der Kausalität

des Erfolges möglich war. Eine solche Sachlage unterscheidet

sich also einerseits von einer, die die Voraussicht sehr schwer

oder fast gar nicht aufkommen läßt und die daher nur den casus

in der Schuld bedingt, anderseits aber von einer solchen, bei

der die Voraussicht nicht nur möglich, sondern auch geboten

ist, so daß die Fahrlässigkeit fast in Vorsatz übergeht (denn

es ist sogar eine böse Absicht zu vermuten). Ein solcher Fall

von reiner Fahrlässigkeit ist derjenige, der in der Bibel ge-

nannt, wird und als klassischer gilt: Wenn einer im Walde

von einem unvorsichtigen Holzhacker erschlagen wird, so ist

jener zu verbannen^).

Der Wald ist ein kollektives Grut, so daß der Eingang
in ihn jedermann frei steht („sowohl der eine — der Täter,

als auch der andere — der Verletzte tritt in ein ihm zur Ver-

fügung stehendes Gebiet")^) und somit auch jedem dort

Arbeitenden die Pflicht auferlegt wird, mit genügender Vor-

sicht zu handeln, anderseits aber hat der Arbeitende keinen

besonderen konkreten Impuls zur besonderen Vorsicht er-

halten (es wird angenommen, daß der Täter den Verletzten

bei Hereinkommen des letzteren in den Wald auch nicht

gesehen hatte), deren Fehlen sogar an einen Vorsatz denken

ließe. Er sollte im allgemeinen vorsichtig handeln, und

soll daher mit Verbannung gestraft werden. Anders aber ist

es, wenn:

a) der Verletzte ohne Erlaubnis in ein fremdes

Haus gekommen ist, wo dieselbe Handlung geschehen ist; wenn

also der Eigentümer
— der Verletzer keine besondere, aber

üeber diese Strafe vgl. Kohler, S.239; Gronemann, S.438 ff.

2) Deuter, 19.

äj b2"h ,p"a Ueb. Bd. VI, S. 114. »DJSJ inWlb Hll D)33 'ih'Wh nj
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auch keine allgemeine
— wie im Walde — Pflicht hatte, sich

zu hüten,*
— dann nähert sich die Fahrlässigkeit dem Zufall,

und heißt: ömb ailp wa> (Fahrlässigkeit, die sich dem Zu-

fall nähert).

h) der Eigentümer dem Verletzten die Erlaubnis ge-

geben hatte, in seinen Hof sofort einzutreten, so daß er eine

besondere konkrete Pflicht übernommen hat, Vorsicht zu

üben. Hier sagt Tossaphoth: „er solle Ja wissen, daß nicht

umsonst der Verletzte von ihm die Erlaubnis erbeten hat,

sondern nur, weil er in seinen Hof eintreten wollte"^). In

diesem Falle ist ein üebergang der Fahrlässigkeit zum Vor-

satz zu erblicken, und die Schuld wird als iMiab Slip wiu'

(Fahrlässigkeit, die sich dem Vorsatz nähert) bezeichnet.

In den beiden soeben besprochenen Fällen ist die Ver-

bannungsstrafe ausgeschlossen, da der Täter im ersten Falle

so viel, im zweiten aber so wenig nicht verdient hat.

Auch in diesen letzteren beiden Fällen ist anzunehmen,

daß der Täter den Verletzten beim Eintreten in seinen Hof

nicht gesehen hat. Anders aber ist es zu beurteilen, wenn

der Täter den Verletzten beim Hereinkommen gesehen hat,

dann ist auch beim Fehlen der Erlaubnis (nii^in ^b'^) die-

jenige Art der Fahrlässigkeit anzunehmen, die wir „dem Vor-

satz nahe* (Ttüb ^)1p) genannt haben.

Zur Kategorie der „reinen" Fahrlässigkeit gehört auch

der folgende Fall: wenn der Eintritt in den fremden Hof zwar

ohne konkrete Erlaubnis geschehen ist, aber vom Verletzten

auf Grund eines irgendwelchen Rechtstitels ausgeübt wird,

wodurch also ein für allemal die Erlaubnis gegeben ist; wenn

also z. B. „der Verletzte den Durchgang durch den Hof auf

Grund eines Kaufes, einer Schenkung, einer unentgelt-

lichen oder bezahlten Miete besitzt" (Tossaphoth) ^). Da ist

a) zwar eine konkrete Erlaubnis, die zur besonderen so-

Daselbst. DViTia vh^ ftwi )iüü bw öjn bs K^ty 1)1'«'? ib n\T>y

2) Daselbst. .M'i'T'S!j>3 IS nbsiya iK njnöi IS* 'istes 1« lains "jTi h ^'^'ff
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fort igen Vorsicht zwinge, nicht vorhanden, wie oben, wo

„der Verletzte um Erlaubnis bittet, auf eine kurze Zeit

in den Hof einzutreten, wo also der Eigentümer weiß, daß

jener sofort eintreten wird, da er bei ihm um Erlaubnis ge-

beten hat*^), b) dabei aber doch eine allgemeine Pflicht

zur Vorsicht, auf Grrund des vereinbarten Rechtstitels, besteht,

da der Täter docli weiß, daß „der Eigentümer des Hofes nicht

mehr dem Verletzten den Eingang verbieten kann" ^), daß er

ihn vielmehr immer erwarten kann (immer, aber nicht so-

fort — in"?«"?). Der Fall gehört daher zur reinen Fahrlässig-

keit, die mit Verbannung gestraft wird.

Es sind somit bei den besprochenen Fällen folgende Grade

der Fahrlässigkeit zu unterscheiden:

I. Der Verletzer hat den eintretenden Verletzten nicht

gesehen:

1. Es war eine allgemeine Pflicht zur Vorsicht vor-

handen (z. B. der Wald, wo die Erlaubnis zum Eintreten un-

nötig ist, oder ein fremder Hof mit Rechtstitel, wo die Er-

laubnis für immer gegeben ist)
= culpa levis (iw)-, reine

Fahrlässigkeit, Verbannungsstrafe (m'?j).

2. Es war eine besondere Pflicht zur Vorsicht vor-

handen (Erlaubnis bei einem fremden Hof) = culpa lata (im
T'töb Slip), Fahrlässigkeit, die sich dem Vorsatz nähert,

keine Verbannungsstrafe.

3. Es war keine auch allgemeine Pflicht zur Vor-

sicht vorhanden (Eintreten in einen fremden Hof ohne Er-

laubnis) = culpa levissima {ümh 'afp .liiti'), Fahrlässigkeit,

die sich dem Zufall nähert, keine Verbannungsstrafe.

n. Der Verletzer hat den Verletzten gesehen (ini^^

D3ij); da ist culpa lata auch beim Wald oder Eintreten in

einen fremden Hof ohne Erlaubnis anzunehmen^"' *).

1) Daselbst. Di55''iy Kii j>in nytt; 's^ öui'''? inw^ bm? aivi

2) Daselbst, rbv ^13»"? bii'' iistnn b^^ pi^

^) Wir haben somit da zweimal culpa lata: a) bei augenschein-
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Diese Unterscheidung der Fahrlässigkeitsarten gilt selbst-

verständlich auch für andere Fälle, so daß sie begrifflich fixiert

bei Maimonides auftreten^). Dabei ist diese Unterscheidung

auch bei allen Bedeutungen der Fahrlässigkeit, ignorantia facti

oder juris, gültig.

Weitere Fälle der Fahrlässigkeit:

„Die Regel hierbei ist: wenn nur jemand von einer Leiter

herabsteigt und auf einen Menschen fällt und ihn tötet, so

wird er, als fahrlässiger Töter, verbannt; wenn aber das nicht

beim Herabsteigen geschieht, so wird er nicht verbannt"^).

Der Talmud sucht da ein allgemeines Kriterium der Fahr-

lässigkeit aufzustellen: beim Herabsteigen ist immer reine

Fahrlässigkeit anzunehmen, daher auch — Verbannungsstrafe ;

beim Fallen aber, das nicht beim Herabsteigen geschieht, ist

keine Fahrlässigkeit, sondern vielmehr Zufall anzunehmen, da

der Täter bei solchen Fällen den Erfolg nicht voraussehen

kann, daher auch — keine Verbannungsstrafe. Beispiele für

diese allgemeine Regel sind an derselben Stelle gebracht:

„Wenn jemand eine Walze schiebt, und sie auf einen fällt

und ihn tötet, oder ein Faß herabläßt, und es auf einen fällt

und ihn tötet, oder von einer Leiter herabsteigt und auf einen

fällt und ihn tötet, so wird er in eine Zufluchtsstadt verbannt;

wenn aber jemand eine Walze zieht und sie auf einen fällt und

ihn tötet, oder ein Faß heraufzieht, und der Strick reißt und

es auf einen fällt und ihn tötet, oder auf eine Leiter steigt,

und auf einen fällt und ihn tötet, so wird er nicht ver-

bannt*)".

lieh er Kenntnis des Hereintretens (flViy^S xbsy ''"SJ^S nxi), b) bei ver-

standesgemäßer Kenntnis (inKI ^b'O ''"By« nVii>ia).

*) Es ist im Talmud noch eine Interpretierung da, die wir aber

übergehen müssen,

») ,3 « 'n t'i 's «rutii 'br\ .DSüin

2) b"} ,f|ttü Ueb. Bd. VII, S. &37. n'?1i IMI^^''
^l'lSti^ "pS bb^Tf n

nbij M^^ inT'T' 1*11:3 ^b -

ä) Daselbst.
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Also, das Faktum des Herabsteigens als solches, ohne

Rücksicht auf die besonderen Umstände, wird generell als

Symptom der Fahrlässigkeit angenommen. (Die Regel ist von

einem Bibelspruch abgeleitet.) Maimonides aber sucht diesen

Grundsatz auch logisch zu rechtfertigen; er sagt: a<ienn das

Fallen beim Herabsteigen ist sehr üblich zu jeder Zeit und

sollte erwartet werden, da die Natur der Schwere darin be-

steht, geschwind zu Boden zu sinken —
,
daher soll der Täter,

der das nicht beachtet hatte, verbannt werden; das Fallen

beim Aufsteigen aber erscheint wie ein Wunder und ist als

Zufall zu betrachten" ^).

Mehr noch, der Talmud bestimmt: „Wenn das Herabsteigen

zum Zwecke des Aufsteigens geschieht, so wird der Täter

nicht verbannt"^), denn da wird ein Zufall angenommen, ob-

wohl es sich um das Herabsteigen handelt.

Weitere objektive Kriterien werden in folgenden Fällen

angegeben: „Der Feind, der fahrlässig getötet hat, wird nicht

verbannt* ^), denn es ist in diesem Falle „Fahrlässigkeit,

die sich dem Vorsatz nähert" (Tiüb Slip Jiiiy) anzunehmen.

Eine Meinung will in solchem Falle sogar einen vollen Vor-

satz sehen. Wann wird aber ein Mensch in Beziehung auf

seinen Nächsten als Feind («jity) betrachtet? Auch dafür

ist eine allgemeine Regel aufgestellt: „sofern einer mit dem

anderen drei Tage nicht gesprochen hat" *).

Es wird überhaupt ein Kriterium aufgestellt, um Fälle

der „reinen Fahrlässigkeit" von denen einer „Fahrlässigkeit,

die sich dem Vorsatz nähert", zu unterscheiden: „die Regel

1) nvnb Kin anp inii p'^mh cny.n ai-na ^lita n'?''sj tti '>inü>

Ip'-ni iö;iy i'T) ^b^ 'p'-Kim niJiüii ntoü'p iT-b Kin isan j>3ta 'lu'^

1ÜD1 xin nhst 1)33 ,1''!?^ nym nbisj "^sk' n'?j'' nii'T' nyiüa na'' W))^

.(s'"' .bn »1 /IS *ni:n ,'bn D"2ia-in) «in duk

=3 M fittü Ueb. Bd. VII, S. 538. »nbu irS' iT-bj? TTl^ X\'ltir .11^1'' "'BX1

3) b"ta .mSÜ Ueb. Bd. VII, S. 546. nbu I^K (WJ^a J"I,T^) NJia?

^) .Cb'' 'j löi^ iai «"psy bs Maimonides. .njtn 'Sl DSb'nn

"> 'n '! 'a
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hierbei ist: wenn anzunehmen (zu vermuten) ist, er habe

ihn absichtlich getötet, so wird er nicht verbannt; er habe

ihn unabsichtlich getötet, so wird er verbannt"^), also: dort,

wo man die Kenntnis des Täters vermuten kann (xiniy

'niü«'? bia''),
ist „Fahrlässigkeit, die sich dem Vorsatz nähert"

anzunehmen; wo man die Kenntnis gewiß feststellen kann

(bei Warnung), ist Vorsatz; wo man die Unkenntnis ver-

muten kann, ist „reine Fahrlässigkeit" anzunehmen (wobei

aber die Vermutungen auf Grund verschiedener objektiver

Kriterien gemacht werden).

Die verschiedensten Fälle der Fahrlässigkeit lassen sich

unzählig bringen, wir heben aber da nur noch einige heraus:

»Wenn der Gerichtsdiener dem Delinquenten einen Schlag

mehr gegeben hat, und dieser gestorben ist, so wird er dieser-

halb verbannt"
^).

Es ist hier ein Fall der einfachen Fahr-

lässigkeit, denn der Gerichtsdiener hat nur den Befehl

erhalten, die Strafe zu vollziehen, wobei aber das Zählen der

Schläge dem Richter übertragen ist, der eigentlich geirrt hat^);

wenn auch der Vollzieher vorsichtig handeln, also das Zählen

prüfen sollte, so ist doch diese Pflicht eine sekundäre, eine

nebensächliche. Es ist daher bei ihm nicht „Fahrlässigkeit,

dem Vorsatz nahe", wie bei den Richtern, anzunehmen.

„Wenn jemand einen Stein auf öffentliches Gebiet geworfen

und damit einen Menschen getötet hat, so wird er nicht ver-

bannt"*), denn diese Fahrlässigkeit nähert sich dem Vorsatz, es

ist Vorsatz zu vermuten ^),
denn „er sollte doch daran denken.

1) b"a ,ri13Ü Ueb. Bd. VII, S, 546. IIÖX"? bw l^Wa» '?3 '?'?3rt ni

2) ba""? p''^ Ueb. Bd. VI, s. 115. ttt ''1,1 niai fihK ,i:>'ijti 1*?
r]''tni

11^ b^ ,ibia

3) X3''Jöa lya l'-D'ia K3^''1

*) Daselbst, .l"?-« U'^S Jim D^SII nVii^l'? pKI flK plHI

^) Voller Vorsatz ist aber da nicht vorhanden, da eben sein

Vorsatz ein eventueller war (denn es fehlte die Kenntnis der Kau-

salität des Erfolges
— der Tötung eines Juden, es Tvaren ja auf der
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daß auf öffentlichem Gebiet Menschen (Juden) vorhanden sind"
^),

somit konnte er also auch den Willen zum Erfolg gehabt haben.

flWenn jemand einen Stein im Schöße hatte, ohne es ge-
merkt zu haben, und als er aufgestanden, dieser herab-

gefallen ist, so ist er frei von Verbannung, -wema. der Stein

auf einen Menschen fällt und ihn tötet", denn es fehlt hier

sogar die Fahrlässigkeit (die nur dann vorhanden ist, wenn

der Täter von Anfang an vom Steine wußte)^).

„Wenn er aber gewußt hat, daß er einen Stein im Schöße

hat, aber es vergessen hat, und als er aufgestanden, dieser

herabgefallen ist, so wird er mit Verbannung bestraft, denn

er hatte ja die notwendige Kenntnis"^), da ist Fahrlässigkeit

anzunehmen.

„Wenn, nachdem der Stein aus der Hand des Täters ge-

fahren war, der Verletzte seinen Kopf hervorgestreckt hat

und er getroffen wurde, so ist der Täter frei von der

Verbannungsstrafe" *). Die Kausalität ist da vorhanden,

Fahrlässigkeit fehlt, da eben ein solcher Erfolg außerhalb

jeder Voraussicht steht. Dennoch haftet dabei der Täter

zivilrechtlich, in Form von Zahlung der „vier Dinge" (nj^siK

D''13'i). Wenn aber gefragt werden kann, warum man ersatz-

frei ist im Falle: „Wenn jemand ein Grerät von der Spitze

eines Daches herabgeworfen, und ein anderer die untenliegenden

Kissen fortgenommen hat" % wo auch eine solche weitgehende

Fahrlässigkeit angenommen werden könnte, — so ist darauf

Straße auch Nichtjuden), es fehlte somit die Ueberzeugung in seinem

vollen Willen,

*''^i''ü ''n'-att' D'iain nitt'ian nni^nx ''pidx'? .t''? ''i?a''t^n

2) i^V'3 »p''^ üeb. Bd. VI, S. 92. ^b) )p^11i l"? mJIÜ pK -imi

"iirx) mn' DJ na ^:2'^bi (mbjü) iiioa (niai üik bj>) .ibaji loyi nn i^an

.(Kip^iJö ,-ii)''i'' b"n^ K3''ni pi njs^'' K^^

s) Daselbst, .ifi}'^^ ^'h ''in «nn s^)bi i^n nbaji nö^i nnD'iri ns T-sn

*) aj"^ ,p"a ueb. Bd. VI, s. 116. K'';sini IT nnnö px nm^tt? •'ü

.(nbi^) nitaa n'?S''pi Tmi nx nbn

5) Siehe oben S. 47.
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zu antworten: das Fehlen der Kausalität der Handlung ist

noch kein Grund dazu, da auch Bedingungen (kö1;i) zivil

haftbar machen; es fehlt aber in diesem Falle auch völlig die

Möglichkeit der Voraussicht des Erfolges, da „er nicht darauf

rechnen konnte, daß man die Kissen wegnehmen, und dadurch

das Gerät zerbrochen werden wird" (Tossaphoth)
^ "•

^).

Wenn wir in der Lehre von der Kausalität eine große

Aehnlichkeit zwischen dem Zivil- und Strafrecht konstatieren

konnten, so ist dagegen der Gegensatz zwischen den beiden

flechten in der Schuldlehre zu betonen. Da ist es auch klar

vom Talmud formuliert: „Hinsichtlich der zivilen Haftbarkeit

gleicht die fahrlässige Handlung der vorsätzlichen und die

genötigte der willigen, beim Mordverbrechen aber gleichen

diese Handlungen einander nicht" ^).

Auch in dem anderen großen Gebiet der Haftung des

Menschen für das Tier sind dieselben Grundsätze maßgebend.

Es wird Fahrlässigkeit des Menschen nur bei der Möglichkeit

der Voraussicht seitens des Menschen der Handlung des Tieres

und des Enderfolges angenommen und gestraft, d. h. nur bei

Typizität der Handlung und des Erfolges^
"•

^). Die Typizität

1) Ö'-bsn I^S^'^l D'^liÜ Ipbb^lJ? ^wrh ib pKI; natürlich handelt

es sich um Fälle, wo man die wahre Gesinnung' des Täters nicht er-

schließen kann.

^) Es scheint aber doch im schroiTen Gegensatze mit dem Grund-

satz zu stehen: „Der Mensch ist stets haftbar, ob er vorsätzlich oder

fahrlässig, ob er wachend oder schlafend gehandelt hat* Oi>1Ö D^lSi

|iyi ps iy p3 TiJü p iW pn Obiyb), wo also bei ziviler Haftung nur

die Kausalität festgestellt werden muß, um dann, die Schuldfrage außer

acht lassend, die Strafbarkeit zu begründen.

2) b1"y .'n)D Ueb. Bd. VII, S. 327. DJ1S<1 1''1Ö3 iW n nw ppli

Vorsatz ist in diesen Fällen unmöglich, denn dann ist auch

bei Untypizität (nTlIIX 1Kb) der Täter verantwortlich zu machen, denn

sonst käme man zu dem unsinnigen Resultate, daß ein Mensch, der vor-

sätzlich das raffinierteste, noch nie dagewesene Verbrechen ausgeführt

hätte, straffrei wäre.

^) Als einziges Beispiel soll folgende Stelle dienen : „wenn ein Rind
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wird aber für bestimmte Tiere und Dinge vom Talmud selbst

festgestellt und in klare feste Begriffe fixiert (so z. B.
lp''i''n

p'^inb injltt i-p ,piib Wis:) n^nn .'wia u. s. w.). Die Betrachtung

dieser aller Begriffe steht außerhalb unserer Arbeit.

Wir haben zuletzt noch ein Gebiet zu betrachten, wo

von der Fahrlässigkeit auch die Rede sein kann,
— das ist das

Gebiet der Gromobedingung. Die Straffreiheit wird in solchen

Fällen außer dem Grunde des Fehlens der Kausalität oft auch

noch durch das Fehlen der Schuld begründet. Hierher gehören

die Fälle, wie: „Wenn das Eisen (die Axt) vom zu spaltenden

Holz zurückprallt; wenn vom zu spaltenden Holz ein Span

abspringt; wenn jemand eine Erdscholle gegen eine Dattel-

palme wirft, und Datteln herabfallen und einen töten"
^).

Wo die Handlung des Menschen nur Bedingung ist, also

den Erfolg nur bedingt hat (denn wäre überhaupt keine

Bedingtheit vorhanden, so sollte man auch beim Yorsatz

straffrei sein), fehlt auch die Möglichkeit der Voraussicht des

Erfolges, da die Wirkung sich doch erst mittelbar, indirekt

äußert („denn der Erfolg rührt nicht von seiner eigenen Kraft,

sondern von einer sekundären Kraft her" — meint der Talmud

an dieser Stelle)^). Maimonides sagt mit Recht dazu: „es

ist also als Zufall zu betrachten" ^). Es fehlt daher in allen

diesen Fällen die hier einzig mögliche Art der Schuld, die Fahr-

lässigkeit, somit ist auch keine Verbannungsstrafe möglich^).

ein loses Hörn in den Mund nimmt und damit stößt, so kann man bei

einer solchen ungewöhnlichen Führung des Tieres vom. Eigentümer

nicht die Voraussicht und das Hüten davor fordern". (nii>'l'?n \')p

Tiböb ü'^bjif^b f^^"1 ^b) i^a naTi pi<
bnn r^m-) m^vj ps r^tr^'rir^ niriKty

.nt 131)3 [ba ,p"^ üeb. Bd. VI, S. 5].)

0^"n,b"l »nüb Ueb. Bd. VII, S. 539 f. .Ts »rtail 'bn iDSÖin

DD''p i^T ypsnan y^n p ; (d"Düi) ypnnan ypn p b^^^rt aiaa»: ita 'bn

M'iüp'i 'iian bm) ''lan insi i^bp'^ib «ös «nt£>n }kü ;C'"tt>i)

^) Ebenso wäre es mit der nichthinreichenden Bedingung, bei der

auch die Voraussiclit des Erfolges erschwert ist.

*) Vgl. Frank el, S. 230.



— 129 —

Der Irrtum.

Irrtum heißt, im allgemeinen, eine Nichtübereinstimmung

des Vorsatzes mit dem tatsächlichen Verlauf der Handlung.

Auch dieser Begriff ergibt sich somit aus dem Vorsatzbegriff:

einem jeden Elemente des Vorsatzes kann begrifflich ein dies-

bezüglicher Irrtum entsprechen. Wir haben den Vorsatz als

Kenntnis und Wollen der Kausalität, der Tatbestandsmäßigkeit,

der Rechtswidrigkeit und der Strafbarkeit formuliert. Es

können somit vier Arten des Irrtums möglich sein:

A. Irrtum über die Kausalität, d. h. Nichtübereinstimmung

zwischen der gedachten kausalen Verknüpfung von Willens-

betätigung und Erfolg und der tatsächlichen; wenn also ein

anderer konkreter Erfolg eingetreten ist, als der, der ge-

wollt war.

Wir finden im Talmud beim Mordverbrechen mehrere

Irrtümer besprochen, von denen wir schon hier zwei hervor-

heben: Irrtum über die Stelle am Leibe des Verletzten, die

tödlich getroffen ist, und Irrtum über den Namen des Ver-

letzten. Ersterer Irrtum erscheint als nicht wesentlich, denn

es bildet gar keinen Unterschied des Erfolges, wenn man

sich um die Stelle irrt, die so wie so tödlich ist, somit bleibt

auch der Kausalzusammenhang derselbe, wie der gedachte.

Wir wissen, daß in diesem Falle auch der Dolus eventualis

zulässig ist^). Beim zweiten Irrtum ist es anders, denn ein

anderer Name macht auch den Erfolg verschieden, so daß

die Ermordung eines anderen Menschen einen ganz anderen

Kausalzusammenhang bedeutet, als der gedachte; somit fehlt

auch der Vorsatz.

Die hierher gehörenden Fälle seien da gebracht:

a) »Wenn der Täter den Verletzten auf die Lenden

treffen wollte, wo der Schlag nicht tödlich wäre, und ihn aufs

Herz getroffen hat, wo er tödlich war, und er gestorben ist,

so ist er straffrei;

1) Siehe oben S. 111.

Steinberg, Die Lehre vom Verbrechen im Talmud.
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b) wenn er ihn aufs Herz treffen wollte, wo der Schlag

tödlich ist, und er ihn auf die Lenden getroffen hat, wo er

nicht tödlich ist, und er dennoch gestorben ist, so ist er straf-

frei" 1).

Ad a). Obwohl die Willensbetätigung für den konkreten

Erfolg sich als kausal erwiesen hat, so ist doch der Täter

frei, weil da der Vorsatz fehlt: a) das Wollen des Todes, da

er ja doch einen anderen ungefährlichen Schlag versetzen

wollte, b) und die Kenntnis der Kausalität. Dieser Irrtum

ist ein wesentlicher, da die neue Sachlage einen ganz anderen

Erfolg geschaffen hat, als es gewollt war, somit auf das Wollen

des eingetretenen Erfolges nichts geschlossen werden kann.

Hierher gehören auch die folgenden Fälle: „Wer nach

einer Richtung (Seite) hin werfen wollte, der Stein aber nach

einer anderen ging, wodurch ein dort stehender Mensch ge-

tötet wurde" ^). Da aus dem Werfen nach der beabsichtigten

Richtung hin nichts Schlimmes herauskommen konnte, so ist

also kein Wollen des T o d e s erfolges vorhanden gewesen.

(Es wird da aber Fahrlässigkeit, die sich dem Vorsatz nähert,

angenommen.) Ebenso ist es, wenn der Täter sogar die Ab-,

sieht, nach der unheilvollen Richtung hin zu werfen, hatte,

ein Irrtum aber in bezug auf die Weite des Werfens entstand:

„wenn er zwei Ellen werfen wollte und vier geworfen hat"^).

Auch da wäre bei der beabsichtigten Weite kein Todes-

erfolg entstanden, es ist somit kein Vorsatz anzunehmen (wohl

aber auch Fahrlässigkeit, die sich dem Vorsatz nähert).

Ad b). Da war der Vorsatz vorhanden, doch fehlte die

Kausalität, denn, obwohl der Verletzte gestorben ist, war doch

der Tod nicht aus der Handlung des Täters hervorgegangen:

1) ^n"3} /njö üeb. Bd. VII, s. 338. n\i ^b) Tir\ü bi} irnsn"? pttnj

nöi )'2b bii Wün"? '-is u ,'^^'^1 'üb btf ib t^:hm nm bi> Würh ''15 tt

bv 'b r\sbm vjiiö b)) in-'bnb '•'is ia r7\-n )^b bs w^r^b pisnj jTiisb

Titas nöi rina by Wünb •'la 15 ir-n xbi nr\ü

^) b"t msü Ueb. Bd. VII, s. 538. 'in« i^b nb nsbni ni i^b pisw

ä) b1"3 p"3 üeb. Bd. VI, S. 93. »^anK pITl Ü^'t^V pr\)b J'^ttHJ
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objektiv war der Schlag für den Todeserfolg ungenügend und

bedurfte daher der Mitwirkung einer irgend anderen unbe-

kannten Bedingung.

„Wenn er ihn aber auf die Lenden treffen wollte, wo
der Schlag tödlich wäre, und er ihn auf das Herz getroffen

hat, wo der Schlag auch tödlich war, und dieser gestorben

ist, so ist er strafbar"
^).

In diesem Falle ist die Kausalität

vorhanden, ebenso auch der Vorsatz, denn, obwohl der Täter

sich über die Stelle, die jedenfalls tödlich ist, geirrt hat, so

ist doch dieser Irrtum unwesentlich, da der Erfolg in

beiden Fällen begrifflich derselbe ist, mithin auch die Ver-

knüpfung der Willensbetätigung mit dem Erfolge (= Kausa-

lität) dieselbe ist, so daß auch die Kenntnis der Kausalität

als vorhanden angenommen werden kann.

In diesen Fällen kristallisiert sich die klare Erkenntnis

des Unterschiedes von Kausalität und Schuld im Verbrechen,

eine Erkenntnis, die vorzüglich von Raschi formuliert ist:

„denn zweierlei ist zum Verbrechen notwendig: einmal, daß

der Täter den verbrecherischen konkret eingetretenen Erfolg

(z. B. Todesschlag) will, und zweitens, daß er dem Ver-

letzten wirklich einen Todesschlag versetzt (daß er den Er-

folg kausal herbeiführt") ^).

c) Wenn der Täter in der Absicht, den einen zu töten,

einen anderen getötet hat, so ist er frei — so nach R. Simon

und der Schule Hizgijas" ^). Dieser Irrtum ist ein wesent-

licher, ein Irrtum, der die Unkenntnis der Kausalität seitens

des Täters offenbart, denn ein verschiedener Mensch, als Ob-

jekt des Mordverbrechens, macht auch den Erfolg verschieden,

somit auch die ganze Verknüpfung von Willen'sbetätigung und

>) »tD"j? ,'tiiü üeb. Bd. VII, s. 334. T-sriö bs ni2rib pi:)nj bax

2) Daselbst, «nn'^ö nsjs ua-'tt»! nnvi m^ö'p pisn'^ö sn'^iy
jj-'ya

^nim

ä) Daselbst. 'iyöti'"Ti wi) miaa ni fi« mi ni n^ ann"? pisnj

.{fT^pllTTl
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Erfolg (= Kausalität) verschieden
;

die neu eingetretene Kausa-

lität kannte aber der Täter nicht, es fehlte somit der Vorsatz.

Der Irrtum über den Namen bei anderen Verbrechen

(z. B. Diebstahl) aber ist unwesentlich, da der Erfolg

und seine Verknüpfung mit der Willensbetätigung begrifflich

dieselben bleiben^). Der Irrtum aber über Erfolge ver-

schiedener Verbrechen (z. B. Diebstahl und Raub) schließt

den Vorsatz aus, da die Erfolge begrifflich verschieden sind:

es fehlen da die Tatbestandsmerkmale (siehe unten), der Irrtum

ist somit vresentlich.

Wesentlich ist also ein Irrtum dann, wenn der einge-

tretene Erfolg begrifflich verschieden ist von dem gedachten,

so daß beim Täter im Moment der Handlung die Kenntnis

der Kausalität fehlte; wann aber sich ein Erfolg begrifflich

von einem anderen unterscheidet, darüber entscheidet jedesmal

das Gesetz, Mit dieser Entscheidung hängt auch augenschein-

lich die Möglichkeit des eventuellen Vorsatzes zusammen, der

nur bei begrifflich denselben Erfolgen gestattet ist. Also:

dort, wo der Irrtum als unwesentlich gilt, ist auch eventueller

Vorsatz genügend, und umgekehrt,

B, Irrtum über ein Tatbestandsmerkmal.

Wenn also bei einem religiösen Vergehen gegen die

Sabbatruhe der Täter meint, es sei ein Werktag u. s, w. Als

bestes Beispiel soll folgender Fall dienen: „Wenn er in der

Absicht, ein Tier zu töten, einen Menschen getötet hat, oder

einen Nichtjuden zu töten, einen Israeliten getötet hat, oder

eine Fehlgeburt zu töten, ein lebendiges Kind getötet hat, so

ist er frei"^).

^) Dabei muß die Gleichheit der Erfolge objektiv gegeben sein,

nicht subjektiv, im Bewußtsein und Wollen des Täters: wenn er auch

sagt, er möchte auch den eingetretenen Erfolg, so ist es bedeutungslos.

Vgl. auch Frankel, S. 228.

2) ^n"i} /njö Ueb. Bd. VII, s. 333. 5ini nianan n« mn^ pisw
fix aim CK''öi b^üpi ibsi) Q'''?Bjb '?Kia>'« nx Jim '-nisb ü'-^^n riK
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Mord, auf den Todesstrafe folgt, beißt im Talmud eine

Tötung eines a) Menschen, der b) Jude und c) lebensfähig

ist; das sind alles Tatbestandsmerkmale, Der Täter hat in

diesem Falle einen begrifflich verschiedenen Erfolg herbei-

geführt, dessen Kausalität er auch nicht kannte, somit hat er

auch nicht vorsätzlich gehandelt^).

Dieser Fall ist identisch in der Beurteilung mit einem

anderen: „Der Täter meinte, das anzugreifende Objekt sei ein

Tier, während es sich aber als Mensch erwiesen hat"^); in

beiden Fällen ist ein Irrtum über die Tatbestandsmerkmale

vorhanden, doch sind die Fälle faktisch verschieden: im

ersteren hat der Schlag einen anderen, im zweiten — den-

selben Körper getroffen.

C. Irrtum über die Rechtswidrigkeit.

Hierher gehört auch der klassische Fall: „Wenn der

Täter glaubt, die Handlung sei erlaubt"
^), wobei aber seine

Handlung sich als rechtswidrig erweist. Ein solcher Irrtum

wird bei Mordverbrechen als Fahrlässigkeit, die sich dem Vor-

satz nähert, betrachtet, sonst aber— als einfache Fahrlässigkeit.

D. Irrtum über die Strafbarkeit.

Hierher gehört auch die Stelle im Talmud, wo es heißt:

„ Wenn jemand in betreff einer schweren Frage gewarnt wurde,

er auch in betreff einer leichteren als gewarnt gelte" *). Es

ist also nicht nur eine „Warnung mit einer Inaussichtstellung

einer Todesstrafe überhaupt, ohne Angabe welcher Todes-

art" ^), die mit keinem Irrtum verbunden ist, für den Vorsatz

^) Der Irrtum über die Tatbestandsmerkmale gehört somit zum

Irrtum über die Kausalität, wird aber hier besonders aus methodischen

Gründen behandelt.

2) M"y 'Wd ,fii£iDin »Uli« x:üö31 nians laDp

3) a"!a ,ni5)2 Ueb. Bd. VII, S. 545. .iniü 1)21N

*) ^i"b .m:nn5 Ueb. Bd. vii, s. 337. *>& .'HJD. nan ^zib ninia

('5 fyn a'"' 'ö ;"i '"rn ti'"' ,3 ,"i,ijd ,br\ D"a)a'in) hp iT\b niniia •'in

Sofern es sich da um einen Irrtum bei den Zeugen und dem Täter

handelt

5) DriD nfT-ü nxinn
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völlig ausreichend, — sondern auch ein Irrtum über die

Strafbarkeit, bei Annahme einer schweren Strafe, ist für den

Vorsatz unwesentlich und unwichtig. Dagegen ist aber ein

Irrtum über die Strafbarkeit, bei Annahme einer leichteren

Strafe, wohl wesentlich, denn der Täter „muß sich dem Tode

preisgegeben haben" ^), damit die Warnung eine vollgültige

sein solle; dazu muß er aber genau die Schwere der Strafe

kennen (es wird das von einem Bibelspruch abgeleitet). Selbst-

verständlich ist nun, daß auch der Irrtum des Täters über die

Strafbarkeit der Handlung überhaupt den Vorsatz und so-

mit auch 'das Vorhandensein eines Verbrechens ausschließt.

Bei allen diesen behandelten Irrtümern, die den Vor-

satz ausschließen, erwächst aber Fahrlässigkeit in den ver-

schiedenen Formen, was bei Maimonides genauer ausge-

führt ist ^).

Als letzteres ist noch hinzuzufügen, daß der Irrtum

und die aus ihm erwachsende Fahrlässigkeit in allen drei

möglichen Formen des Verbrecl^ens geschehen kann: a) bei

fehlender Warnung über den eingetretenen Erfolg, b) bei

Vorhandensein derselben, aber wenn der Täter es bestreitet,

c)' bei irrtümlicher Warnung seitens der Zeugen, die der Täter

annimmt, woraus er selbst auch den Irrtum begeht.

ax"ü 'nJD üeb. Bd. VII, S. 170. .irT'b'? lÖ^JJ? IW
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